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Die nächsten zehn Jahre sind für die Stadtentwicklung von 
großer Bedeutung. Die Städte müssen sich unter Rahmen-
bedingungen bewähren, die von geringem Wirtschafts-
wachstum und hoher Arbeitslosigkeit, öffentlicher Finanznot 
sowie demografischem und sozialem Wandel geprägt sein 
können. 
In dieser Situation müssen wir die Kräfte der Stadt für die 
Bewältigung der bevorstehenden Aufgaben mobilisieren. Die 
lokale Ebene bestimmt nicht die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen und die gesellschaftliche Entwicklung. Städte 
können jedoch klug oder weniger klug ihren Handlungs-
spielraum nutzen. Eine verantwortliche Stadtpolitik muss 
sich rechtzeitig auf wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Veränderungen einstellen und Konzepte für das künftige 

Handeln entwickeln. Mit dem Programm Hannover plusZehn wollen wir Hannover als junge 
Stadt präsentieren, die Innovationen fördert und auf bürgerschaftliches Engagement setzt.

Hannover plusZehn: 
Arbeiten für
ein junges 
und innovatives 
Hannover

  Junge Stadt: 
  Eine Provokation? 

Der Begriff junge Stadt kann angesichts des demogra-
fischen Wandels als provokant empfunden werden. 
Der Altersdurchschnitt der Bevölkerung steigt, aber 
die Stadt soll jung bleiben. Dies ist kein Widerspruch. 
Städte, die jungen Menschen, Kindern, Familien, Stu-
dierenden und Auszubildenden keine Perspektiven 
bieten, werden sich nicht positiv entwickeln. Der 
wachsende Anteil älterer Menschen an der Stadtge-
sellschaft darf keinesfalls einseitig als Belastung inter-
pretiert werden. Die Stadtpolitik  wird auch künftig 
die Bedürfnisse älterer Menschen in den verschiedenen 
Altersphasen berücksichtigen und die Ressourcen 
älterer Menschen für eine positive Stadtentwicklung 
nutzen.   

  Stadtpolitik 
  für Kinder 

In der jungen Stadt steht das Leben mit Kindern im 
Mittelpunkt, dabei wird ein Schwerpunkt bei Bildung 
und Betreuung gesetzt. So verbessern sich für Mütter 
und Väter die Möglichkeiten, Familie und Beruf zu 
verbinden. Wir verfügen in Hannover bereits über ein 
gutes Betreuungsnetz, das wir insbesondere im Bereich 
der Ganztagsbetreuung erweitern wollen. Auch das 
Angebot der Krippen- und Krabbelplätze soll erweitert 
werden. Eine kinderfreundliche Großstadt nimmt Eltern 
viel von der Motivation, in Umlandgemeinden zu ziehen. 
Familien mit Kindern, aber auch ältere Menschen 
schätzen die Stadt der kurzen Wege mit attraktiven

Stadtplätzen, guten Einkaufsmöglichkeiten und öffent-
lichen Einrichtungen in lebendigen Stadtteilen. Zu einem 
familienfreundlichen Wohnumfeld gehören natürlich auch 
sichere und saubere öffentliche Räume.    

  Herausforderung 
  Integration

Den großen Städten fällt traditionell die Aufgabe der 
Integration von Menschen mit unterschiedlichen religiö-
sen, ethnischen und kulturellen Prägungen zu. In der 
gewollten Vielfalt müssen wir uns jedoch an einem für 
alle Einwohnerinnen und Einwohner geltenden Grundkon-
sens orientieren. Zu diesem gehört, dass Menschen, die 
hier länger leben wollen, die deutsche Sprache beherr-
schen. 

Eine große Zahl von Kindern wächst in Familien auf, in 
denen die Eltern oder Großeltern aus anderen Staaten 
zugewandert sind. Soll die Integration dieser Kinder in 
unsere Stadtgesellschaft gelingen, dann brauchen sie 
eine gute Bildung und tragfähige berufliche Perspektiven. 

Wir wollen möglichst viele Menschen in unserer Stadt 
für das bürgerschaftliche Engagement gewinnen. Die 
besten Anknüpfungspunkte für die Übernahme von Ver-
antwortung für das Gemeinwesen in Vereinen, Verbänden 
und Initiativen sehen wir in den Stadtteilen. Diesen Einsatz 
wollen wir nicht nur durch die gezielte Unterstützung und 
Anerkennung fördern. Die Menschen sollen stärker an 
Entscheidungsprozessen in ihrem Umfeld beteiligt werden. 
Dies gilt auch für Kinder und Jugendliche, bei denen wir 
für eine demokratische Mitgestaltung werben müssen.

  

  Klima der Innovation 
  und Weltoffenheit  

Die Innovationskraft einer Stadt bestimmen die örtlichen 
Unternehmen, die Institutionen, Verbände, Vereine und 
letztlich jede und jeder Einzelne. 
Innovative Menschen an ihre Stadt zu binden und ein 
Klima der Innovation zu fördern, zählt zu den wichtigsten 
Aufgaben der Stadtpolitik. Eine entscheidende Rolle spielt 
in diesem Zusammenhang die Qualität der wissenschaft-
lichen Einrichtungen und ihre Verbindung zur Wirtschaft 
und den öffentlichen Verwaltungen. 

An den verschiedenen Hochschulen und Fachhochschulen 
in unserer Stadt studieren etwa 38.000 Frauen und 
Männer. Wir wollen, dass sich auch künftig viele Studie-
rende für Hannover als Studienort und nach Abschluss 
der Ausbildung auch als Wohnort entscheiden. Dafür 
brauchen junge Menschen Chancen auf einen Arbeitsplatz, 
Möglichkeiten der beruflichen Weiterentwicklung oder 
Erfolg versprechende Perspektiven für einen Weg in die 
Selbständigkeit. Natürlich spielt hier auch die urbane 
Lebensqualität, das Kulturangebot und das von vielen 
Faktoren bestimmte Flair der Stadt eine Rolle. 

Wir müssen uns als Messestandort von Weltrang, als 
Stadt mit international tätigen Unternehmen und als 
attraktives Tourismusziel behaupten. Die Landeshauptstadt 
Hannover ist die mit Abstand größte Stadt Niedersachsens 
und treibende Kraft bei der Entwicklung des Raums 
Hannover-Braunschweig-Göttingen zur Metropolregion 
von europäischer Bedeutung. Wir engagieren uns als 
Stadt in internationalen Projekten und nehmen die euro-
päische Einigung als Herausforderung an. 

Unsere Stadt verfügt mit hannoverimpuls über eine 
beispielhafte Wirtschaftsinitiative, die die Entwicklung 
innovativer Branchen und Unternehmen fördert. Wer sich 
in Hannover eine Existenz aufbaut, wer Arbeitsplätze 
sichert und neue schafft, kann auf städtische Unterstützung 
zählen. 

Wir besitzen die Chance, Hannover als Standort für 
internationale und nationale Großereignisse weiter zu 
profilieren. Zur Innovationskraft einer Stadt zählt auch 
die Fähigkeit, Großereignisse wie die Fußball-
Weltmeisterschaft 2006 für eine langfristige Stärkung 
der Wirtschaftskraft zu nutzen.    

  Handlungsfähigkeit 
  sichern

Natürlich müssen wir bei der Entwicklung und Umsetzung 
unserer Stadtpolitik die Rahmenbedingungen, das heißt

in erster Linie die angespannte Finanzlage, beachten. Mit 
dem fünften Programm zur Konsolidierung des Stadthaus-
haltes haben wir uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt: Wir 
wollen erreichen, dass der Haushalt jahresbezogen wieder 
ausgeglichen ist. Der Erfolg hängt jedoch nicht allein von 
städtischen Anstrengungen ab, sondern insbesondere 
auch vom Verhalten des Bundes und des Landes sowie 
der Region Hannover.

Auch wenn der jährliche Etatausgleich gelingt, werden 
wir weiterhin über viel zu geringe Mittel für den Erhalt 
und Ausbau der städtischen Infrastruktur verfügen. Die 
Haushaltslage und die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zwingen uns zur Konzentration auf die wichtigsten 
Aufgaben und die zeitnahe Anpassung an gesellschaftliche 
Veränderungen. Wir haben bei der Entwicklung von 
Hannover plusZehn die strikte Vorgabe der Finanzierbarkeit 
eingehalten. Wenn wir für neue Aufgaben Finanzmittel 
benötigen, dann werden wir sie an anderer Stelle einsparen 
müssen. Vorschläge, die keine realistische Finanzierungs-
perspektive bieten, finden ebenso wenig Eingang in das 
Programm wie Maßnahmen, die zu mehr Bürokratie führen 
würden. Gleichzeitig halten wir uns Wege offen, über  
neue Finanzierungsmodelle und die Kooperation mit der 
Wirtschaft zukunftsweisende Projekte zu realisieren. Wir 
wollen die interkommunale Zusammenarbeit in der Region 
Hannover weiter entwickeln und durch die Realisierung 
von gemeinsamen Projekten in der Metropolregion Han-
nover-Braunschweig-Göttingen den niedersächsischen 
Kernraum stärken.  

  Einladung 
  zur Zusammenarbeit 

Wie sich die Städte und Regionen in Deutschland und in 
der Europäischen Union in den nächsten zehn Jahren 
entwickeln werden, das kann heute niemand verlässlich 
prognostizieren. Gewissheit herrscht jedoch darüber, dass 
der Standortwettbewerb an Schärfe zunehmen wird. Ich 
bin überzeugt, Hannover besitzt gute Chancen. Wir müssen 
unsere Potenziale besser als andere Städte nutzen und 
schneller auf veränderte Rahmenbedingungen reagieren.

Über den Erfolg entscheidet letztlich auch unsere Fähigkeit, 
möglichst viele Menschen für ein Mitarbeit zu gewinnen. 
Hannover plusZehn bietet Raum für Kooperation und 
offene Diskussionen.

Herbert Schmalstieg
Oberbürgermeister
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Daten – Trends - Perspektiven

Herausforderung des demografischen Wandels für Hannover

Prognosen zur  Entwicklung des Altersaufbaus der Bevölkerung in Deutschland bis 2050

5 000

10 000

15 000

20 000

Ita
lie

n Sp
an

ien eh
em

ali
ge

s J
ug

os
law

ien

Gr
iec

he
nl

an
d

Tü
rk

ei

Po
len

eh
em

ali
ge

 G
US

 (e
ins

ch
lie

ßli
ch

 as
iat

isc
he

r G
eb

iet
e)

üb
rig

es
 E

ur
op

a

Af
rik

a

US
A/

Ka
na

da

As
ien

So
ns

tig
e

Gesamt:
1.1.1990   53 791
1.1.2005   75 528

Einwohnerinnen und Einwohner ohne deutsche Staatsbürgerschaft in der 
Landeshauptstadt Hannover. Darstellung nach Nationen oder Nationengruppen

1.1.1990
1.1.2005
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Wanderungsverluste der Landeshauptstadt Hannover gegenüber dem Umland
(Saldo der Zu- und Fortzüge von Einwohnerinnen und Einwohnern in den Jahren 1992 bis 2004)
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Diese Entwicklung wird natür-
lich auch in Hannover zu spü-
ren sein. 
Wenn kein gegenläufiger 
Trend eingeleitet werden 
kann, ist damit zu rechnen, 
dass die EinwohnerInnenzahl 
in der Stadt von 506.000 im 
Jahr 2000 bis zum Jahr 2015 
auf etwa 487.000 zurückgeht. 
Innerhalb des Stadtgebiets 
können in den nächsten Jah-
ren die Entwicklungen sehr 
unterschiedlich verlaufen. Es 
muss sowohl mit noch wach-
senden wie stagnierenden 
und auch schrumpfenden 
Stadtteilen gerechnet werden. 
Durch den Geburtenrückgang 
nimmt die Zahl junger Men-
schen ab, die Zahl der Bevöl-
kerung in den mittleren Al-
tersgruppen steigt ent-
sprechend an. Bis zum Jahr 
2010 werden in Hannover et-
wa zehn Prozent weniger Kin-
der unter zehn Jahren leben 
als heute. Im Jahr 2015 hat 
sich ihre Zahl dann um weite- 
re acht Prozent verringert.

Daten - Trends - Perspektiven 

Junge Stadt in einer alternden Gesellschaft

In den nächsten Jahrzehnten 
ist in Deutschland von einem 
kontinuierlichen Bevölke-
rungsrückgang auszugehen. 
Unter gleich bleibenden Be-
dingungen wird die Einwohne-
rInnenzahl der Bundesrepublik 
von derzeit 82 Millionen auf 
höchstens 70 Millionen im 
Jahr 2050 schrumpfen. Der 
Bevölkerungsrückgang geht 
einher mit zunehmender Alte-
rung, Kinderlosigkeit und In-
dividualisierung der Gesell-
schaft. Bis 2050 wird der 
Anteil der Bevölkerung, der 
älter als 60 Jahre ist, deutlich 
zunehmen.

Für das Umland ergibt sich noch  
ein Anstieg der EinwohnerInnen-
zahl von 601.000 auf rund 
638.000. Dies deckt sich mit einer 
deutschlandweiten Entwicklung, 
nach der viele Bewohnerinnen 
und Bewohner die Kernstädte ver-
lassen und auch Menschen aus 
ländlichen Regionen vermehrt in 
die Umlandgemeinden von Groß-
städten ziehen. Der Fortzug aus 
Großstädten erfolgt vorrangig 
von Familien mit Kindern. Der 
EinwohnerInnenverlust der Groß-
städte reduziert nicht nur das 
Steueraufkommen, sondern führt  
auch zur ungenügenden Ausla-
stung vorhandener Infrastruktu-
ren.

Integration  
von ZuwanderInnen

In Deutschland leben derzeit 6,7 
Millionen Ausländerinnen und 
Ausländer, rund 4,5 Millionen 
Menschen zählen zur Bevölke-
rungsgruppe der Aussiedlerinnen 
und Aussiedler und ungefähr 1,3 
Millionen Menschen wurden in 
jüngerer Vergangenheit einge-
bürgert. Insgesamt haben mehr 
als vierzehn Millionen Menschen  
in Deutschland einen Migrations-
hintergrund. Dazu zählen auch 
1,5 Millionen Kinder mit einem 
ausländischen Elternteil. In Han-
nover leben 117.360 Menschen 
(Stand 1.1.2005), die keine deut-
sche Staatsbürgerschaft haben 
oder neben der deutschen noch 
eine weitere Staatsbürgerschaft 
besitzen. Das sind 23 Prozent der 
hannoverschen Bevölkerung. Im 
Jahr 2004 wurden in Hannover 
1894 Ausländerinnen und Auslän-
der eingebürgert.

Die Zuwanderung von Aussiedle-
rInnen und Flüchtlingen hat in 
den vergangenen Jahren deutlich 
abgenommen. Eine gravierende 
Veränderung der Zuwanderungs-
situation ist derzeit nicht zu er-
warten.

Die Gruppe der Menschen mit 
Migrationshintergrund trägt deut-
lich zur Verjüngung der Stadt bei. 
Unter den heute Neugeborenen 
in Hannover haben bereits 40 
Prozent einen Migrationshinter-
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Deutsche und nichtdeutsche Schulabgänger nach Schulabschluss im Jahr 2003
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tungsempfängerinnen und Leis-
tungsempfänger in der Sozialhilfe 
reicht von weniger als einem Pro-
zent (z.B. in Waldhausen, Isernha-
gen-Süd und Wülferode) bis zu 
gut 20 Prozent in Mühlenberg, die 
Wohnflächenversorgung von 33 
Quadratmeter je Einwohner (Stö-
cken) bis zu 63 Quadratmeter 
(Isernhagen-Süd).

Dadurch verstärkt sich die Segre-
gation, und es entstehen Orte der 
sozialen Ausgrenzung. Vielfach ist 
diese Entwicklung überlagert von 
ethnischer Segregation. Das Ent-
stehen von Sackgassen der sozia-
len Mobilität würde eine dauerhaf- 
te Benachteiligung insbesondere 
von Jugendlichen und ethnischen 
Minderheiten bedeuten. 

Individualisierung 

Der traditionelle Kleinfamilien-
haushalt wird nur noch eine       
Minderheit ausmachen. Mit zuneh-
mender Vielfalt von Haushaltsty-
pen und Lebensformen werden die 
Anforderungen an Wohnung, 
Stadtteil, Siedlung und Region 
differenzierter.
Mehr als die Hälfte der Haushalte 
in Hannover sind Singlehaushalte.

grund. Zudem verlässt eine größe-
re Zahl von Migrantinnen und Mi-
granten im Alter Hannover.  Es 
gibt also - im Gegensatz zur deut-
schen Bevölkerung - einen erheb-
lichen Geburtenüberschuss bei 
Menschen mit Migrationshinter-
grund.

In Hannover verlässt jeder fünfte 
nichtdeutsche Schüler die Schule 
ohne Schulabschluss. Die Förde-
rung dieser Kinder und Jugendli-
chen, die oft große Defizite bei der 
Beherrschung der deutschen Spra-
che aufweisen, stellt für das lokale 
Bildungssystem eine besondere 
Herausforderung dar.   

Sozialer Zusammenhalt 

Der soziale Zusammenhalt der 
Stadtgesellschaften steht vor gro-
ßen Herausforderungen: Die Ein-
kommensunterschiede vergrößern 
sich, die ethnische Zusammenset-
zung der Städte wird vielfältiger, 
eine wachsende Zahl der Bevölke-
rung ist auf soziale Transferleistun-
gen angewiesen. Die Möglich-
keiten zur Steuerung der sozial-
räumlichen Entwicklung nehmen 
ab. 
Die steigende Zahl von Kindern, 
die in ökonomisch prekären Fami-
lienverhältnissen aufwachsen müs-
sen, benötigt besondere Aufmerk-
samkeit.

Knapp acht Prozent der Bevölke-
rung haben am 31.12.2004 Leis-
tungen aus der Hilfe zum Lebens-
unterhalt bekommen, bei den Kin-
dern unter sechs Jahren ist es 
jedes fünfte Kind. Familien mit 
Kindern sind besonders von Armut 
betroffen. Bereits 37 Prozent der 
Kinder mit Migrationshintergrund 
erhielten Ende 2004 Hilfe zum Le-
bensunterhalt. 
Der Anteil an arbeitslosen Auslän-
derinnen und Ausländern im er-
werbsfähigen Alter in Hannover 
betrug am 31.12.2004 in Hannover 
17 Prozent. Dagegen waren nur 
neun Prozent der Deutschen im 
erwerbsfähigen Alter arbeitslos.  

Die Stadtteile entwickeln sich un-
terschiedlich: Der Anteil der Leis-

12 000

Gesamt:
1.1.1990   15 907
1.1.2005   41 949

Einwohnerinnen und Einwohner mit der deutschen und einer weiteren 
Staatsbürgerschaft in der Landeshauptstadt Hannover. Darstellung nach Nationen 
oder Nationengruppen
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Gesamt:
1.1.1990   69 698
1.1.2005  117 477
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Junge Stadt in einer alternden Gesellschaft

Die Lebensphase Alter wächst kontinuierlich an. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung ist seit 1950 weltweit um  
20 Jahre gestiegen und wird sich bis 2050 voraussichtlich 
um weitere zehn Jahre erhöhen. Diese Entwicklung  wird 
sich aller Voraussicht nach fortsetzen. Das Statistische 
Bundesamt geht für Deutschland davon aus, dass der Anteil 
der ab 60-Jährigen von heute unter 25 Prozent bis zum 
Jahr 2050 auf deutlich über 30 Prozent ansteigen wird. 
Der Anteil der Hochaltrigen, der ab 80-Jährigen, soll sich 
im gleichen Zeitraum von derzeit vier Prozent der Bevöl-
kerung sogar verdreifachen. 

Während in den nächsten Jahren nur eine geringe Ver-
schiebung der Altersstruktur bei stagnierender Geburtenrate 
und steigender Lebenserwartung zu erwarten ist, wird ab 
dem Jahr 2010 mit einer Beschleunigung der Alterung der 
Gesellschaft gerechnet. Diese Entwicklungen werden in 
den verschiedenen Regionen vermutlich sehr unterschied-
lich verlaufen und lassen sich für einzelne Städte über 
einen längeren Zeitraum nicht exakt vorhersagen. 

Ein Viertel der in Hannover lebenden Menschen ist älter 
als 60 Jahre. Während die Zahl älterer Menschen in der 
Landeshauptstadt insgesamt geringfügig zurückgehen 
wird, wächst in den Umlandgemeinden diese Bevölkerungs-
gruppe. Sollte sich die EinwohnerInnenzahl der Stadt 
Hannover rückläufig entwickeln, steigt trotz der abneh-
menden Zahl der älteren Menschen deren Anteil an der 
Stadtbevölkerung. Im Jahr 2010 werden in Hannover 
voraussichtlich 123.000 Menschen mit einem Lebensalter 
höher als 60 leben. Für die nächsten Jahre zeichnet sich 
insbesondere ein Anwachsen der Gruppe der über 70-
jährigen Menschen ab. Die Altersstruktur in den verschie-
denen Stadtbezirken variiert zwischen etwa 18 Prozent in 
Linden-Limmer und etwa 28 Prozent in Döhren-Wülfel.

Der wachsende Anteil älterer Menschen an der Stadtge-
sellschaft darf keinesfalls einseitig als Belastung interpretiert 
werden. Vielmehr kommt es darauf an, die Stadtpolitik 
auch an den Bedürfnissen der Menschen in den verschie-
denen Altersphasen auszurichten und die Ressourcen 
älterer Menschen für eine positive Stadtentwicklung zu 
nutzen. 

Ältere Menschen leben mehr Jahre in Gesundheit als früher, 
so weisen die 70-Jährigen von heute einen Gesundheits-
zustand auf, der dem der 65-Jährigen vor 30 Jahren 
entspricht. Dieses Phänomen und der Trend zum vorzeitigen 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben haben zu einer starken 
Veränderung des Altersbegriffes in der Gesellschaft geführt. 
Viele alte Menschen fühlen sich jünger und genießen eine 
verlängerte „Lebensphase ohne Pflichten“. Eine größere 
Gruppe von alten Menschen ist zudem derzeit wirtschaftlich 
überdurchschnittlich gut gestellt. 

Der positiven Wahrnehmung von Alter stehen aber auch 
negative Entwicklungen gegenüber. Dazu gehören eine

als Zwang empfundene Ausgliederung aus dem Arbeitsle-
ben, der Trend zur Singularisierung sowie veränderte 
Lebensumstände wie Krankheit, Hilfe- und Pflegebedürf-
tigkeit.

Im Übrigen ist eine Veränderung der ökonomischen Rah-
menbedingungen zu beobachten, die sich auch auf den 
Zeitpunkt und die Bedingungen des Eintritts in den Ren-
tenbezug auswirkt.

Handlungsbedarf der Stadtpolitik:

Alte Menschen wünschen sich Wohn- und Lebensfor-
men, die den Bedürfnissen nach Individualität und 
Häuslichkeit mehr Rechnung tragen. Vorherrschend 
ist der Wunsch, möglichst auch im Alter in der ver-
trauten Wohnung verbleiben zu können. Die kommu-
nale Altenpolitik muss ihren Beitrag dazu leisten, 
Wohn- und Pflegeformen so zu gestalten, dass sich

ältere Menschen auch bei Hilfe- und Pflegebedürftigkeit 
ein hohes Maß an Eigenständigkeit erhalten können. 
Dazu gehört die Verankerung der Wohn- und Hilfsan-
gebote für ältere und pflegebedürftige Menschen im 
normalen Wohnungsbau und im vertrauten Stadtquar-
tier.

Wohn- und pflegebegleitende Hilfen sowie soziale 
Dienstleistungen wie ambulante Dienste können eine 
stärker selbstbestimmte Lebensführung und den Ver-
bleib in der eigenen Wohnung unterstützen. Aus diesen 
Gründen ist eine Weiterentwicklung dieser Angebote 
sinnvoll, auch im Bereich des ehrenamtlichen Engage-
ments. 

Stadtpolitik muss aber auch Impulse zur Entwicklung 
einer Infrastruktur verschiedenster Dienstleistungen 
liefern. Dazu gehören angemessene Möglichkeiten für 
den Einkauf, dabei insbesondere der Grundnahrungs-
mittel, Verfügbarkeit weiterer Alltagsdienstleistungen 
und die Teilhabe an kulturellen Veranstaltungen.

In den vergangenen Jahren haben sich auch in Han-
nover neue Wohnformen wie Hausgemeinschaften von 
alten Menschen und generationsübergreifendes Woh-
nen entwickelt. Diese Projekte wirken der sozialen 
Isolation von alten Menschen entgegen. Die städtische 
Altenpolitik setzt sich für den Ausbau von kleinräumigen 
Wohn- und Betreuungsformen im Quartier ein. Die 
sinnvolle Gestaltung eines individuellen Angebotes 
aus Leistungen der Pflegeversicherung mit anderen 
Bereichen soll für die Hilfsbedürftigen Prävention, 
Pflege, Rehabilitation und soziale Begleitung - auch 
in der eigenen Wohnung - absichern. Es muss ein 
differenziertes Angebot für unterschiedliche Zielgrup-
pen zur Verfügung stehen. Angesichts der wachsenden 
Zahl der Migrantinnen und Migranten im Seniorenalter 
wird der interkulturellen Öffnung der Institutionen der 
Altenhilfe mehr Bedeutung zukommen.

Die zunehmende Zahl Hochaltriger stellt die Altenhilfe 
vor neue Herausforderungen. Um Hilfe- und Pflegebe-
dürftigen ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, 
müssen sich die Altenhilfestrukturen eng an den Wün-
schen und Bedürfnissen älterer Menschen orientieren. 
Für Demenzkranke - deren Zahl in der Region Hannover 
bis 2010 auf nahezu 17.000 Menschen ansteigen könnte 
- und ihre Angehörigen wird ein ausreichendes Bera-
tungs- und Versorgungsangebot benötigt.

Besondere Gender-Aspekte

Das zahlenmäßige Geschlechterverhältnis im hohen Alter bleibt 
unausgeglichen. Trotz der etwas stärkeren Angleichung wird 
bis weit in das nächste Jahrhundert in den älteren Bevölkerungs-
gruppen die Zahl der Frauen deutlich höher sein als die der 
Männer.
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Übergeordnete Politikkonzepte und Hannover plusZehn

Die Bundesregierung hat im Jahr 2002 unter der Über-
schrift „Perspektiven für Deutschland“ die nationale 
Strategie für eine nachhaltige Entwicklung beschlossen. 
Sie dient als Handlungsanleitung für eine zukunftsfähige 
Politik, um der generationenübergreifenden Verantwor-
tung für eine ökonomisch, ökologisch und sozial tragfähige 
Entwicklung gerecht zu werden. Mit 21 Zielen und Indi-
katoren zeigt die Nachhaltigkeitsstrategie Perspektiven 
für eine zukunftsfähige Entwicklung Deutschlands auf. 
Bei der Entwicklung von Zielen und Maßnahmen von

Hannover plusZehn besitzen die in der Nachhaltigkeits-
strategie behandelten Themen Innovation, Bildung, 
Perspektiven für Familien und die Integration von Mi-
grantinnen und Migranten eine besondere Relevanz. Die 
nationale Nachhaltigkeitsstrategie bietet für die stadtpo-
litische Planung gute Orientierungshilfen. 

Nähere Informationen zur Nachhaltigkeitsstrategie „Perspektiven für 
Deutschland“ sind unter www.bundesregierung.de oder bei der Geschäfts-
stelle Hannover Strategie und unter www.hannover-pluszehn.de abrufbar.

Nachhaltigkeitsstrategie - Perspektiven für Deutschland

In der Europäischen Union gilt die Lissabon-Strategie, 
die 1999 vom Europäischen Rat beschlossen wurde, als 
wesentliche Leitlinie des politischen Handelns. Insbe-
sondere die Vision, die EU bis zum Jahr 2010 zum 
dynamischsten und wettbewerbsfähigsten Wirtschafts-
raum der Welt zu entwickeln, hat der Lissabon-Strategie 
Aufmerksamkeit verschafft. Da bei der Umsetzung der 
Lissabon-Strategie bisher nur mäßige Erfolge verzeichnet 
werden konnten, ist bei einer Zwischenbewertung im 
Jahr 2005 die ambitionierte Zielsetzung relativiert

worden. Das Lissabon-Paket besteht aus 28 Haupt- und 
120 untergeordneten Zielen, wobei insgesamt 117 ver-
schiedene Indikatoren zur Anwendung kommen. Als 
Orientierungspunkte für städtisches Handeln im Rahmen 
von Hannover plusZehn können insbesondere die Ansätze 
zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit durch Innovation 
sowie die Stärkung des sozialen Zusammenhalts dienen. 
Nähere Informationen zur Lissabon-Strategie sind unter              
www.europa.eu.int/growthandjobs/ oder bei der Geschäftsstelle Hannover 
Strategie und unter www.hannover-pluszehn.de abrufbar.

Lissabon-Strategie - Europa wettbewerbsfähiger machen

Durch die Unterzeichnungen der Aalborg-Charta im Jahr 
1995, dem Hannover-Aufruf der europäischen Bürgermeis-
ter im Jahr 2000 und der Aalborg-Commitments im Jahr 
2004 hat sich die Landeshauptstadt Hannover wie viele 
andere europäische Großstädte den Zielen einer zukunfts-
beständigen Stadtpolitik verpflichtet. In den Aalborg-
Commitments werden in zehn Politikfeldern Ziele und 
Arbeitsaufträge formuliert. Sie orientieren sich am Leitbild 
der nachhaltigen Entwicklung und umfassen die Bereiche 
der lokalen Demokratie, den Schutz der natürlichen 
Gemeinschaftsgüter, soziale Gerechtigkeit, verantwor-
tungsvoller Konsum und verantwortungsvolle Lebensweise, 
Stadtplanung und Stadtentwicklung, verbesserte Mobilität,

gesundheitsfördernde Maßnahmen, Wirtschaftsförderung, 
zukunftsbeständige lokale Wirtschaft und die globale 
Verantwortung lokalen Handelns. 

Bei der Entwicklung der Ziele und Maßnahmen von 
Hannover plusZehn wurden die Aalborg-Commitments 
beachtet. Besondere Bezüge zu den einzelnen Verpflich-
tungen werden am Ende jedes Pluspunktes benannt.
Die vollständige Fassung der Aalborg-Commitments 
befindet sich in der Anlage.
Nähere Informationen sind unter www.aalborgplus10.dk oder bei der 
Geschäftsstelle Hannover Strategie und unter www.hannover-pluszehn.de 
abrufbar.

Aalborg-Commitments  - Zukunftsbeständige Stadtentwicklung

Die Landeshauptstadt Hannover verfolgt eine Politik, die 
Frauen und Männern gleiche Chancen und Rechte ein-
räumt. In der Praxis bedeutet dies sowohl gezielte Frau-
enförderung als auch die Beachtung der geschlechts-
spezifischen Auswirkungen kommunalpolitischer Entschei-
dungen. In diesem Sinne wurden in dem Papier Hannover 
plusZehn die Zieldefinitionen und die Maßnahmenent-
wicklungen hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Gleich-

stellung von Frauen und Männern bewertet. Am Ende 
eines Pluspunktes werden jeweils besondere „Gender-
Aspekte“ benannt. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
finden dort hervorgehobene und beispielhafte Punkte 
Erwähnung. Vorrangig handelt es sich dabei um frauen-
spezifische Maßnahmen als Reaktion auf offensichtliche 
geschlechtsspezifische Unterschiede, die zu Lasten von 
Frauen oder Mädchen wirken.

Gleichstellung der Geschlechter

Die Landeshauptstadt Hannover ist im Jahr 2005 der 
Deklaration von Barcelona - Die Stadt und die behinderten 
Menschen beigetreten. Die Erklärung wurde anlässlich 
des Europäischen Kongresses „Die Stadt und die 
Behinderten“ im März 1995 in Barcelona verfasst und soll 
als Leitbild für das kommunale Handeln dienen. Gegen-
wärtig leben mehr als 54.000 Menschen mit Behinderun-
gen in Hannover. Die Deklaration von Barcelona bietet 
eine Plattform, die Belange von behinderten Menschen 
stärker in die Öffentlichkeit zu tragen und in politischen 
Entscheidungsprozessen zu berücksichtigen. Im Mittel-
punkt stehen dabei Gleichstellung, gesellschaftliche

Deklaration von Barcelona - Stadtpolitik für behinderte Menschen

 vor überzogenen Erwartungshaltungen, sondern vorrangig  
der praxisgerechten Zielentwicklung und Maßnahmenge-
staltung. Die Beachtung übergeordneter städtischer 
Politikkonzepte und Zielsetzungen soll zur Konsistenz 
lokalen Handelns beitragen. Der Abgleich mit nationalen  
und europäischen Politikstrategien bietet inhaltliche 
Orientierung bei der grundsätzlichen Ausrichtung der 
städtischen Handlungskonzepte.

Bei der Entwicklung grundlegender kommunalpolitischer 
Programme stellen sich zwei besondere Aufgaben: Erstens 
muss der städtische Handlungsspielraum möglichst präzise 
definiert und zweitens sollten die kommunalen Konzepte  
mit den gültigen übergeordneten Politikstrategien sowohl 
auf der städtischen als auch der nationalen und europäi-
schen Ebene abgeglichen werden. Die Definition des 
eigenen Handlungsspielraumes dient nicht nur dem Schutz

Teilhabe und Selbstbestimmung sowie Barrierefreiheit  
in umfassender Bedeutung für die Lebenssituation behin-
derter Menschen. Die Zugangsmöglichkeiten von Behin-
derten, nicht nur zu Gebäuden und anderen baulichen 
Anlagen, sondern ebenso zu Mobilitäts-, Kultur- und 
Bildungsangeboten und zum Arbeitsmarkt sollen verbes-
sert werden. 

Bei der Entwicklung der Ziele und Maßnahmen von 
Hannover plusZehn wurde die Deklaration von Barcelona 
beachtet. Besondere Bezüge ergeben sich in folgenden 
Plus-Themen:

Plus 1: Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement 
und lebendige Stadtteile
Förderung von Selbsthilfegruppen und Selbsthilfeinitia-
tiven im Rahmen ihrer Zuständigkeit.

Plus 2: Hannover investiert in Bildung und Kinder
Integration von behinderten Kindern in Kindergärten 
und Schulen.

Plus 3: Hannover fördert die Integration
Förderung des Behindertensports.

Plus 4: Hannover schafft familienfreundliches Wohnen
Barrierefreie bauliche Gestaltung öffentlicher Anlagen 
und Gebäude.
Behindertengerechte Gestaltung und Planung des öffent-
lichen Nahverkehrs.

Plus 8: Hannover l(i)ebt  Stadtkultur
Barrierefreie bauliche Gestaltung öffentlicher Anlagen 
und Gebäude.

Auszüge aus der Deklaration von Barcelona befinden sich in der Anlage.



Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Erobert das Rathaus - Ideen und Projekte zur Stadt von morgen
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Te
il 

B

Die Zehn-Plus-Punkte

Welche Ideen und Vorschläge haben Kinder und Jugendliche 
für ein junges und innovatives Hannover? Mit dieser Frage 
hat die Landeshauptstadt Hannover im Rahmen der Diskus-
sion um die künftige Stadtpolitik zu einem Wettbewerb 
aufgerufen. 

Unter dem Motto „Erobert das Rathaus - Ideen und Projekte 
zur Stadt von morgen“ beteiligten sich Kinder- und Jugend-
gruppen sowie mehrere Schulklassen. Sie haben insgesamt 
35 verschiedene Vorschläge eingereicht, die mit Fotos, 
Collagen, Modellen, Filmen und Drehbüchern methodisch 
vielfältig und kreativ aufbereitet wurden. Ein großer Teil 
der Beiträge behandelt „ganzheitlich“ die Aufgabe der 
Stadt(teil)entwicklung. Andere Beiträge konzentrierten sich 
auf die Beschreibung spezifischer, „innovativer“ Projekte. 

Im Mittelpunkt der Wettbewerbsbeiträge stehen Vorschläge 
für eine bessere Gestaltung des Wohnumfeldes für Kinder 
und Jugendliche. Es werden mehr Naturspiel- und Abenteu-
erspielplätze gefordert, Häuser sollen bunter und Straßen 
und Plätze sauberer und sicherer sein. Auch für die Innenstadt 
werden Spiel- und Freizeitangebote für Kinder und Jugend-
liche gewünscht. Schulhöfe sollen attraktiver gestaltet 
werden und Schulgebäude auch nach dem Unterricht für 
den außerschulischen Freizeitbereich zur Verfügung stehen.

Die bisherigen Freizeitangebote wurden in den Wettbe-
werbsbeiträgen kritisch unter die Lupe genommen und 
einzelne Jugendangebote getestet. So sollte es im Jugend-
zentrum von morgen die Möglichkeit geben, eine Berufsori-
entierung zu erhalten und Musikinstrumente sowie neue 
Sportarten zu lernen. Außerdem soll verhindert werden, 
dass junge Menschen einzeln oder als Gruppen ausgegrenzt 
werden.

Plus 1 Hannover setzt auf 
bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile
Hannover investiert 
in Bildung und Kinder
Hannover fördert 
die Integration
Hannover schafft 
familienfreundliches Wohnen
Hannover handelt 
weltoffen
Hannover stärkt 
die Wirtschaft
Hannover verbindet 
Wissenschaft und Stadt
Hannover l(i)ebt  
Stadtkultur
Hannover schützt 
Klima und Umwelt
Hannover sichert 
die Handlungsfähigkeit

Plus 2

Plus 3

Plus 4

Plus 5

Plus 6

Plus 7

Plus 8

Plus 9

Plus 10

Die Verständigung von unterschiedlichen Kulturen und 
Generationen in Hannover war das zentrale Anliegen 
mehrerer Wettbewerbsbeiträge. Mit verschiedenen 
Aktionen gegen Rassismus, mit einem Fest der Kulturen 
am Kröpcke oder auch mehr ausländischen Filmen im 
Kino wollen die Kinder und Jugendlichen das tolerante 
und weltoffene Hannover fördern. Schülerinnen und 
Schüler, wie die „Goethescouts“, kümmern sich um 
Menschen, die neu in die Stadt gezogen sind. Vorurteile 
gegenüber einzelnen Stadtteilen sollen durch Freizeit-
aktivitäten und Kulturveranstaltungen abgebaut werden. 
Und das Miteinander der Generationen wird durch eine 
besondere Internet-Website unter dem Motto „Jung 
hilft @lt“ gefördert. 

Die Wettbewerbsbeiträge der Kinder und Jugendlichen 
sind in die Entwicklung von Hannover plusZehn einge-
flossen und sollen soweit wie möglich in Zusammenarbeit 
mit Politik und Verwaltung umgesetzt werden.

Nähere Informationen zum Wettbewerb und die Preisträger sind bei 
der Geschäftsstelle Hannover Strategie oder unter www.hannover-
pluszehn.de abrufbar.

Die Arbeiten für ein junges und innovatives Hannover gliedern sich in 
die Zehn-Plus-Punkte. Für jeden Plus-Punkt wurden die Bedeutung für 
die Stadtpolitik definiert, die lokalen Potenziale skizziert und konkrete 
Ziele festgelegt. Eine Aufzählung der vorrangigen Arbeiten liefert eine 
Übersicht der zur Zielerreichung entwickelten Maßnahmen. 

Im Teil C werden die Maßnahmen näher erläutert und die verantwortliche 
Organisationseinheit in der Stadtverwaltung sowie die Kooperationspartner 
benannt. Die Aufzählung der Kooperationspartner ist keine abschließende 
Festlegung.



Hannover setzt auf bürgerschaftliches 
Engagement und lebendige Stadtteile

Ziele
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Potenzial:	

Rund 25 Prozent der Menschen sind in Hannover in 
den unterschiedlichsten Vereinen, Verbänden und 
Selbsthilfeinitiativen aktiv. Sie übernehmen Verant-
wortung und erwerben Kompetenzen, die in andere 
Lebensbereiche eingebracht werden können. Rund 
95.000 Menschen sind in Hannover Mitglieder in 
Sportvereinen. Viele von ihnen engagieren sich im 
Verein, ganz besonders für die Kinder- und Jugendar-
beit. Seniorinnen und Senioren helfen Schulkindern 
beim Lesen oder bei der Betreuung. Einwohnerinnen 
und Einwohner übernehmen Patenschaften für die 
Pflege von Parks, Grünanlagen oder Spielplätzen. 
Unternehmen engagieren sich für die Stadt. 

Hannover verfügt bereits über eine große Kompetenz 
bei der Förderung und Vernetzung des bürgerschaft-
lichen Engagements. Freiwilligendienste, wie die 
Informations- und Koordinierungsstelle für ehrenamt-
liche Mitarbeit Hannover (IKEM) oder das Freiwilli-
genzentrum Hannover, werben und vermitteln Men-
schen für freiwillige Einsätze. Im Netzwerk 
Bürgermitwirkung haben sich öffentliche und freie 
Träger unter dem Leitmotiv „Freiwillig in Hannover“ 
verbunden. Mit Veranstaltungen wie der Freiwilligen-
börse wird bürgerschaftliches Engagement gewürdigt 
und gefördert. 

Jeden Monat wird in Hannover eine neue Stiftung 
gegründet. 250 Stiftungen haben ihren Sitz in Hannover 
und unterstützen gemeinnützige Projekte und Einrich-
tungen in der Region. Stiften ist längst nicht mehr 
das Privileg der besonders Vermögenden. Stiften ist 
ein Ausdruck für persönliches Engagement. Die Stadt 
koordiniert die Stiftungsinitiative Hannover, in der 
mehr als 100 Stiftungen mitwirken und auf Stiftungs-
tagen, Veranstaltungen und in Veröffentlichungen für

Plus 1

Übersicht der 
vorrangigen Arbeiten:

Anerkennung und Vernetzung 
Durch Zertifikate, Projekte, Initiativen und Veranstaltungen 
soll das Engagement Einzelner und Gruppen für das 
Gemeinwohl bekannt gemacht und gewürdigt werden. 
Netzwerke, in denen sich Freiwillige organisieren oder 
mit freien Trägern, Vereinen und Unternehmen zusam-

Die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner, die sich in
Hannover bürgerschaftlich engagieren, soll gesteigert
werden. 
Rahmenbedingungen für mehr Bürgerengagement, für 
Netzwerke, für Engagement fördernde Infrastruktur und 
selbst organisierte Zusammenschlüsse sollen verbessert 
werden. 
Junge Menschen, Migrantinnen und Migranten sowie 
Seniorinnen und Senioren sollen für das bürgerschaftliche 
Engagement gewonnen werden.
Eine stadtteilorientierte Politik soll Anknüpfungspunkte 
für das bürgerschaftliche Engagement bieten.  
Die Beteiligungs- und Entscheidungsstruktur in den 
Stadtteilen soll durch eine transparentere Gestaltung 
von politischen Entscheidungen und Verwaltungshandeln 
optimiert werden.
Kinder und Jugendliche sollen stärker in kommunalpoli-
tische Entscheidungsprozesse eingebunden werden.

Die Stadt muss die Einwohnerinnen und Einwohner 
stärker als aktive Mitgestalter gewinnen. Die Vielfalt der 
Angebote im sozialen, kulturellen und sportlichen Bereich 
kann nur durch den persönlichen Einsatz von Einwohne-
rinnen und Einwohnern gesichert und erweitert werden.    

Bürgerschaftliches Engagement ist eine zentrale Ressour-
ce für eine positive Stadtentwicklung. Dieses Engagement 
hat jedoch seine Bedeutung nicht als Ersatz für fehlende 
staatliche oder städtische Angebote, sondern einen 
eigenständigen Wert. Ohne direkte Beteiligung und 
Übernahme von Verantwortung wird kommunale Selbst-
verwaltung nicht funktionieren und das soziale Gefüge 
der Stadt an Stabilität verlieren.

Die besten Ansatzpunkte für bürgerschaftliches Engage-
ment bietet eine stadtteilorientierte Politik, die bei den 
lokalen Entscheidungsprozessen auf Transparenz und 
Beteiligung setzt.  

Insbesondere in den Großstädten findet sich ein Trend 
zur Individualisierung der Lebensstile. Dies erschwert 
die Gewinnung von Aktiven für die kontinuierliche Arbeit 
in Vereinen, Verbänden und Selbsthilfeinitiativen und 
erfordert spezielle Unterstützungsangebote. Die Indivi-
dualisierung kann aber auch als Chance für das bürger-
schaftliche Engagement gesehen werden. Denn Singles 
können ihre Zeit freier einteilen und sich damit auch 
stärker engagieren. Einige Bevölkerungsgruppen, die 
beim bürgerschaftlichen Engagement unterrepräsentiert 
sind, brauchen besondere Angebote, um einen leichteren 
Zugang zur ehrenamtlichen Tätigkeit finden zu können. 
Dazu zählen Migrantinnen und Migranten ebenso wie 
jüngere Menschen.

Die wachsende Zahl von Seniorinnen und Senioren bieten 
ein großes Potenzial für bürgerschaftliches Engagement 
und Freiwilligenarbeit. Eine besondere Herausforderung 
stellt die Initiierung von Projekten mit Menschen unter-
schiedlicher Altersgruppen dar.

menarbeiten, werden unterstützt, ebenso wie Freiwilli-
gendienste. Für den Stiftungsgedanken wird geworben.
>Maßnahmen: 1.1 

Transparenz und Beteiligung 
Bürgerschaftliches Engagement braucht Stadt und Politik 
als Partnerinnen.  Transparenz und die frühzeitige Einbe-
ziehung von Menschen bei der Lösung von Problemen 
sind notwendig, damit Bürgermitwirkung sichtbare Folgen 
hat und eine Voraussetzung für weiteres Engagement 
ist. 
> Maßnahmen: 1.1 

Lebendige Stadtteile 
Mit Öffentlichkeitskampagnen sowie lokalen Netzwerken 
und Angeboten in Stadtteilen sollen Menschen für das 
bürgerschaftliche Engagement gewonnen und die Stadt-
teilentwicklung gestärkt werden. Beispiele dafür sind die 
Übernahme von Patenschaften für Spiel- und Grünanlagen 
im Stadtteil, die Unterstützung von Bildungs- und Kultur-
sowie Sportangeboten für Kinder und Jugendliche durch 
Vereine und natürlich die Nachbarschaftshilfe. Für be-
stimmte Stadtteile soll eine Imageverbesserung erreicht 
werden.
> Maßnahmen: 1.2 

Sportförderung
Das aktive Sportleben in Hannover wird gefördert. Öf-
fentliche Flächen sollen zusätzlich für sportliche Betäti-
gung, insbesondere für den Breitensport, aktiviert werden. 
Die städtische Sportförderung wird besonders Kinder und 
Jugendliche berücksichtigen. Durch eine verstärkte Zu-
sammenarbeit von Vereinen, Schulen und anderen Ein-
richtungen soll das Sportangebot in der Stadt erweitert 
werden.
> Maßnahmen: 1.2; 2.2; 3.3 

Kinder und Jugendliche 
Junge Menschen werden an ausgewählten kommunalpo-
litischen Entscheidungen beteiligt. Dazu zählt beispiels-
weise die Einrichtung und Gestaltung von Spielplätzen. 
Es werden Maßnahmen entwickelt und gefördert, die 
sich gezielt an junge Migrantinnen und Migranten richten. 
Schulinitiativen werden bei der Vermittlung und Ausübung 
von demokratischer Teilhabe und bürgerschaftlichem 
Engagement unterstützt.
> Maßnahmen: 1.3 

Migrantinnen und Migranten 
Es werden Projekte, Initiativen und Veranstaltungsformen 
entwickelt, mit denen mehr Migrantinnen und Migranten 
für Beratungs- und Entscheidungsprozesse gewonnen 
werden können. Die interkulturelle Öffnung bei den 
Trägern des bürgerschaftlichen Engagements wird unter-
stützt, um insbesondere ältere Menschen mit Migrations-
hintergrund zu erreichen und in die Freiwilligenarbeit 
einzubinden. 
> Maßnahmen: 1.5

Seniorinnen und Senioren 
Ältere Menschen sollen dafür gewonnen werden, ihren 
Erfahrungsschatz an jüngere Generationen weiterzugeben 
und sich bürgerschaftlich zu engagieren. Maßnahmen, 
bei denen sich Menschen aus unterschiedlichen Alters-
gruppen gegenseitig helfen, sollen gefördert werden. Mit 
kleinräumigen Projekten wird das generationsübergrei-
fende Lernen und Miteinander unterstützt. Die ehrenamt-
liche Seniorenarbeit wird besonders gefördert, wenn 
ältere Menschen beim selbständigen häuslichen Leben 
unterstützt werden. Das „Freiwillige Jahr für Senioren“ 
wird ausgebaut.
> Maßnahmen: 1.4 

Unternehmen
Das bürgerschaftliche Engagement von Unternehmen 
wird gestärkt, die Freistellung von Personal für freiwillige 
Tätigkeiten unterstützt und die Kooperation von Unter-
nehmen mit Bildungseinrichtungen gefördert.
> Maßnahmen: 1.1

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
Governance: Verpflichtung, Entscheidungsfindungsprozessen durch 
mehr direkt-demokratische Mitwirkung neuen Schwung zu verleihen.

Soziale Gerechtigkeit: Verpflichtung, den gerechten Zugang zu öffent-
lichen Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Infor-
mation und kulturellen Aktivitäten zu gewährleisten, soziale  Integration 
und Gender-Gleichstellung zu fördern, gute und sozial integrative 
Wohn- und Lebensbedingungen zu sichern.

Besondere Gender-Aspekte
Realisierung von Projekten für Mädchen mit Migrationshintergrund. 
Einbeziehung von Frauen mit Migrationshintergrund bei den Entschei-
dungen zur Stadtteilentwicklung.
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in Bildung und Kinder 

Ziele:

1918

Plus 2

Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

Frühförderung von Kindern 
Die Zahl der Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren 
und Kinder im Grundschulalter wird bis zum Jahr 2010 
deutlich gesteigert.
> Maßnahmen: 2.1

Sprachförderung 
In Kindertagesstätten mit einem hohen Anteil an Kindern 
mit Migrationshintergrund wird die Sprachförderung 
verstärkt. Eltern werden bei der Sprachförderung mit 
einbezogen.
> Maßnahmen: 2.1; 3.1

Qualitätsverbesserung 
Die Qualität der frühkindlichen Förderung und Betreuung 
wird durch zusätzliches Personal und kleinere Gruppen 
bei der Betreuung ab dem Jahr 2010 verbessert. In 
Zusammenarbeit mit den Ausbildungsträgern soll die

Die Zahl der Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren 
sowie im Grundschulalter wird deutlich gesteigert.
Die Qualität der pädagogischen Arbeit in den Kinderta-
gesstätten soll verbessert werden.
Alle Kinder sollen die deutsche Sprache beherrschen.
Die Qualität der Schulgebäude und ihre Ausstattung soll 
weiter verbessert werden.
Durch den Ausbau von Ganztagsschulen wird das Bil-
dungsangebot für Kinder verbessert.
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird
erleichtert. 
Die Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss soll 
verringert werden.
Alle Schulabsolventen sollen eine Chance zur beruflichen 
Integration erhalten.

Der Wettbewerb der Städte um junge Menschen wird 
sich zukünftig noch weiter verschärfen. Städte und Re-
gionen mit gut ausgebildeten Menschen besitzen einen 
Standortvorteil im globalen Wettbewerb um Arbeits- und 
Ausbildungsplätze. Gleichzeitig werden die Lebens- und 
Arbeitssituationen komplexer und unbeständiger. Die 
Zukunftsfähigkeit der Stadt hängt zunehmend davon ab, 
ob Menschen die Möglichkeit haben und dazu bereit sind, 
sich im Sinne des lebenslangen Lernens weiterzubilden. 

In den ersten Lebensjahren werden die Weichen und 
Grundlagen für künftige Bildungskarrieren gelegt. Daher 
ist es besonders wichtig, möglichst früh und gezielt in 
die Bildung von Kindern zu investieren. Die frühkindliche 
Förderung und Bildung muss bereits in den Kindertages-
stätten unterstützt werden. Durch die Förderung der 
Sprachfähigkeit und sozialer Kompetenzen können wich-
tige Voraussetzungen für die Schulfähigkeit von Kindern 
gelegt werden. Wenn mehr Kinder unter drei Jahren 
einen Betreuungsplatz erhalten, können sie stärker indi-
viduell gefördert werden. Weiterhin besteht ein Bedarf 
zur Schaffung von Betreuungsplätzen für Kinder, die älter 
als sechs Jahre sind. 

Mehr als zehn Prozent der Jugendlichen in Hannover 
verlassen die allgemein bildende Schule ohne Abschluss. 
Bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund geht bereits 
jeder fünfte ohne Hauptschulabschluss ab, was die Aus-
bildungs- und Berufsperspektiven dieser Jugendlichen 
sowie ihre soziale Integrationsmöglichkeit stark behindert.

Immer mehr Kinder und Jugendliche wachsen in Familien 
auf, die Unterstützung brauchen, weil sie in ökonomische 
Schwierigkeiten geraten sind oder keine tragfähigen 
Lebensperspektiven entwickeln können. Bereits heute 
haben 40 Prozent der Neugeborenen in Hannover einen 
Migrationshintergrund. Jedes fünfte Kind unter sechs 
Jahren erhält Leistungen aus der Hilfe zum Lebensunter-

Potenzial:	

Hannover besitzt eine vielfältige Bildungslandschaft 
und zahlreiche Einrichtungen zur sozialen Unterstüt-
zung und Begleitung. In Hannover gibt es 120 Schulen  
und rund 80 Jugendeinrichtungen. Hannover hat einen 
überdurchschnittlichen Anteil an Ganztagsschulen. In 
keiner anderen westdeutschen Großstadt ist der Anteil 
der Schülerinnen und Schüler in der gymnasialen 
Oberstufe so hoch wie in Hannover. Durch gemeinsame 
Strategien und Kooperationen können Kräfte gebündelt 
und gezielt für Kinder und Jugendliche eingesetzt 
werden, um Bildung und Betreuung zu ermöglichen.  
Dazu muss die Zusammenarbeit von Kindertagesstät- 
ten, Schulen, Kultureinrichtungen und dem Kommu-
nalen Sozialdienst neu ausgerichtet und verstärkt 
werden. Diese Vernetzung soll besonders Kindern und 
Jugendlichen zugute kommen, die einen Migrations-
hintergrund haben oder sozial benachteiligt sind. 
Junge Mädchen und Jungen sind besser zu erreichen, 
wenn die Angebote die unterschiedlichen kulturellen 
und sozialen Voraussetzung im Sinne des Gender 
Mainstreaming berücksichtigen. Ein großes Potenzial 
liegt darin, die Eltern bei der Bildungsarbeit mit 
einzubeziehen und Angebote für die gesamte Familie 
zu machen.

halt. Ein Viertel aller Kinder und Jugendlichen in Hannover 
lebt mit einem allein erziehenden Elternteil zusammen. 
Das sind rund 20.000 Kinder und Jugendliche. Die Vielfalt 
der kulturellen Hintergründe von Kindern und Jugendli-
chen wächst. Damit steigt auch das Konfliktpotenzial, 
insbesondere in sozial benachteiligten Stadtteilen.

Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern an die ge-
sellschaftlichen Herausforderungen angepasst werden. 
> Maßnahmen: 2.1

Zusammenarbeit Eltern, Schule und Kita 
Die Zusammenarbeit von Eltern, Schulen und Kinderta-
gesstätten wird gefördert, damit Grundlagen zur Erlangung 
der Schulfähigkeit gelegt werden können.
> Maßnahmen: 2.1

Ganztagsbetreuung 
Mit einer konsequenten Öffnung der Schulen in den 
Stadtteil hinein und einem verbindlichen Netzwerk zu 
Sportvereinen, Kultureinrichtungen und Stadtteilinitiativen 
sollen weitere Ganztagsschulen geschaffen werden.
In jedem Stadtbezirk soll es eine Ganztagsschule im 
Grundschulbereich geben. Schulen sollen gemeinsam 
mit der Jugendhilfe die Ganztagsbetreuung organisieren. 
Um dies kostenneutral umzusetzen, sollen Ressourcen 
von Schulen, Jugendhilfe und Vereinen für Ganztagsbe-
treuung zusammengeführt werden. Ganztagsschulen und 
Freizeitangebote in der Sek. I werden ausgebaut. Haus-
aufgabenhilfe wird unterstützt. Grundschulen und Ein-
richtungen der Jugendhilfe stärken die Zusammenarbeit. 
Betreuung wird auch in den Ferien angeboten.
> Maßnahmen: 2.2; 3.2; 3.3

Sprachen 
Kinder und Jugendliche in Hannover sollen möglichst 
viele Sprachen erlernen. Zweisprachiger Unterricht wird 
gefördert.
> Maßnahmen: 2.2

Kulturelle Bildungsarbeit
Die außerschulische kulturelle Bildungsarbeit wird inten-
siviert. Ein Netzwerk von Bildungs- und Kulturinstitutionen 
sowie Freiwilligen fördert das Lesen. Die Museen verstär-
ken Angebote für junge Menschen. Die Zusammenarbeit 
bei der musikalischen Bildung junger Menschen wird 
verbessert.
> Maßnahmen: 2.2

Schulabschlüsse  
Jugendliche und junge Erwachsene, insbesondere mit 
Migrationshintergrund, werden beraten und erhalten 
Angebote für Weiterbildung, Praktika und soziales Trai-
ning. Bildungsträger, Unternehmen und Wirtschaftsver-
bände entwickeln Maßnahmen für eine praxisnahe Bildung 
und Ausbildung. Förderschulen werden auf Berufsfelder 
ausgerichtet.
> Maßnahmen: 2.3

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
Soziale Gerechtigkeit:  Verpflichtung, gerechten Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Information 
und kulturellen Aktivitäten zu gewährleisten.

Besondere Gender-Aspekte
Bildungs-, Kultur- und Sportangebote für Mädchen mit Migrationshin-
tergrund.  
Sprachförderung von Frauen mit Migrationshintergrund. Geschlechts-
spezifische Angebote für Jungen ohne Schulabschluss.
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Die Kompetenz von benachteiligten Familien in Erzie-
hungs- und Bildungsfragen soll gestärkt werden. 
Familien mit Migrationshintergrund werden integriert. 
Die deutsche Sprachkompetenz von Migrantinnen und 
Migranten wird verbessert.
Durch Präventionsarbeit soll die Gewaltbereitschaft von 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen reduziert werden. 

Die Zahl der Familien, die Unterstützung bei der Erziehung 
und Förderung von Kindern brauchen, ist deutlich ge-
wachsen. Familien mit Kindern haben eine schlechtere 
ökonomische Grundlage und sind überdurchschnittlich 
von Armut betroffen. Die Vielfalt der kulturellen Hinter-
gründe von Familien nimmt zu. Benachteiligte Familien 
brauchen besondere Hilfen, damit sie sozial und kulturell 
in Hannover integriert werden können.

Familien mit Migrationshintergrund bekommen durch-
schnittlich mehr Kinder als Familien ohne Migrationshin-
tergrund. Sie tragen damit wesentlich zur Verjüngung 
der Stadt bei. Gleichzeitig brauchen sie besondere Hilfe 
und Unterstützung für einen produktiven und sozialori-
entierten Lebensweg. Soziale Benachteiligung und feh-
lende Teilhabe von Familien mit Migrationshintergrund 
verschärfen die soziale Ausgrenzung und Vereinzelung. 
Konflikt- und Gewaltbereitschaft nehmen zu. Seit 2001 
registriert die Polizei einen stetigen Anstieg der Körper-
verletzungsdelikte und des Widerstandes gegen Vollstre-
ckungsbeamte. Die Gewaltbereitschaft nimmt insbeson-
dere bei jüngeren Menschen deutlich zu. Während die 
Zahl der Opfer bei den Senioren mit 5,5 Prozent weiter 
gesunken ist, stieg sie bei Jugendlichen mit 12,25 Prozent 
deutlich an. 

Allein Erziehende sind überdurchschnittlich auf soziale 
Transferleistungen angewiesen. Knapp ein Drittel der 
allein Erziehenden in Hannover erhielt 2002 Hilfe zum 
Lebensunterhalt. Allein erziehende berufstätige Eltern 
müssen die Doppelbelastung von Kindererziehung und 
Berufstätigkeit schultern. Durch mangelnden Familienzu-
sammenhalt spielen Erfahrungen der Großeltern bei der 
Kindererziehung und Betreuung eine immer geringere 
Rolle. Das Wissen um gesunde Ernährung und die positive 
Wirkung körperlicher Bewegung gehen zurück. 

Neben spezifischen Hilfen im Einzelfall werden Hand-
lungskonzepte gebraucht, die auch das jeweilige soziale 
Umfeld sowie die Stadtteile berücksichtigen. Mit Bera-
tungs- und Integrationsangeboten können Familien mit 
Migrationshintergrund gestärkt werden. Bildungsangebote, 
die auf Konflikt- und Gewaltvermeidung zielen, tragen  
zur Integration bei und stärken das Sicherheitsgefühl der 
Menschen in den Stadtteilen. Das friedliche Zusammen-
leben zwischen unterschiedlichen sozialen, nationalen, 
ethnischen und kulturellen Gruppen soll insbesondere 
bei Jugendlichen gefördert werden.

Übersicht der 
vorrangigen Arbeiten: 

Erziehungsunterstützung 
Mit einem breit gefächerten Netz an Dienstleistungen 
und Institutionen werden benachteiligte Eltern bei der 
Erziehung und Bildung ihrer Kinder unterstützt. Diese 
Angebote werden insbesondere auf die Bedürfnisse von 
Menschen mit Migrationshintergrund neu ausgerichtet 
und berücksichtigen die Aspekte des gender mainstrea-
ming.
> Maßnahmen: 3.1

Familienzentren 
Familien werden in ausgewählten Kindertagesstätten 
oder in anderen sozialen Einrichtungen bei der Erziehung 
und Bildung beraten und unterstützt. Diese „Familien-
zentren“ arbeiten institutions- und trägerübergreifend 
und unterstützen Familien mit unterschiedlichen Ange-
boten.
> Maßnahmen: 3.1

Familienhebammen
Hebammen werden qualifiziert, um in besonders sozial 
benachteiligten Quartieren jungen Familien bei der Ge-
sundheitsbetreuung zu helfen.
> Maßnahmen: 3.1

Gewaltprävention 
Maßnahmen zur Konfliktschlichtung werden in Zusam-
menarbeit mit Schulen entwickelt und umgesetzt. Eine 
besonders wichtige Zielgruppe sind dabei Jungen und 
junge Männer. Kinder und Jugendliche sollen in den 
Stadtteilen gemeinsame Verhaltensregeln erarbeiten. 
Der Kommunale Sozialdienst stärkt Krisenintervention.
> Maßnahmen: 3.2

Gesundheit und Sport 
Die städtische Sportförderung wird stärker auf Kinder 
und Jugendliche ausgerichtet. Gesundheit und Integration 
von jungen Menschen sowie Wertevermittlung für das 
Zusammenleben wird gefördert, beispielsweise durch

Potenzial:	

Hannover unterstützt sozial benachteiligte Familien 
mit Einzelhilfen, pädagogischen und kulturellen An-
geboten. So gibt es im Stadtgebiet mehr als 350 
Kindertagesstätten, zahlreiche städtisch geförderte 
Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit, 
dezentrale Dienststellen des Kommunalen Sozialdiens-
tes, Freizeitheime und Kulturtreffs. Ein großes Potenzial 
für die Integration von benachteiligten Familien liegt 
darin, die unterschiedlichen Angebote von Jugendhilfe, 
Kultur- und Bildungsträgern sowie die Schule mitein-
ander zu vernetzen und durch Kooperationen gemein-
same Strategien und Konzepte umzusetzen.

Mitternachtssport. Besondere Zielgruppen sind überge-
wichtige Kinder sowie Mädchen mit Migrationshinter-
grund. Die Zusammenarbeit von Sportvereinen, Schulen, 
Kindertagesstätten und anderen Einrichtungen soll ge-
fördert werden, um das Sportangebot zu erweitern.
> Maßnahmen: 3.3

Interkulturelle Begegnung 
Freizeitangebote werden auch auf Sprachförderung, 
Konfliktschlichtung und interkulturelle Begegnung hin 
neu ausgerichtet.
> Maßnahmen: 3.2

Soziale Gerechtigkeit: Verpflichtung, gerechten Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Information 
und kulturellen Aktivitäten zu gewährleisten.

Besondere Gender-Aspekte
Geschlechtsbezogene Angebote für Mädchen und Jungen zur Inte-
gration. „Geschützte“ Sport- und Schwimmangebote für Mädchen  
mit muslimischem Migrationshintergrund.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS

Wohnen in Hannover



Hannover schafft 
familienfreundliches Wohnen 
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Übersicht der 
vorrangigen Arbeiten: 

Integratives Stadtteilmanagement 
Die Potenziale der hannoverschen Stadtteile sollen im 
Rahmen einer integrativen Stadtteilentwicklung gestärkt 
werden. Dazu wird die Kooperation zwischen Einwohne-
rinnen und Einwohnern, örtlicher Wirtschaft sowie Ver-
einen und Initiativen in den Stadtteilen gefördert und es 
werden gemeinsame Strategien und nachhaltige Maß-
nahmen entwickelt, die das Profil und Image der Stadtteile 
prägen.
> Maßnahmen: 1.2; 4.1

Konstruktiver Dialog mit der Wohnungswirtschaft
Austausch von Informationen und Strategien sowie 
geplante Maßnahmen mit der Wohnungswirtschaft, um 
die Qualitäten des Wohnstandorts Hannover zu stabili-
sieren und weiterzuentwickeln. 
> Maßnahmen: 4.2

Stadtplatzprogramm 
Mit dem seit 1999 laufenden Zehn-Jahres-Programm 
werden Plätze mit zentraler Funktion zur Stärkung der 
urbanen Lebensqualität modernisiert. Bei der Entwicklung

Das Profil der Stadtteile wird durch integratives Stadt-
teilmanagement geschärft.
Brachen werden wieder für Wohnen und Arbeiten genutzt.
Die Stadt schafft Angebote für ein familienfreundliches
Wohnen.
Die Abwanderung von Familien in das Umland wird 
gestoppt.
Mehr Menschen ziehen wieder in die Stadt.		

Die demografischen Entwicklungen führen zu einem 
Wandel ohne Wachstum in der Struktur der Stadt und 
der Flächennutzung. Stadtteile werden durch die ver-
schiedenen soziografischen und städtebaulichen Entwick-
lungen geprägt (Patchwork City). Es wird Bereiche geben, 
in denen neue Angebote für Wohnen und Arbeiten, 
insbesondere Dienstleistungen, geschaffen werden. Gleich-
zeitig muss das Vorhandene gesichert und ausgefüllt 
werden. Grundstücke und Gebäude, die ihre ursprüngliche 
Funktion verloren haben, müssen wieder nutzbar gemacht 
werden (Brachen-Recycling). Damit kann auch die städ-
tische Infrastruktur effektiv genutzt werden.

Die Stadtteilentwicklung hat eine hohe Bedeutung für  
die Zufriedenheit von Familien mit dem Wohnort Hanno-
ver. Hier müssen Familien die notwendige Infrastruktur 
finden, von der Versorgung bis hin zu guten Bildungs- 
und Betreuungsangeboten für Kinder. Nur wenn Beruf 
und Familie miteinander in Einklang zu bringen sind, 
können die Potenziale gut ausgebildeter Frauen für den 
Arbeitsmarkt genutzt werden. Die Nutzungskonzepte und 
Funktionalitäten der städtischen Einrichtungen müssen 
überprüft werden, um die Ausstattungsqualität der Stadt-
teile bedarfsgerecht und familienfreundlich weiterzuent-
wickeln. Nicht überall kann alles vorgehalten werden, 
aber die Familien orientierten Einrichtungen bekommen 
ein besonderes Gewicht. Die Stadtteilmitte lebt davon, 
dass sich hier Menschen begegnen und aufhalten. Wenn 
diese Plätze und Grünräume aufgrund neuer Anforderun-
gen verändert werden sollen, müssen die Ansprüche von 
Familien berücksichtigt werden.

Familien haben sehr unterschiedliche Bedürfnisse und 
Ansprüche an Lebens- und Wohnqualität. Wenn Hannover 
seine Attraktivität für diese Zielgruppe steigern will, 
müssen die ethnische Zugehörigkeit, die unterschiedlichen 
Lebensstile, die finanzielle Basis und Familiengrößen 
berücksichtigt werden. Die Rollen der gestaltenden Kräfte 
des Wohnungsmarkts haben sich deutlich verändert. 
Wichtigste Akteurin ist die Wohnungswirtschaft. Die 
Stadt ist Partnerin und muss im Dialog mit der Woh-
nungswirtschaft, Privateigentümern, Bauherren und 
Bauherrengemeinschaften für familienfreundliche Wohn-
angebote und Wohnumfelder eintreten. 
Die Abwanderung junger Familien ins Umland muss

gestoppt werden. Mehr als 2.000 Menschen verlassen 
jedes Jahr die Stadt Hannover und suchen im Umland 
eine Wohnung: vor allem Familien mit kleinen Kindern, 
aber auch junge Paare, die noch keine Kinder haben. 
Diese Abwanderung führt zu finanziellen Verlusten für 
die Stadt und gefährdet eine ausgewogene Bevölkerungs-
entwicklung. Denn mit den einkommensstarken Haushal-
ten und Familien verliert Hannover auch gleichzeitig 
Menschen, die sich traditionell in der Stadt bürgerschaft-
lich engagieren und damit erheblich zum stabilen sozialen 
Klima beitragen. Angesichts des wachsenden Anteils an 
älteren Menschen in Hannover müssen Wohnformen für 
Seniorinnen und Senioren entwickelt und bereitgestellt 
werden, die das selbständige häusliche Wohnen von 
älteren Menschen ermöglichen.

der Projekte spielen Aspekte des Gender Mainstreaming,  
der Barrierefreiheit und der Kriminalprävention im Städ-
tebau eine große Rolle.
> Maßnahmen: 4.1

Soziale Stadt
Im Rahmen des Bund-Länderprogramms „Die soziale 
Stadt“ werden die Sanierungsgebiete Hainholz (bis ca. 
2014), Mittelfeld (bis ca. 2008) und Vahrenheide - Ost 
(bis ca. 2009) weiterentwickelt. Weitere Stadtteile mit 
Erneuerungsbedarf werden zur Aufnahme in das Pro-
gramm vorbereitet.
> Maßnahmen: 4.1

„Hannover heißt Zuhause“ 
Die Kampagne stellt die Lebensqualität der Stadtteile 
heraus und stärkt die Identifikation der Bevölkerung mit 
ihren Stadtteilen. 
> Maßnahmen: 4.1

Einfamilienhausprogramm 
Fortsetzung des Programms von 2005 bis 2010. Elemente 
des Programms: 
1. Flächenbereitstellung, 
2. Bauland- und Bodenpreise, 
3. Werbung, Image, Kommunikation und 
4. Förderung besonderer Wohnformen oder besonders 
ambitionierter gemeinschaftlicher Wohnvorhaben. 
> Maßnahmen: 4.3

Hannover-Kinder-Bauland-Bonus 
Das Programm wird von 2005 bis 2010 fortgesetzt. 
Erstkäufer städtischer Grundstücke oder Eigentumswoh-
nungen auf städtischen Baugrundstücken erhalten pro 
Kind eine Kaufpreisermäßigung von zehn Prozent. Geför-
dert wird auch der Ersterwerb bebauter Objekte aus dem 
städtischen Grundvermögen. Private Baugemeinschaften 
werden begünstigt, wenn sie gemeinschaftlich von der 
Stadt ein Baugrundstück erwerben.
> Maßnahmen: 4.3

Schöne Spielplätze
Kinder und Jugendliche sollen in Hannover genügend 
schöne, sichere und gut erreichbare Spielplätze haben 
und sich an der Planung, Gestaltung und Pflege aktiv 
beteiligen können.
> Maßnahmen: 1.3; 4.4

Sicherheit und Sauberkeit
Sichere und saubere öffentliche Räume sollen dazu 
beitragen, dass Menschen zu Hannover eine positive 
Beziehung haben, wenn sie hier wohnen, arbeiten oder 
einkaufen.
> Maßnahmen: 1.2; 4.5, 4.6

Innovative Wohnformen 
Impulse für innovative Wohnformen sollen in Hannover 
zusammen mit der Wohnungswirtschaft entwickelt und 
gefördert werden. Ein Schwerpunkt ist dabei das gene-
rationsübergreifende Wohnen. Selbständiges häusliches 
Wohnen von älteren Menschen im vorpflegerischen 
Bereich wird unterstützt. In Kooperation mit Partnern 
wie dem Bürgerbüro für Stadtentwicklung wird über 
innovative Wohnformen informiert. Mit Wohnumfeldwett-
bewerben werden innovative Projekte ausgezeichnet.
> Maßnahmen: 4.7

Brachen und Gewerbeflächen
Nicht mehr benötigte Brachen, Gewerbeflächen/ -bauten 
sollen stärker für individuelles Wohnen genutzt werden.
> Maßnahmen: 4.7

Potenzial:	

Hannover hat viele Wohnquartiere mit ausgesprochen 
hoher Wohnqualität. Die Mieten in der Stadt sind 
vergleichsweise niedrig und die Immobilienpreise 
kennzeichnen Hannover im Großstädtevergleich als 
relativ preiswerten Standort auch für Familien. Geför-
dert wird dies durch den Hannover-Kinder-Bauland-
Bonus, der bereits zahlreiche Familien bei der Ent-
scheidung für Hannover als Wohnstandort unterstützt 
hat. Hannover ist die Stadt der kurzen Wege. In den 
Stadtteilen und in der Stadtmitte sind alle wichtigen 
Einrichtungen zu erreichen, die für die Organisation 
des familiären Lebens notwendig sind. Dies reicht von 
Kinderbetreuung über gute Schulen bis hin zur Ver-
sorgung mit Dingen des täglichen Bedarfes.

Stadtplanung und Stadtentwicklung: Verpflichtung, benachteiligte 
Gebiete neu zu nutzen und umzugestalten. Einen gesunden Mix aus 
Gebäuden und Entwicklungen sicherzustellen, der ein ausgewogenes 
Verhältnis an Arbeitsplätzen, Wohnungen und Dienstleistungen 
gewährleistet, wobei dem Wohnen in Stadtzentren Priorität eingeräumt 
wird. 

Besondere Gender-Aspekte
Zielgruppenspezifische Angebote bei Wohnformen und Stadtteilent-
wicklung. Stadt der kurzen Wege, funktionelle Stadt. Erhöhung der 
subjektiven Sicherheit durch bauliche Maßnahmen und Grünplanung.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
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Hannover handelt weltoffen

Ziele:

Plus 5

Hannover profiliert sich als weltoffene und Integration 
fördernde Stadt.
Entwicklung der Region Hannover-Braunschweig-
Göttingen zu einer Metropolregion von europäischer 
Bedeutung.
Interkulturelle Öffnung der Stadtverwaltung.
Rassistische Tendenzen haben in Hannover keine Chance.

Angesichts der weltweiten Verflechtungen der Wirtschaft 
zählt die Internationalität einer Stadt zu den wesentlichen 
Standortfaktoren. Für eine positive Entwicklung benötigt 
Hannover Investitionen ausländischer Unternehmen und 
die Besuche von Geschäftsleuten und Touristen aus aller 
Welt. Hannover muss für ausländische Fachkräfte und 
Studierende große Anziehungskraft besitzen und den hier 
ansässigen international operierenden Unternehmen ein 
attraktives Umfeld bieten. 	

Als Standort weltweit führender Leitmessen bietet Han-
nover hervorragende Voraussetzungen für eine interna-
tionale Profilierung, die deutlich über die in vergleichbaren 
Städten vorhandenen Potenziale hinausgehen. Hinzu 
kommt die Lagegunst Hannovers in der Mitte der erwei-
terten Europäischen Union und am Kreuzungspunkt 
bedeutender internationaler Verkehrstrassen. 

Hannover will die Chancen der europäischen Integration 
nutzen. Die Landeshauptstadt ist aktive Partnerin bei der 
Konstituierung des niedersächsischen Kernraums Hanno-
ver-Braunschweig-Göttingen zur Metropolregion von 
europäischer Bedeutung und sieht die Beteiligung an  
Kooperationsprojekten der Europäischen Union als gute 
Möglichkeit zur Schärfung des internationalen Profils.

Städte waren schon immer Orte der Integration und des 
kulturellen Austauschs. Die Internationalisierung des 
Stadtlebens führt dazu, dass die Kommunikation zwischen 
Menschen unterschiedlicher kultureller Herkunft zum 
Normalfall des alltäglichen Lebens wird. 

Zuwanderung bietet Städten einerseits die Chancen zur 
Korrektur negativer demografischer Entwicklungen und 
zur Entfaltung neuer wirtschaftlicher und kultureller 
Potenziale. Andererseits führt Zuwanderung auch zu 
Problemen, die sich zum Beispiel in Nachbarschaftskon-
flikten oder in der Dominanz von Kindern mit Migrations-
hintergrund in bestimmten Schulen und Jugendeinrich-
tungen ausdrücken.

Um die Potenziale der Zuwanderung zu nutzen, muss 
jedoch die Integration gefördert werden. Integrations-
förderung ist ein Schlüsselthema für die weitere Entwick-
lung der Stadt und berührt als Querschnittsaufgabe alle 
Bereiche des Stadtlebens. Von größter Bedeutung sind 
dabei die Initiativen zum Erwerb der deutschen Sprache

Potenzial:

Die Ausrichtung der Weltausstellung EXPO 2000 hat  
der Stadt einen besonderen Internationalisierungs-
schub verliehen und dazu beigetragen, dass Hannover 
seinen Spitzenplatz unter den Messestandorten be-
haupten konnte. Nicht nur die Messeaktivitäten, auch 
internationale Kongresse sowie Kultur- und Sportver-
anstaltungen prägen das weltoffene Profil der Stadt.
Die Landeshauptstadt Hannover hat sich auf der 
europäischen Städteebene eine gute Position erarbeitet 
und sich zu einer gesuchten Partnerin für EU-geförderte 
Kooperationsprojekte in verschiedenen Arbeitsfeldern 
der Stadtpolitik entwickelt. 

Die Ausweisung der Region Hannover-Braunschweig-
Göttingen als Metropolregion von europäischer Be-
deutung bietet neue Ansatzpunkte für die Steigerung 
der Internationalität Hannovers.

In Hannover leben 75.528 Menschen, also 14,9 Prozent 
der Bevölkerung, ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
und 41.832 Menschen, 8,2 Prozent, mit einer deutschen 
und einer weiteren Staatsangehörigkeit. Obwohl bei 
der Zuwanderung in Hannover in den letzten Jahren 
ein rückläufiger Trend zu verzeichnen ist, wird der 
Anteil von Einwohnerinnen und Einwohnern mit einem 
Migrationshintergrund aufgrund der höheren Gebur-
tenzahl in dieser Bevölkerungsgruppe steigen.

Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

Europa in Hannover 
Hannover betreibt eine auf Kooperation und Integration 
ausgerichtete kommunale Europaarbeit. Dazu gehören 
die Beteiligung an EU-geförderten Netzwerken und inter-
nationalen Projekten sowie die Sensibilisierung der Stadt-
gesellschaft für Themen der europäischen Integration. 
Hannover engagiert sich im Rahmen der Metropolregion 
Hannover-Braunschweig-Göttingen für die Realisierung 
der in diesem Zusammenhang entwickelten Projekte.	
> Maßnahmen: 5.1		

Interkulturelle Öffnung
Im Rahmen der Personal- und Organisationsentwicklung 
wird die interkulturelle Öffnung der Verwaltung angestrebt. 
Dazu gehören die Ausbildung junger Menschen mit Mi-
grationshintergrund in der Stadtverwaltung und die 
kundenfreundliche Gestaltung von Angeboten für Zuwan-
derinnen und Zuwanderer. Durch Fortbildungsmaßnahmen 
in den Fachbereichen wird die interkulturelle Kompetenz 
gestärkt.
> Maßnahmen: 5.2

Integrationskurse für Migrantinnen und Migranten
Migrantinnen und Migranten, die schon längere Zeit in 
Hannover wohnen, sollen durch Sprach- und Integrati-
onskurse gefördert werden.	
> Maßnahmen: 5.3

sowie die Eröffnung von Perspektiven auf dem Arbeitmarkt  
und im Bildungssektor. Angebote zur Integrationsförde-
rung müssen auf die spezifische Situation von Zuwande-
rinnen und Zuwanderern ausgerichtet sein.

Die Stadt braucht eine gemeinsame Grundlage des Zu-
sammenlebens. Diese muss durch Respekt und Offenheit 
gegenüber den Menschen, die zugewandert sind, geprägt 
sein. Sie darf aber auch keinen Zweifel daran lassen, dass 
sie an der in der Verfassung festgelegten Werteordnung 
festhält. 

Da Zuwanderung und Integration fast alle Bereiche der 
Stadtentwicklung berührt, ist kommunale Integrations-
politik am wirkungsvollsten, wenn sie als gesamtstädtische 
Querschnittsaufgabe definiert wird. Zuwandererorgani-
sationen sollten an der Integrationsarbeit intensiv beteiligt 
werden. 

Mit dem Konzept der interkulturellen Öffnung wird die 
Stadtverwaltung ihre Angebote für Zuwanderinnen und 
Zuwanderer kundenfreundlicher gestalten und einen 
höheren Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
in der Mitarbeiterschaft anstreben.

Beteiligung 
Es werden Projekte, Initiativen und Veranstaltungsformen 
entwickelt, mit denen mehr Migrantinnen und Migranten 
für Beratungs- und Entscheidungsprozesse gewonnen 
werden können. 
> Maßnahmen: 1.5 

Sprachförderung
In Kindertagesstätten mit einem hohen Anteil an Kindern 
mit Migrationshintergrund wird die Sprachförderung 
verstärkt. Eltern werden bei der Sprachförderung mit 
einbezogen.
> Maßnahmen: 2.1; 3.1

Erziehungsunterstützung 
Die Angebote zur Erziehung und Bildung von Kindern 
werden insbesondere auf die Bedürfnisse von Menschen 
mit Migrationshintergrund neu ausgerichtet.
> Maßnahmen: 3.1; 3.2

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
Governance: Einladung aller Sektoren der Gesellschaft, sich effektiv 
an Entscheidungsfindungsprozessen zu beteiligen.

Dynamische und zukunftsbeständige lokale Wirtschaft: Verabschiedung 
von Maßnahmen, die Arbeitsplätze und Existenzgründungen vor Ort 
anregen und unterstützen.

Soziale Gerechtigkeit: Gewährleistung des gerechten Zugangs zu 
öffentlichen Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, 
Information und kulturellen Aktivitäten.  

Besondere Gender-Aspekte
Geschlechtsspezifische Angebote für besonders benachteiligte Frauen 
mit Migrationshintergrund.



Hannover stärkt die Wirtschaft
Ziele:

Plus 6
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Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

hannoverimpuls
hannoverimpuls hat sich auf fünf Schwerpunktbranchen 
konzentriert, die in der Region Hannover überproportional 
wachsen. Dazu zählen die Automobil-, IT-, Lasertechno-
logie-, Life Science- sowie Produktionstechnik. Diese

Hannoverimpuls ist ein wichtiger Baustein der innovativen 
Wirtschaftspolitik der Stadt.
Der Wandel der Wirtschaftsstruktur wird aktiv unterstützt.
Unternehmen erhalten die Chance zur Weiterentwicklung 
innerhalb des Stadtgebietes.
Innenstadt und Stadtteile werden als lebendige Zentren 
für Handel und Gewerbe weiter entwickelt. 
Intensive Zusammenarbeit mit allen Akteuren in der 
Region stärkt den Wirtschaftsraum und erhöht die Dienst-
leistungsqualität für die Unternehmen.

Der verschärfte Standortwettbewerb, die strukturellen 
Veränderungen der Wirtschaft und die negativen Auswir-
kungen der hohen Arbeitslosigkeit setzen die kommunale 
Wirtschaftspolitik unter einen wachsenden Handlungs-
druck. Die positive Beeinflussung der wirtschaftlichen 
Entwicklung ist die zentrale Aufgabe der Stadtpolitik. 
Erfolgreich kann dies nur sein, wenn sie das Wirtschafts-
profil des Standortes exakter definiert und entsprechend 
entwickelt. Besondere Beachtung findet die Förderung 
von innovativen Unternehmen und Branchen und die 
Hilfe bei der Kooperation von wissenschaftlichen Einrich-
tungen und Unternehmen aller Größenordnungen. Um 
neue Projekte anzustoßen und Innovationsprozesse zu 
fördern, benötigt die Stadt starke Partner. Hierbei können  
sich informelle und institutionalisierte Partnerschaften 
als sinnvoll erweisen, die sowohl projektbezogen als auch 
dauerhaft angelegt sein können.

Kommunale Wirtschaftspolitik bedarf einer Verzahnung 
mit allen Feldern der Stadtpolitik, die einen bedeutenden 
Einfluss auf die Standortqualität haben, insbesondere 
Flächen-, Umwelt-, Verkehrs- und Wohnungspolitik. 
Die Globalisierung der Wirtschaft konfrontiert Kommunen 
mit der Situation, dass neben Großunternehmen in stei-
gendem Umfang auch mittelständische Firmen ihre 
Standortplanungen mit internationaler Perspektive be-
treiben. 

Die wirtschaftliche Entwicklung ist geprägt von einem 
drastischen Rückgang flächenintensiver Industrieansied- 
lungen und einer Zunahme kleinerer Ansiedlungsaktivi-
täten im industrienahen Dienstleistungsbereich. Der 
Anpassungsdruck an die Bedürfnisse von Endfertigern, 
die Verkürzung von Produktlebenszyklen und die schnellen 
Veränderungen von Produktionstechniken führen zu einer 
neuen Dynamik bei den Entscheidungen zur Errichtung, 
Erweiterung oder Schließung von Unternehmensstandor-
ten. 

Diese Rahmenbedingungen stellen die Vermarktung von 
Standorten, die Bestandsentwicklung und Gründerbetreu-
ung sowie das Gewerbeflächenmanagement vor erhebli-
che Herausforderungen. Erforderlich sind vielfältige, 
kurzfristig verfügbare Gewerbeflächen im ganzen Stadt-
gebiet.

Potenzial:

Hannovers Potenziale zur Nutzung wirtschaftlicher 
Entwicklungsmöglichkeiten sind auch zukünftig breit 
gefächert. Hannover hat eine überdurchschnittliche  
gute Beschäftigungsentwicklung und einen überdurch-
schnittlichen Bestand von Hauptverwaltungssitzen im 
Städtevergleich. Der Strukturwandel vom Produkti-
onsstandort zum Dienstleistungszentrum wird sich 
fortsetzen, ohne die notwendige vielfältige industrielle 
Basis gänzlich zu beseitigen. Hannover als bekannte 
Metropole am Knotenpunkt internationaler Verkehrs-
wege, als führende Messe-, Kongress- und Eventstadt 
ist nicht nur hochmodernes Zentrum für Kommunika-
tion und Medien, sondern auch Handels-, Banken- 
und Versicherungsstandort mit zukunftsträchtigen 
Wachstumsbranchen im Technologiesektor.
Die Wachstumsbranchen haben in der Region Hanno- 
ver einen starken Partner: hannoverimpuls, die operativ 
tätige Gesellschaft zur Umsetzung des Hannover-
Projektes.

Sowohl in der Innenstadt als auch in den Stadtteilen 
kommt dem Handel eine besondere Bedeutung zu. Gleich-
zeitig vollziehen sich hier die Veränderungsprozesse 
besonders schnell und wahrnehmbar für die Bevölkerung.  
Die Kommune schafft hier verlässliche Rahmenbedingun-
gen für den Strukturwandel.

Die Landeshauptstadt Hannover betreibt seit zwei Jahr-
zehnten eine engagierte kommunale Beschäftigungsför-
derung. Mit der zum Jahresbeginn 2005 vollzogenen 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe er- 
halten Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger die 
Möglichkeit, das Spektrum der aktiven Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit in Anspruch nehmen zu können. 
Auch wenn durch die bundesgesetzlichen Reformen über 
neue Dienstleistungen am Arbeitsmarkt die Zuständig-
keiten neu geordnet wurden und in der Region Hannover 
eine Arbeitsgemeinschaft aus Bundesagentur und Kom-
munen besteht, muss Beschäftigungsförderung eine 
Aufgabe städtischer Politik bleiben. Dabei werden Schwer-
punkte bei der Förderung von Beschäftigungsprojekten 
für Langzeitarbeitslose im Stützpunkt Hölderlinstraße, 
im Programm „Soziale Stadt“ und bei der Jugendarbeit 
gesetzt. Darüber hinaus wird Ausbildungsförderung im 
Non-Profit-Bereich unterstützt. Generell ist kommunale 
Beschäftigungsförderungspolitik auf eine Verzahnung 
des öffentlichen und des privaten Sektors angelegt.

Entwicklungsflächen für die Wirtschaft in Hannover
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Nahversorgung in Hannoverinnovativen Branchen werden zu Kompetenzzentren / 
Clustern weiterentwickelt und durch Gründungs-, Ansied-
lungs- und Wachstumsinitiativen gestärkt, um langfristig 
Arbeitsplätze zu schaffen.
> Maßnahmen: 6.1

Wirtschaftsförderung
Die städtische Wirtschaftsförderung unterstützt Unter-
nehmen und Branchen bei der Beseitigung von Entwick-
lungshemmnissen. Sie verschafft gut zugängliche Infor-
mationen über Serviceangebote sowie städtische und 
überörtliche Planungen, leistet Netzwerkarbeit bei der 
Bildung von Kooperationen - insbesondere auch für kleine 
und mittlere Unternehmen. Bei größeren und aktuellen 
Problemen gibt die städtische Wirtschaftsförderung 
spezielle Unterstützung.
> Maßnahmen: 6.2

Einzelhandel und Nahversorgung
Die Möglichkeit, in unmittelbarer Nähe zur eigenen 
Wohnung Dinge des täglichen Bedarfs einkaufen und 
Dienstleistungen erhalten zu können, ist eine besondere 
Qualität der Stadtteile Hannovers. Damit diese Qualität 
erhalten bleibt und im Hinblick auf zukünftige Anforde-
rungen und Entwicklungen ausgebaut werden kann, steht 
die Landeshauptstadt Hannover auf Grundlage ihres 
Einzelhandelsnahversorgungskonzeptes mit den führenden 
Anbietern und Interessensvertretern im konstruktiven 
Dialog und regelmäßigen Kontakt.
> Maßnahmen: 6.2

Flächenmanagement
Ein strategisches Flächenmanagement für alle städtischen 
Flächen mit dem Ziel der städtebaulichen und fiskalischen 
Nutzungsoptimierung schafft ein Angebot eines sofort 
verfügbaren und transparenten Bestands an marktge-
rechten Flächen für Unternehmen.
> Maßnahmen: 6.2

Projektarbeit
Projekte, die den Wandel in einzelnen Branchen erleich-
tern, werden mit öffentlichen und privaten Partnern 
entwickelt, durchgeführt und gefördert (Öko-Profit, Ma-
terialeffizienzinitiative). Migrantinnen und Migranten 
werden gezielt und verstärkt als Akteure im Wirtschafts-
prozess angesprochen.
> Maßnahmen: 6.2

Messe-, Kongress- und Tourismusstandort
Hannover wird seinen nationalen und internationalen 
Ruf als Messe- und Kongressstandort sowie als Touris-
musziel weiter stärken und intensiv mit der Deutschen

Messe AG, dem Flughafen, dem Verkehrsverein und der 
Hannover Marketing Gesellschaft zusammenarbeiten. 
> Maßnahmen: 6.2; 8.3

Modernisierung der Innenstadt
Die Innenstadt von Hannover wird kontinuierlich moder-
nisiert und attraktiver gestaltet, damit sich die City noch 
stärker als überregionaler Einkaufsstandort, als kulturelles 
Zentrum Niedersachsens und als attraktives Tourismusziel 
positionieren kann. Darüber hinaus werden in Zusam-
menarbeit mit ansässigen Innenstadt-Akteuren spezielle 
Profile für einzelne Einkaufslagen/Cityquartiere entwickelt 
und gestärkt. 
> Maßnahmen: 6.3

Wirtschaftsforen
Betriebe und Unternehmen werden bei der Stadtteilent-
wicklung einbezogen. Die Selbstorganisation und Vielfalt 
in den Stadtteilen wird durch verschiedenartige lokale 
Wirtschaftsforen gefördert.
> Maßnahmen: 6.2

Regionales Denken
Die Beispielprojekte für eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
auf regionaler Ebene wie das Unternehmerbüro werden 
weiter ausgebaut. Das regionale Einzelhandelskonzept 
wird fortgeschrieben. Die Vermarktung der Wirtschafts-
region Hannover auf internationaler Ebene (z.B. Messen, 
Centers of Excellence) wird fortgeführt und mit weiteren 
privaten Partnern ausgebaut.
> Maßnahmen: 6.2

Beschäftigungsförderung
Die Stadt setzt eigene Akzente bei der Beschäftigungs-
förderung von Langzeitarbeitslosen durch Projektförderung 
und Ausbildungsförderung.
> Maßnahmen: 6.4

Dynamische und zukunftsbeständige lokale Wirtschaft: Verpflichtung 
zur Entwicklung und Sicherung einer dynamischen lokalen Wirtschaft, 
die Arbeitsplätze schafft, ohne dabei die Umwelt zu beeinträchtigen 
sowie
- 	Maßnahmen zu verabschieden, die Arbeitsplätze und Existenzgrün-		

dungen vor Ort anregen und unterstützen,
- 	mit Unternehmen vor Ort zu kooperieren, um „Good Corporate 		

Practice“ zu fördern und umzusetzen,
- 	die Märkte darin zu bestärken, lokal und regional 	qualitativ hoch-		

wertige Produkte zu produzieren,
- 	zukunftsbeständigen Tourismus vor Ort zu fördern.

Besondere Gender-Aspekte
Anreize zur Frauenförderung in Betrieben zur Vereinbarung von Beruf 
und Familie. Förderung von Existenzgründerinnen.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
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Hannover verbindet 
Wissenschaft und Stadt
Ziele:

Plus 7

Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

Kooperation 
Förderung von Netzwerken und gemeinsamen Öffentlich-
keitsaktivitäten wie das regelmäßige Ausrichten des 
Festes der Wissenschaften werden fortgesetzt. Hannover 
beabsichtigt, sich am Wettbewerb „Stadt der Wissen-
schaft“ zu beteiligen.
> Maßnahmen: 7.1		

Wissenstransfer
Initiativen und Impulse für einen Wissenstransfer mit 
Kultur, Wirtschaft und Stadtgesellschaft werden ausge-
baut. Erfindergeist und unternehmerische Initiative 
werden unterstützt. 
> Maßnahmen: 7.2	

Kompetenzzentrum Energetische Sanierung
Einrichtung eines Kompetenzzentrums für Energetische 
Modernisierung und Klimaschutz. Neben der Fachhoch-
schule Hannover sind als Projektpartner die Universität 
Hannover, die Region Hannover, enercity, die Klimaschutz-
agentur, proKlima und die Landeshauptstadt Hannover 
vorgesehen.
> Maßnahmen: 9.2 

Projekt L3

Im Rahmen der Metropolregion Hannover-Braunschweig-
Göttingen soll das Projekt L3 realisiert werden. Unter 
diesem Titel sollen Projekte entwickelt werden, in deren 
Mittelpunkt die epochalen Denker Leibniz (Hannover), 
Lessing (Braunschweig-Wolfenbüttel) und Lichtenberg 
(Göttingen) stehen, die mit der kulturgeschichtlichen 
Identität der Region untrennbar verbunden sind. 
> Maßnahmen: 7.3

Potenzial:
Hannover ist mit rund 38.000 Studierenden und mehr 
als 10.000 Beschäftigten an den Universitäten und 
Fachhochschulen ein bedeutender deutscher Hoch-
schulstandort. Darüber hinaus haben diverse außer-
universitäre Forschungseinrichtungen und wissen-
schaftliche Einrichtungen ihren Sitz in Hannover. 
Die Wissenschaftsgeschichte Hannovers ist mit vielen 
bedeutenden Wissenschaftlern, wie zum Beispiel mit 
dem Philosophen und Universalgelehrten Gottfried 
Wilhelm Leibniz, verbunden. 
Die Landeshauptstadt fördert mit der Stiftungsprofes-
sur „Software Engineering“  an der Universität Han-
nover den Wissenschaftsstandort und die Ausbildung 
junger Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen im

Hannover soll stärker als Wissenschaftsstandort wahrge-
nommen werden.
Ein Klima der Kooperation soll die Entwicklung der Wis-
senschaftslandschaft in Hannover fördern.
Studierende sollen sich nach Abschluss des Studiums für 
Hannover als Wohnort entscheiden. 
Mehr ausländische Studentinnen und Studenten sollen 
für ein Studium in Hannover gewonnen werden. 

In der modernen Wissensgesellschaft kommt der effizi-
enten Produktion, Verteilung und Verwertung von Wissen 
eine wachsende Bedeutung zu. Die Vernetzung der Stadt 
mit dem Wissenschafts- und Forschungsbereich bildet 
dabei einen besonderen Schwerpunkt. Die Stadtpolitik 
kann der Wissenschaft starke Impulse verleihen und 
deren Wirkung in die Stadtgesellschaft, auf Unternehmen 
und Kultureinrichtungen unterstützen. Dafür müssen 
kreative und innovative Potenziale in der Stadt gefördert 
werden. Hauptanliegen der Verbindung von Wissenschaft 
und Stadt besteht darin, Hannover im Wettbewerb mit 
anderen Städten national wie international als wissen-
schafts-, innovations- und diskursfreundliche Stadt zu 
positionieren.

Studierende und Lehrende sollen an den Wohnort Han-
nover gebunden oder neu für ihn gewonnen werden. Sie 
prägen das Bild der jungen und innovativen Stadt Han-
nover. Unternehmen benötigen gut ausgebildete Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. In bestimmten Arbeits-
feldern herrscht bereits heute ein Arbeitskräftemangel. 
Die Qualität der örtlichen Wissenschaftslandschaft kann 
bei Standortentscheidungen von Unternehmen ein we-
sentliches Kriterium sein.

Der Bedeutungszuwachs internationaler Vernetzungen 
von Hochschuleinrichtungen wird bei der Bildung der 
Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen eine 
wichtige Rolle spielen. Die Hochschul- und Forschungs-
einrichtungen am Wissenschaftsstandort Hannover wer-
den stärker arbeitsteilig mit den wissenschaftlichen 
Einrichtungen in Göttingen und Braunschweig kooperieren.

Bereich neuer Technologien. Die Wirtschaftsinitiative 
hannoverimpuls engagiert sich mit unterschiedlichen 
Angeboten für die gezielte Kontaktanbahnung von 
Wissenschaft und Wirtschaft. Das Fest der Wissen-
schaften ist zu einem wichtigen Marketinginstrument 
für den Wissenschaftsstandort Hannover geworden. 
Veranstaltungen wie die Hannah-Arendt-Tage gehören 
ebenfalls zum Profil einer diskursfreudigen Stadt.
Die Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen 
verfügt mit  sieben Hochschulen, neun Fachhochschu-
len, zwei künstlerischen Hochschulen und mehr als 
60 weiteren Forschungseinrichtungen und namhaften 
Fördereinrichtungen wie die Volkswagenstiftung über 
herausragende Wissenschaftskompetenzen.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
Dynamische und Zukunftsbeständige Wirtschaft: Verpflichtung, 
Maßnahmen zu verabschieden, die Arbeitsplätze und Existenzgrün-
dungen vor Ort anregen.

Soziale Gerechtigkeit: Verpflichtung, gerechten Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Information  
und kulturellen Aktivitäten zu gewährleisten. 

Besondere Gender-Aspekte
Förderung von wissenschaftlichen Arbeiten in Geschlechter relevanten 
Themenfeldern.

Entwicklung der hannoverschen Innenstadt

Projekte ab Mitte 90er Jahre
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Hannover l(i)ebt Stadtkultur

Ziele:

Plus 8

Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

Erneuerung der Kulturförderung 
Die strukturellen Stärken der hannoverschen Kulturland-
schaft - Vielfalt der Institute und Angebote, Autonomie 
der Häuser, innovative Programm- und Vermittlungskon-
zepte - sollen nachhaltig durch Weiterentwicklung und 
Erneuerung der Kulturförderung gestärkt werden. Neu-
ordnung der freien Theater und ihrer Förderung. Syste-
matische Förderung der jungen Kunst und Kultur. 
> Maßnahmen: 8.1

Kulturelle Highlights
Die Attraktivität der Herrenhäuser Gärten soll durch 
Erneuerung der Anlagen, Verbesserung des Marketings 
und Schaffung neuer Angebote gesteigert werden.
Sofern neue Wege der Finanzierung erschlossen werden 
können, sollen die hannoverschen Museen erweitert 
werden; dies betrifft insbesondere das Sprengel Museum

Die Attraktivität Hannovers als Großstadt soll weiter 
gestärkt werden.
Erhalt und Weiterentwicklung einer vitalen Kultur- und 
Kunstszene.
Profilierung Hannovers als Standort für Großveranstal-
tungen.

Die großen Städte waren schon immer Plätze des Aus-
tausches, der Entwicklung neuer Lebensentwürfe und 
Innovationen. Urbanes Lebensgefühl und städtische 
Lebensstile besitzen eine hohe Anziehungskraft auf krea-
tive Menschen sowie innovative Unternehmen und Orga-
nisationen. Die Orientierung an einem spezifischen Groß-
stadtprofil ist für eine junge und innovative Stadt 
unverzichtbar. 

Die Kunst- und Kulturszene leistet mit ihrer Vielfalt und 
Vitalität einen bedeutenden Beitrag zur Urbanität Han-
novers. Sie trägt in herausragender Weise zur Identifika-
tion der hier lebenden Menschen mit ihrer Stadt bei und 
fördert die Attraktivität der niedersächsischen Landes-
hauptstadt für Besucherinnen und Besucher. Die Vielzahl 
der Institute und Gruppierungen im Bereich von Musik, 
Theater, Literatur und Bildender Kunst und ihre innovativen 
Programm- und Vermittlungsangebote garantieren auch 
künftig eine lebendige Stadtkultur.

Öffentliche, wohnortnahe Angebote gewährleisten eine 
breite Teilhabe aller Einwohnergruppen an kulturellen 
Aktivitäten und fördern das bürgerschaftliche Engagement. 
Bei den Angeboten für Kinder und Jugendliche sollen 
zeitgemäße Methoden und Strukturen entwickelt werden, 
damit ein breiterer Zugang möglich wird. Ein wichtiges 
Handlungsfeld ist die Förderung junger Kunst und Kultur, 
auch durch internationale Begegnungen.

Durch internationale Beachtung und überregionale Wir-
kung trägt die Kulturlandschaft in Hannover mit ihren 
vielfältigen Sparten und Akteuren zur Schärfung des 
urbanen Profils der Landeshauptstadt bei. Die herausra-
genden Institutionen und Events gilt es zu erhalten, 
weiter zu entwickeln und selbstbewusst zu vermarkten.  
Die Attraktivitätssteigerung der vielgestaltigen Herren-
häuser Gärten ist dabei ein Handlungsschwerpunkt.

Die öffentliche Finanznot setzt auch die städtisch geför-
derten Kulturinstitutionen unter Druck, dem nicht allein 
mit dem Hinweis auf den Eigenwert der Kultur begegnet 
werden kann. Neue Kooperations- und Finanzierungsfor-
men und systematische Wechselbeziehungen zu anderen 
kommunalen Handlungsfeldern können Synergieeffekte 
erzeugen, die als Antrieb für den Erhalt und die Weiter-
entwicklung der Kunst- und Kulturszene dienen können. 
Für eine Erweiterung der Kultureinrichtungen in Hannover 
bedarf es privaten Engagements und gemeinsamer An-

Potenzial:

Hannover ist die mit Abstand größte Stadt Nieder-
sachsens, die in erster Linie durch die internationalen 
Messen und die Durchführung anderer Großveranstal-
tungen sowie durch ihre Funktion als Landeshauptstadt 
ein besonderes urbanes Flair entwickelt hat. Dieses 
drückt sich ebenfalls in einem differenzierten Einzel-
handelsangebot, einer lebhaften Gastronomieszene 
und einer Vielzahl hochwertiger Arbeitsplätze aus.
Hannover ist durchzogen mit kulturellen Zeugnissen 
früherer Zeiten und modernen Präsentationen und 
bietet Kunst auf „Schritt und Tritt“. Hannover zeichnet 
sich in seiner kulturellen Infrastruktur durch zentrale, 
markante Institutionen und durch dezentrale, im 
Wohnquartier erreichbare Angebote aus. 
Hervorzuheben ist das spezifische Profil der hanno-
verschen Kulturlandschaft. Zu ihr gehören zum Beispiel 
die Herrenhäuser Gärten als einmalige historische 
Gartenanlage und Ort jährlicher Festspiele, die kultur-
geschichtlichen Sammlungen und Museen mit ihren 
unverwechselbaren Besonderheiten, das Sprengel 
Museum Hannover und andere Orte der Präsentation 
moderner und zeitgenössischer Kunst oder Schauspiel 
und Oper des Staatstheaters, die im Vergleich der 
deutschsprachigen Bühnen zurzeit Spitzenpositionen 
einnehmen.
Neben der Stadt engagiert sich das Land besonders 
für die Oper, das Theater, die Hochschule für Musik 
und Theater, das Landesmuseum oder auch anteilig

Soziale Gerechtigkeit: Verpflichtung, gerechten Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Information  
und kulturellen Aktivitäten zu gewährleisten.

Besondere Gender-Aspekte
Förderung von Angeboten, die in Bibliotheken den Jungen- und 
Männeranteil erhöhen.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS

strengung der kommunalen und staatlichen Ebenen. In 
diesem Kontext können Ausbau und Weiterentwicklung 
der hannoverschen Museen geplant werden. Dies gilt 
auch für das Sprengel Museum Hannover, das neue 
Ausstellungsräume erhalten soll, um insbesondere die 
Sammlung der Werke von Niki de Saint Phalle angemessen 
präsentieren zu können. Kooperationen der Museen und 
Ausstellungshäuser, wie beispielhaft mit dem Kunstverein 
und der kestnergesellschaft im Bereich der zeitgenössi-
schen bildenden Kunst, sollen verstärkt werden. 

Bei der Bewertung der Urbanität und des städtischen 
Flairs gewinnen die Situation der Innenstädte, das Ein-
zelhandelsangebot, das Stadtbild und das gastronomische 
Angebot, aber auch öffentliche, für Familien interessante 
Orte, wie das Historische Museum eine wichtige Rolle. 
Hannover muss aus der positiven Entwicklung, die ins-
besondere im Umfeld des Hauptbahnhofs stattgefunden 
hat, Impulse für die weitere Attraktivitätssteigerung der 
Innenstadt entwickeln. Dazu gehören auch Initiativen 
zur Förderung des Wohnens in der Innenstadt und Un-
terstützung bei der Realisierung innovativer Wohnformen 
im Stadtgebiet.
Darüber hinaus muss sich Hannover weiterhin als Standort 
für überregionale Kulturevents, Sportveranstaltungen 
und Kongresse profilieren.

für das Sprengel Museum Hannover. Kunst und Kultur 
bieten in Hannover das Erleben internationaler Ereig-
nisse und das Mitgestalten lokaler kultureller Aktivi-
täten.

Hannover, um unter anderem die Sammlung der Werke 
von Niki de Saint Phalle adäquat präsentieren zu können.
> Maßnahmen: 8.2

Großveranstaltungen 
Hannover profiliert sich weiterhin als Standort für über-
regionale Kulturevents, Sportveranstaltungen und Kon-
gresse. Die Aktivitäten zur Einwerbung von Eventveran-
staltungen sowie das Kultur- und Veranstaltungsangebot 
werden weiter gestärkt. 
> Maßnahmen: 3.3; 6.2; 8.3

Urbane Wohnformen 
Impulse für innovative Wohnformen sowie das Wohnen 
in der Innenstadt sollen in Hannover entwickelt und 
gefördert werden. 
> Maßnahmen: 4.7
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Hannover schützt Klima und Umwelt

Ziele:

Plus 9

Organisation einer Internationalen Gartenbauausstellung 
2017/ Bundesgartenschau 2019.
Reduzierung der CO2-Emissionen in Übereinstimmung 
mit den Vorgaben der globalen und nationalen Klima-
schutzziele.
Energie- und Kosteneinsparung durch Sanierung städti-
scher Gebäude nach energetischen Kriterien.
Sicherung umweltverträglicher Mobilitätskonzepte.
Erhalt der Qualität der Landschaftsräume und Sicherung 
der Artenvielfalt.
Revitalisierung und städtebauliche Integration von
Industriebrachen. 
Schärfung des Profils als Stadt der Gärten.
Verbesserung der Angebote zur Umweltbildung. 

Jede Generation muss ihre Aufgaben lösen und sie nicht 
den nachkommenden Generationen aufbürden. Dieser 
Grundsatz einer auf Nachhaltigkeit angelegten Politik gilt 
für alle politischen Ebenen, somit auch für Städte - und 
dort in besonderer Weise für den Umweltbereich. Eine 
moderne städtische Umweltpolitik schafft Impulse für 
ein umweltverträgliches Wirtschaftswachstum, senkt die 
Belastungen durch Schadstoffe und sichert die Qualität 
der Landschafträume. Die herausragende kommunale 
Umweltaufgabe stellt sich jedoch im Bereich des Klima-
schutzes. Da in den Städten eine räumliche Konzentration 
klimarelevanter Emissionen stattfindet, kann auf der 
lokalen Ebene ein relevanter Beitrag zur Erreichung der 
nationalen und globalen Klimaschutzziele geleistet werden.

Zu den bedeutsamsten Feldern des lokalen Klimaschutzes 
gehört neben einer umweltfreundlichen Verkehrspolitik 
und der Nutzung regenerativer Energiequellen die Ein-
sparung von Energie. Hier kommt der energetischen 
Sanierung und Optimierung von Altbauten eine wachsende 
Bedeutung zu. 

Der motorisierte Individualverkehr und der Güterverkehr 
haben nicht nur klimaschädliche Auswirkungen, sie er-
zeugen auch Belastungen durch Lärm und Luftschadstoffe. 
Für den Erhalt der Funktionsfähigkeit von Großstädten 
ist Mobilität von entscheidender Bedeutung. Deshalb 
kann nicht die Einschränkung der Mobilität, sondern muss 
die Förderung umweltverträglicher Verkehrssysteme und 
die Vernetzung der Verkehrsträger im Mittelpunkt kom-
munaler Verkehrspolitik stehen. Eine Schlüsselrolle kommt 
dabei den Verkehrsträgern des Umweltverbundes (Bahn, 
Bus, Taxi, CarSharing, Fahrrad) zu.
Angesichts des weiter anhaltenden Flächenverbrauchs 
bleibt die Flächen sparende Entwicklung von Wohn- und 
Gewerbegebieten weiterhin eine Vorgabe des Umwelt-
schutzes. Hier bieten die verdichtete Siedlungsstruktur 
der Großstädte und die Strukturveränderungen durch 
brach fallende Flächen gute Ansatzpunkte. Innovative 
Konzepte im Wohnungsbau und die Revitalisierung von

Flächen eröffnen die Möglichkeit, mit weniger Flächen-
verbrauch die Ansprüche von Wirtschaft und Wohnungs-
markt zu erfüllen. 

Die Pflege und Unterhaltung öffentlicher Grünflächen, 
Parks, Friedhöfe und Landschaftsräume stehen unter 
starkem Kostendruck bei gleichzeitig hohen Ansprüchen 
an Qualität und Sauberkeit. Aufgrund notwendiger Kon-
solidierungsmaßnahmen müssen auf vielen Flächen 
Standards verändert werden. Damit der hohe Pflegestan-
dard der historischen und modernen Park- und Friedhofs-
anlagen weiterhin gehalten werden kann, braucht jeder 
Park einen engagierten Unterstützungsverein, der tat-
kräftige Hilfe leistet und Gelder einwirbt. Das ehrenamt-
liche und finanzielle Engagement von Einwohnerinnen 
und Einwohnern sowie von Firmen und Institutionen für 
die Pflege und Unterhaltung von Grünanlagen soll aus-
gebaut und gefördert werden. Dazu zählt auch die Ent-
wicklung eines Public-Private-Partnership-Konzepts für 
die historischen und modernen Parks und Gärten. Dieses 
Engagement muss qualifiziert gesteuert werden. 

Damit sich die laufenden Kosten von Grünflächen der 
Stadt gegenüber heute nicht erhöhen, sollen Planung 
und Pflege künftig differenzierter ausgeführt werden. 
Hierfür werden Entwicklungskonzepte für Grünflächen 
und Landschaftsräume erarbeitet, die auch dazu führen 
werden, dass sich städtische Grünflächen von gemähten 
Wiesen in naturnahe Flächen umwandeln. Neue waldartige 
Bestände werden in vielen Stadtteilen zu finden sein. Die 
ökologischen Qualitäten der Freiflächen sollen weiter 
gesteigert werden. 

Die Organisation einer Internationalen Gartenbauausstel-
lung 2017 (IGA) oder einer Bundesgartenschau 2019 
kann ein bedeutsamer Antrieb für eine nachhaltige Stadt-
entwicklung sein. Nach vorliegendem Konzept soll die 
IGA 2017 das Motto „Die Welt im Garten“ tragen und 
auch die modellhafte Sanierung und Revitalisierung eines 
Raffinerie-Altstandorts einschließen. Mit der IGA 2017 
bietet sich die Chance, das seit langem brachliegende 
und erheblich belastete Gelände der Deurag-Nerag GmbH 
städtebaulich sinnvoll zu integrieren.

Mit einem Brachen-Entwicklungsprogramm werden Bra-
chen in der Stadt für eine temporäre Nutzung gezielt 
entwickelt. Flächen, die nur mit einem zu hohem Aufwand 
rekultivierbar sind, werden gesichert und der natürlichen 
Entwicklung überlassen.  

Durch eine gezielte Umweltbildungsarbeit sollen Men-
schen zur aktiven Gestaltung einer ökologisch verträgli-
chen, wirtschaftlich leistungsfähigen und sozial gerechten 
Umwelt befähigt werden. Dies geschieht unter Berück-
sichtigung globaler Aspekte. Notwendig sind dafür ver-
schiedene Aktivitäten wie beispielsweise die Unterstützung 
von Schülerfirmen, einer gesunden und ökologischen 
Schulverpflegung sowie von Bildungsmaßnahmen zu 
umweltgerechtem Verhalten. Den Schulen und Kinderta-

Integration von Brachen in die hannoversche Stadtstruktur
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Hannover sichert  
die Handlungsfähigkeit

Ziele:

Plus 10

Sicherstellung der finanziellen Handlungsfähigkeit der 
Stadt.
Anpassung der Infrastruktur an den veränderten Bedarf.
Weitere Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Stadt-
verwaltung.
Verwirklichung Kosten senkender Kooperationsmodelle 
mit privaten Unternehmen und anderen Trägern.

Die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und insbesondere 
die finanziellen Rahmenbedingungen zwingen die Stadt 
zu einer Anpassung der Infrastruktur an den veränderten 
Bedarf und die städtische Leistungsfähigkeit. Der Abwä-
gungsprozess, wo neu zu investieren und wo abgebaut 
werden soll, muss die demografische Entwicklung ebenso 
berücksichtigen wie verändertes Nutzerverhalten und 
zudem dem Grundsatz der Generationengerechtigkeit 
beim Grad der Verschuldung folgen.

Die Möglichkeiten, über breit gestreute Einsparungen 
Handlungsspielräume zu erhalten, sind weitgehend aus-
geschöpft. Um den Herausforderungen der kommenden 
Jahre einschließlich der bekannten soziodemografischen 
Veränderungen begegnen zu können, muss die Stadt 
handlungsfähig sein. Die Handlungsfähigkeit von Hannover 
hängt allerdings maßgeblich von ihrer finanziellen Leis-
tungsfähigkeit ab. Deshalb muss der Haushaltsausgleich 
ein zentrales Ziel der Stadtpolitik sein.

Eine umfassende und konsequente Aufgabenkritik ist im 
Hinblick auf verzichtbare städtische Handlungsfelder 
ebenso notwendig wie die Entwicklung neuer effizienter 
Arbeits- und Kooperationsformen. Letztere müssen die 
Qualität und Wirtschaftlichkeit bei der Erfüllung städtischer 
Aufgaben verbessern. 

Die Einführung des kaufmännischen Rechnungswesens 
wird deutlich machen, in welchem Umfang Städte und 
Gemeinden derzeit in einigen Bereichen unterinvestieren. 
Ohne eine substanzielle Erhöhung der Investitionen ist 
auf Dauer ein schleichender Verfall der Infrastruktur 
unvermeidbar - mit allen Konsequenzen für die Lebens-
qualität in den Gemeinden. Noch stärker als bisher ist 
deswegen bei Investitionsentscheidungen das Augenmerk 
auf den Erhaltungsbedarf der bestehenden Infrastruktur 
zu richten.

Das beschlossene Haushaltskonsolidierungskonzept muss 
konsequent umgesetzt und bei Ausfall von Maßnahmen 
müssen Ersatzmaßnahmen realisiert werden, damit die 
vorgesehene Konsolidierungswirkung erreicht wird. Dazu 
müssen auch tarifpolitische Vereinbarungen und eine am 
Bedarf orientierte Personalentwicklung beitragen.						

Voraussichtlich ab dem Jahr 2010 wird ein am Ressour-

Potenzial:

Mit dem Haushaltskonsolidierungskonzept V ist das 
ambitionierte Ziel verbunden, bis einschließlich 2007 
den städtischen Haushalt um zirka 90 Millionen Euro 
zu entlasten. Ziel des Programms ist es, das jahresbe-
zogene und damit strukturelle Defizit des städtischen 
Haushalts auszugleichen. Sollte dieses Ziel erreicht 
werden, wird es darum gehen, das in den vergangenen 
Jahren aufgelaufene Altdefizit zu reduzieren.

Zu Beginn des ersten Planjahres 2005 ist eine leichte 
Entspannung der städtischen Finanzlage gegenüber 
den vorangegangenen Prognosen festzustellen. Auf 
dieser Grundlage erscheint die geschilderte Zielsetzung 
erreichbar. 

Entscheidend für die Wiederherstellung der finanziellen 
Handlungsfähigkeit der Stadt auf Dauer ist vor allem 
eine Stabilisierung der Steuereinnahmen. Ferner ist 
ein jahresbezogen ausgeglichener Haushalt nur mög-
lich, wenn eine Verschlechterung der Haushaltslage 
durch Auswirkungen von Bundes- oder Landesgesetzen 
sowie die Umlagepolitik der Region Hannover vermie-
den wird.

Übersicht der vorrangigen Arbeiten:

Anpassung der Infrastruktur 
Aufgegeben oder umgewandelt werden Infrastrukturein-
richtungen und Leistungen, die aufgrund des demografi-
schen Wandels nicht mehr gebraucht werden oder eine 
niedrige Priorität haben. Die eingesparten Mittel können 
für zukunftsorientierte Infrastruktureinrichtungen und 
Leistungen mit hoher Priorität realisiert werden, zum 
Beispiel in Integrationsförderung und familienfreundliche 
Infrastrukturen. 

Konzentration und Kooperation
Verschiedene Maßnahmen sind zu entwickeln und zu 
prüfen, zum Beispiel: Vernetzung, Regionalisierung von 
Aufgaben, verbesserte Koordination der Stadtteileinrich-
tungen, Konzentration von Einrichtungen, Veränderungen 
von Trägerstrukturen, Weiterentwicklung des Personal-
managements.

Überprüfung der Wettbewerbsfähigkeit
Es ist vorgesehen, alle internen Dienstleistungen der 
Stadtverwaltung mit den Angeboten privater Dritter zu

cenverbrauch orientiertes Rechnungswesen die kamera-
listische Haushaltsrechnung ablösen. Der neue Rech-
nungsstil verändert nicht die finanzielle Situation der 
Stadt. Durch die bilanzielle Ausweisung des Eigenkapitals 
wird allerdings deutlich werden, dass die Stadt ein hohes 
Vermögen ausweisen kann.

Übersicht der vorrangigen Aufgaben:

Internationale Gartenbauausstellung 2017 (IGA) / 
Bundesgartenausstellung (BUGA) 2019
Hannover bewirbt sich um die IGA 2017/ BUGA 2019 im 
Stadtteil Misburg, weil durch dieses Ereignis mit voraus-
sichtlich 2,8 Millionen Besucherinnen und Besuchern eine 
Großveranstaltung von überregionaler Ausstrahlung und 
wichtigen Stadtentwicklungsaspekten nach Hannover 
kommt. 
> Maßnahmen: 9.1

Projekt Klimaschutzregion Hannover 
Schwerpunkte sind nachhaltige energetische Modernisie-
rung der Wohngebäude, Neubau besonders energieeffi-
zienter Gebäude, Ausbau der Solarthermie, Biogas- und 
Biomassennutzung, Stromeinsparung, umweltverträgliche 
Mobilität, Förderprogramme, Qualifizierungsmaßnahmen 
und Veranstaltungen für den Klimaschutz.
> Maßnahmen: 9.2

gesstätten kommt dabei eine besondere Rolle zu. Der 
Tatsache, dass in Hannover bereits 40 Prozent der neu-
geborenen Kinder einen Migrationshintergrund haben, 
soll in der Umweltbildungsarbeit verstärkt Rechnung 
getragen werden. 

Eigenes „Gärtnern“ kann eine Grundlage für wertschät-
zenden Umgang mit der Umwelt sein. Deshalb wird 
Engagement im Bereich der privaten Gartenkultur aktiv 
unterstützt.

Entwicklungskonzept 
für Grünflächen und Landschaftsräume 
Grünflächen werden differenziert geplant und gepflegt, 
damit ohne zusätzliche Pflegekosten eine Vielfalt und 
ökologische Aufwertung der Flächen erhalten und ausge-
baut werden kann. Die Pflegeintensität reicht von inten-
siver Pflege, beispielsweise von historischen Gärten und 
Stadtplätzen, bis zur Sukzession und Aufwaldung von 
städtischen Grünflächen.
> Maßnahmen: 9.3   

Temporäre Brachen 
Mit einem strategischen Flächenmanagement werden 
temporäre Brachen optisch und ökologisch aufgewertet. 
Einwohnerinnen und Einwohner oder Gewerbetreibende 
können diese Flächen für eine Zwischennutzung pachten. 
> Maßnahmen: 9.3 

Bürgerschaftliches Engagement
Das ehrenamtliche und finanzielle Engagement von 
Einwohnerinnen und Einwohnern, Firmen und Institutio-
nen für die Pflege und Unterhaltung von Grünanlagen 
wird ausgebaut und gefördert. Gemeinschaftswiesen, 
Nachbarschaftsparks und Waldparks tragen zur Reduzie-
rung der Pflegekosten bei.
> Maßnahmen: 1.2 

Gartenregion Hannover 2008
Die Gartenqualitäten der Stadt und der Region werden 
mit einem gemeinsamen Auftritt unter dem Motto 
„Gartenregion Hannover 2008“ herausgestellt. Vorhan-
dene Qualitäten und Aktivitäten werden in einen erleb-
baren Zusammenhang gebracht und publik gemacht. Ein 
Netzwerk von 21 Kommunen und weiterer Partner bildet 
die Basis für eine dauerhafte Zusammenarbeit im touri-
stischen Bereich. Ziel ist es, neben der Förderung von 
„Garten-denken“ die regionale Identifikation zu stärken 
und die regionale Wirtschaft zu fördern.
> Maßnahmen: 9.4

Artenvielfalt in der Stadt
Hannover ist Lebensraum für eine Vielzahl auch sehr 
seltener Tier- und Pflanzenarten. Diese „Biodiversität“ 
kann mit oft nur geringen Mitteln geschützt und entwickelt 
werden. 
> Maßnahmen: 9.5

Komplette Übereinstimmung mit den Zielen Natürliche Gemeinschafts- 
güter, Verantwortungsbewusster Konsum und Lebensweise, Verbes-
serte Mobilität und Von Lokal zu Global.

Besondere Gender-Aspekte
Maßnahmen zur Erhöhung der subjektiven Sicherheit in Grünanlagen.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS

Potenzial:	

Hannover unternimmt große Anstrengungen im kom-
munalen Klimaschutz und profiliert sich mit den 
Städten und Gemeinden des Umlandes als Klimaschutz-
region. In Kooperation von Stadt und Stadtwerken 
werden jährlich mehr als fünf Millionen Euro zur 
Förderung der regenerativen Energieerzeugung und 
der energetischen Gebäudesanierung aufgebracht. 

Die Region Hannover verfügt über eine hervorragende 
Infrastruktur im öffentlichen Personennahverkehr und 
mit Hannovermobil über ein beispielhaftes Projekt zur 
Förderung einer umweltfreundlichen Mobilitätskultur.

Hannover ist als Stadt der Gärten national und inter-
national zu einem Begriff geworden und lockt viele 
Touristinnen und Touristen an. Die Herrenhäuser 
Gärten sind Ziel aller Gartenreisen in Deutschland. 
Kulturveranstaltungen machen die Parks zu lebendigen 
Treffpunkten. Hannovers Gartenkultur trägt dadurch 
erheblich zur urbanen Lebensqualität bei, stärkt die 
tourismusnahe Wirtschaft und kann einen entschei-
denden Faktor bei der Wahl des Wohnortes spielen.



3938

Te
il 

C

Maßnahmebögen, Anlagen
vergleichen und aus diesen Ergebnissen die gegebenen-
falls notwendigen Konsequenzen zur verbesserten Wirt-
schaftlichkeit der Stadtverwaltung zu ziehen. Dabei geht 
es in erster Linie auch darum, die Wettbewerbsfähigkeit 
der eigenen Dienstleistungen dort herzustellen, wo dies 
notwendig ist. Ergebnis dieses umfassenden Prüfungs-
prozesses kann auch sein, dass ausgelagerte Aufgaben 
wieder selbst von der Verwaltung wahrgenommen wer-
den, wenn dies wirtschaftlicher ist. Ein entsprechendes 
Vorgehen ist auch für die Bewertung der Frage vorgese-
hen, wer Träger von Maßnahmen sein sollte. 

Städtischer Tarifvertrag 
Der städtische Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung 
sieht bis zum Jahre 2010 einen Kündigungs- und Priva-
tisierungsschutz vor. Die Zeit bis dahin soll genutzt 
werden, einen umfassenden Prüfungs- und Optimierungs-
prozess in dem dargestellten Sinne vorzunehmen.

Alternative Finanzierungsformen
Bei städtischen Investitionsvorhaben werden alternative 
Finanzierungsformen gleichberechtigt geprüft. Dabei 
geht es vor allem um die Kooperation mit Unternehmen 
(Public Private Partnership), die die Planung, Durchfüh-
rung, Finanzierung und gegebenenfalls den anschließen-
den Betrieb eines Vorhabens übernehmen. Entsprechende 
Entscheidungen sind im Einzelfall zu treffen. Modelle der 
alternativen Finanzierungsformen können vor allem im 
Bereich der Gebäudewirtschaft zunehmend angewandt 
werden.

Besondere Bezüge zu den AALBORG COMMITMENTS
Governance: Verpflichtung, eine gemeinsame langfristige Vision für  
eine zukunftsbeständige Stadt weiterzuentwickeln.
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Plus 1
Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile

 1.1 Motivation durch Anerkennung und Vernetzung
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Anerkennung und Vernetzung
Mit verschiedenen Projekten und Initiativen soll die 
Ansprache, Motivation und Anerkennung in der Bevöl-
kerung für bürgerschaftliches Engagement kontinu-
ierlich gestärkt werden. Hierzu gehören insbesondere: 
Aktionen und Gelegenheiten zum Mitmachen, Zertifi-
zierungen und Bonushefte, Öffentlichkeitskampagnen 
sowie die (Weiter-)Entwicklung spezifischer Qualifi-
zierungsangebote. Ziel ist es, die Transparenz zu 
verbessern, Kompetenzen zu bündeln, bürgerschaftli- 
ches Engagement als Aufgabe von Organisationsent-
wicklung aufzuwerten, Zugänge zum Engagement zu 
erleichtern, gemeinsame Projekte voranzutreiben und 
die Bedeutung des Themas in der Öffentlichkeit zu 
erhöhen. 

•	Die Fortsetzung und Erweiterung bestehender 
Netzwerke des bürgerschaftlichen Engagements, wie 
das Netzwerk Bürgermitwirkung als Verbund öffentli-
cher und freier Träger unter dem Leitmotiv „Freiwillig 
in Hannover“. Veranstaltungen werden fortgesetzt

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Informations- und Koordinationsstelle für ehrenamtliche Mitarbeit (IKEM), 

Offene Kinder- und Jugendarbeit, Fachbereich Umwelt und Stadtgrün

und weiterentwickelt, die wie die Freiwilligenbörse für 
das Ehrenamt werben und Freiwillige motivieren. Frei-
willigendienste werden gefördert.

•	Die Förderung des Stiftungsgedankens in Hannover 
durch Aktivitäten zur Gründung und Vernetzung von 
Stiftungen. Fortsetzung der Koordination der Stiftungs-
initiative Hannover durch die Stadt sowie gemeinsame 
Veranstaltungen, wie Stiftungstage, und Veröffentli-
chungen, wie der „Wegweiser zu Stiftungen“. 

•	Strategien und Ansätze für bürgerschaftliches Enga-
gement von Unternehmen im Sinne von „Corporate 
Citizenship“ entwickeln. Unternehmen kooperieren mit 
Bildungseinrichtungen. Unternehmen engagieren sich 
für das Marketing der Stadt Hannover. Beispiele: Infor-
mation und Motivation von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, Freistellungen, Projektförderungen, die An-
erkennung von Zertifizierungen. Für die Maßnahme soll 
auf der Basis einer interdisziplinären Fachkonferenz ein 
Konzept und ein Verfahren erarbeitet werden.

Plus 1
Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile

1.2 Bürgerschaftliches Engagement in den Stadtteilen

Lebendige Stadtteile
Mit Öffentlichkeitskampagnen sowie lokalen Netzwerken 
und Angeboten in Stadtteilen sollen Menschen für das 
bürgerschaftliche Engagement gewonnen und die 
Stadtteilentwicklung gestärkt werden. Ziel ist es, den 
Menschen vor Ort gezielte Informationen über Enga-
gementmöglichkeiten anzubieten, ihnen auf kurzem 
Wege Kontakte zu Einrichtungen und Initiativen zu 
vermitteln sowie spezifische Beteiligungsformen weiter 
zu entwickeln. 

•	Aufbau von Informations- und Kontaktstellen für 
bürgerschaftliches Engagement in den Stadtteilen. 
Entwicklung von Multiplikatorenteams im Verbund von 
Fachkräften und Freiwilligen, stadtteilbezogene Inter-
netangebote. Für bestimmte Stadtteile soll eine Image-
Verbesserung erreicht werden.

•	Die Fortführung von Elternwerkstätten als lokale 
Bündnisse zur Verbesserung der Bildungschancen von 
Kindern und Jugendlichen und der Erziehungskompe-

tenzen der Eltern. Förderung von Bildungs-, Kultur und 
Sportangeboten für Kinder und Jugendliche durch Vereine 
im Stadtteil.

•	Gewinnung von Schülerinnen und Schülern als 
„Mentoren“ und „Paten“ in der Schule und im Stadtteil.

•	Projekte der Nachbarschaftshilfe. 

•	Einwohnerinnen und Einwohner übernehmen Paten-
schaften für die Pflege von Grünanlagen und Parks. 
Gemeinschaftswiesen werden von Nachbarschaften 
gepflegt und genutzt.

•	Fortführung von themenorientierten Zukunftsfo-
ren/offenen Stadtteilversammlungen zur Beteiligung am 
Geschehen in den Stadtteilen. 

•	Entwicklung von Projekten, die gemeinwohlorientierte 
Aktivitäten (z.B. Aufräumaktionen, Nachbarschaftsveran-
staltungen, Umgestaltungen von Räumen) unterstützen.

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Büro Oberbürgermeister, Fachbereich Wirtschaft

Kooperation:
Freie Träger, Freiwilligendienste, Netzwerk Bürgermitwirkung, Vereine, Stiftungsinitiative

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Städtische Einrichtungen

Kooperation:
Freie Träger, Freiwilligendienste, Schulen, Netzwerk Bürgermitwirkung, Vereine, 

Stiftungsinitiative Hannover, Unternehmen

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Stadtteilkulturarbeit, Büro Oberbürgermeister
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Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile

1.3 Demokratische Teilhabe von Kindern und Jugendlichen
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Plus 1
Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Städtische Stadtteileinrichtungen

Kinder und Jugendliche

Junge Menschen sollen die Abläufe kommunaler Politik 
und demokratischer Entscheidungsprozesse kennen 
lernen und so zur Beteiligung angeregt werden. 

•	Kooperationsprojekte mit Schulen und Horten, wie 
Planspiele, Projektwochen, Rathauserkundungen, 
Informationsveranstaltungen vor Wahlen.

•	Besondere Beteiligungsangebote für junge Men-
schen bei ausgewählten kommunalpolitischen Ent-
scheidungen, zum Beispiel durch Wettbewerbe. 

•	Junge Menschen werden bei der Gestaltung von 
städtischen Kinder- und Jugendangeboten beteiligt 
und können in Jugendzentren und beim Mitternachts-
sport mit bestimmen.

•	Förderung der internationalen Jugendbegegnungen.

Plus 1
Hannover setzt auf bürgerschaftliches Engagement und lebendige Stadtteile

1.4 Seniorinnen und Senioren  
für bürgerschaftliches Engagement gewinnen

Kooperation:
Freie Träger, Schulen, Stadtjugendring

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Jugend und Familie, Büro Oberbürgermeister

Seniorinnen und Senioren

Seniorinnen und Senioren sollen dafür gewonnen 
werden, ihren Erfahrungsschatz an jüngere Genera-
tionen weiterzugeben und sich bürgerschaftlich zu 
engagieren.

•	Förderung von Maßnahmen, bei denen sich Men-
schen aus unterschiedlichen Altersgruppen gegenseitig 
helfen. Mit kleinräumigen Projekten wird das genera-
tionenübergreifende Lernen und Miteinander unter-
stützt („Jung hilft Alt/Alt hilft Jung“).

•	Die ehrenamtliche Seniorenarbeit wird besonders 
gefördert, wenn ältere Menschen beim selbständigen 
häuslichen Leben im vorpflegerischen Bereich unter-
stützt werden. 

•	Ältere Migrantinnen und Migranten sollen stärker 
als bisher in Einrichtungen und Netzwerken des bür-
gerschaftlichen Engagements integriert werden.

•	Das „Freiwillige Jahr für Senioren“ wird ausgebaut. 
Ältere Menschen, insbesondere auch bislang noch 
nicht Aktive, werden mit interessanten Projekten 
motiviert und unterstützt, in einem verbindlichen 
zeitlichen und thematischen Rahmen freiwillig tätig 
zu werden.

1.5 Förderung der Beteiligung 
von Einwohnerinnen und Einwohnern mit Migrationshintergrund

Verantwortlich:
Bürgerservice

Migrantinnen und Migranten 

Die Beteiligung von Menschen mit Migrationshinter-
grund und ihr Engagement in und für Hannover soll 
verstärkt werden. 

•	Entwicklung von Projekten, Initiativen und Veran-
staltungsformen, mit denen mehr Migrantinnen und 
Migranten für Beratungs- und Entscheidungsprozesse 
gewonnen werden können. In den Stadtteilen soll ein 
System von aktiven Migrantinnen und Migranten 
aufgebaut werden, die als „interkulturelle Lotsen“, 
beziehungsweise Schlüsselpersonen und Multiplikato-
ren informieren und beraten, vermitteln und Kontakte 
herstellen. Sie sollen über aktuelle Stadtteilthemen

die Hemmschwelle für Engagement und Mitwirkung 
senken und zur Teilhabe ermutigen.

•	Durch die Zusammenarbeit verschiedener Stadt-
teileinrichtungen und Initiativen sollen mehr junge 
Migrantinnen und Migranten für Beteiligungsmaßnah-
men erreicht werden. Die außerschulische Bildungs-
arbeit soll gezielt junge Migrantinnen und Migranten 
für die Jugendgruppenleiterausbildung gewinnen.

•	Die interkulturelle Öffnung bei den Trägern des 
bürgerschaftlichen Engagements wird unterstützt, um 
insbesondere ältere Menschen mit Migrationshinter-
grund zu erreichen und in die Freiwilligenarbeit ein-
zubinden.

Verantwortlich:
Kommunaler Seniorenservice

Kooperation:
Freie Träger, Netzwerk für Seniorinnen und Senioren, Stadtteileinrichtungen, Freiwilligendienste

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Stadtteilkulturarbeit, Kommunaler Sozialdienst, Offene Kinder- und Jugendarbeit, 

Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Alle Fachbereiche

Kooperation:
Vereine und Organisationen von Migrantinnen und Migranten, Stadtteileinrichtungen, Freie Träger, 

Stadtjugendring, Freiwilligendienste
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Hannover investiert in Bildung und Kinder

2.1 Kinder bilden und fördern
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Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Frühförderung von Kindern

Kinder werden bereits im frühkindlichen Alter in ihrer 
Entwicklung gefördert, damit wichtige soziale und 
sprachliche Grundlagen gelegt werden können. Hierzu 
gehören:

•	Ausbau des Angebotes an Betreuungsplätzen für 
Kleinkinder unter drei Jahren bis zum Jahr 2010. 

•	Flexible Betreuungsangebote in Kindertagesstätten. 

•  Betreuung von Kindern im Grundschulalter.

Sprachförderung

•	Ausbau eines Sprachförderungsprogramms in Kin-
dertagesstätten, die einen hohen Anteil an Kindern 
mit Migrationshintergrund haben. Dabei werden auch 
die Eltern bei der Sprachförderung durch semiprofes-
sionelle Kräfte mit eingebunden.

Qualitätsverbesserung

•	Durch die Verbesserung der Qualität der Bildung und 
Betreuung im Kindergarten mit zusätzlichem Personal 
oder durch kleinere Gruppenstärken soll ab 2010 eine 
intensivere pädagogische Arbeit mit Kindern und ihren 
Familien ermöglicht werden. In Zusammenarbeit mit 
den Ausbildungsträgern soll die Ausbildung in den sozialen 
Berufen qualitativ verbessert und an die gesellschaftlichen 
Anforderungen angepasst werden. Die Stadt startet dazu 
eine entsprechende Initiative.

Zusammenarbeit Eltern, Schule und Kita

•	Die Zusammenarbeit von Eltern, Kindertagesstätten 
und Schulen wird gefördert, damit die Grundlagen zur 
Erlangung der Schulfähigkeit gelegt werden können.

•	Stadtteilorientierte Kultur- und Bildungsarbeit wird 
bei der Zusammenarbeit von Eltern, Kindertagesstätten 
und Schulen mit einbezogen.
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Kooperation:
Kindertagesstätten, Schulen, Ausbildungsträger, Eltern

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Bibliothek und Schule

2.2 Ausbau von Ganztagsbetreuung an den Schulen

Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bibliothek und Schule, 

Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Ganztagsbetreuung

Schulen in Hannover sollen ein verlässlicher, ganztä-
giger Lebens- und Lernort für Kinder und Jugendliche 
sein. Mit einer konsequenten Öffnung der Schulen in 
den Stadtteil hinein und einem verbindlichen Netzwerk 
zu Vereinen und Initiativen sollen weitere Ganztags-
schulen geschaffen werden.

•	Stadtteileinrichtungen, -initiativen und Sportvereine 
stärken das Betreuungsangebot über die Unterrichtszeit 
hinaus und in den Ferien.

•	Grundschulen und Einrichtungen der Jugendhilfe 
arbeiten stärker zusammen, um die Ganztagsbetreuung 
an Schulen deutlich auszubauen. 

•	In jedem Stadtbezirk soll es eine Ganztagsschule 
im Grundschulbereich geben.

•	Schulen sollen gemeinsam mit der Jugendhilfe die 
Ganztagsbetreuung organisieren. Um dies kostenneu-
tral umzusetzen, sollen Ressourcen von Schulen, 
Jugendhilfe und Vereinen für Ganztagsbetreuung 
zusammengeführt werden.

•	Ganztagsschulen und Freizeitangebote in der Sek. I 
werden ausgebaut.

•	Hausaufgabenhilfe wird unterstützt.

 Sprachen

•	Das Erlernen von möglichst vielen Sprachen wird 
gefördert. Förderung von muttersprachlichen Spiel-
kreisen. Schulversuche, um mehrsprachigen Unterricht 
in vielen Schulformen zu verankern. Die Sprachkom-
petenz im außerschulischen Bereich wird einbezogen.

Kultur und Bildung

•  Die außerschulische kulturelle Bildungsarbeit wird 
intensiviert. 
•	Die Stadtbibliothek Hannover baut ein Netzwerk 
von Bildungs- und Kulturinstitutionen sowie Freiwilligen 
auf, um das Lesen zu fördern, insbesondere bei Men-
schen mit Migrationshintergrund.

•	Die Museumspädagogik der hannoverschen Museen 
richtet ihr Angebot an den veränderten Interessen 
junger Menschen aus und greift innovative Methoden 
der Geschichtsvermittlung auf.

•	Musikschule, Mädchenchor, Knabenchor sowie 
vorschulische, schulische und berufsbildende Einrich-
tungen verstärken die Zusammenarbeit bei der musi-
kalischen Bildung junger Menschen.

Kooperation:
Stadtteileinrichtungen, Stadtteilinitiativen und –vereine, Schulen, Horte, Sportvereine, 

Kultusministerium und nachgeordnete Landesbehörden
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Hannover investiert in Bildung und Kinder

Plus 3
Hannover fördert die Integration

3.1 Hilfen für benachteiligte Familien

Erziehungshilfe

Mit einem breit gefächerten Netz an Dienstleistungen 
und Institutionen werden benachteiligte Familien bei 
der Erziehung und Bildung ihrer Kinder unterstützt. 
Diese Angebote werden insbesondere auf die Bedürf- 
nisse von Menschen mit Migrationshintergrund neu 
ausgerichtet.  

•	Bildungs- und Kultureinrichtungen arbeiten eng 
mit dem Kommunalen Sozialdienst zusammen, um 
Erziehungsunterstützung miteinander abzustimmen 
und gezielt einzusetzen. In den verschiedenen Fami-
lienphasen werden zielgruppenspezifische Bildungs- 
und Hilfsangebote in dem sozialen Nahraum zur Ver-
fügung gestellt. 

•	Ein stadtweiter Dialog zu Erziehungs- und Bildungs-
fragen soll begonnen werden.

Familienzentren

•	Familien werden in ausgewählten Kindertagesstät-
ten oder in anderen sozialen Einrichtungen bei der

Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Erziehung und Bildung beraten und unterstützt. Diese 
Familienzentren arbeiten institutions- und trägerüber-
greifend und unterstützen Familien mit unterschied-
lichen Angeboten. Sie sollen die vielfach in einer 
Familie wirkenden Angebote für Eltern und Kinder 
koordinieren und ein fester Partner für Familien sein. 
Soziale Dienste, Freie Träger, Schulen und andere 
müssen für dieses Angebot gewonnen und integriert 
werden.

•	Selbsthilfeaktivitäten von Eltern werden durch 
semiprofessionelle Kräfte unterstützt, beispielsweise 
durch Elternwerkstätten. 

Familienhebammen

•	Hebammen werden qualifiziert, um in besonders 
sozial benachteiligten Quartieren jungen Familien bei 
der Gesundheitsbetreuung zu helfen. Psychosoziale  
und gesundheitliche Fehlentwicklungen der Kinder 
sollen früh erkannt und junge Eltern sensibilisiert und 
stabilisiert werden.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Bibliothek und Schule, Büro Oberbürgermeister

Kooperation:
Familienbildungsstätten, niedergelassene Hebammen, Beratungseinrichtungen für Familien, 

Bildungs- und Kultureinrichtungen

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Offene Kinder- und Jugendarbeit
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2.3 Mehr Jugendliche mit Schulabschluss

Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Schulabschlüsse

Die Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss und 
Ausbildungsplatz muss verringert werden. 

•	Jugendliche und Erwachsene werden beraten und 
erhalten Angebote für Weiterbildung, Praktika und 
soziales Training, damit sie einen Schulabschluss 
erlangen und eine berufliche Ausbildung erfolgreich 
abschließen. 

•	Junge Menschen mit Migrationshintergrund werden 
besonders gefördert.

•	Ein Schwerpunkt liegt auf Maßnahmen zum Erwerb 
von Kompetenzen beim Lesen, Schreiben und Rechnen. 

•	Kooperationsprojekte von Bildungsträgern mit der 
lokalen Wirtschaft. Unternehmen übernehmen Paten-
schaften für Schulen, um die Ausbildungsfähigkeit 
und Praxisnähe zu verbessern.

•	Förderschulen werden auf Berufsfelder ausgerichtet. 
Die vorhandenen Schulstandorte sollen optimiert 
werden.

Kooperation:
Bildungsträger, Unternehmen, Stadtteileinrichtungen, Schulen, Horte
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3.2 Prävention und Integration

Gewaltprävention

Das friedliche Zusammenleben zwischen unterschied-
lichen sozialen, nationalen, ethnischen und kulturellen 
Gruppen soll insbesondere bei Jugendlichen gefördert 
werden. 

•	Maßnahmen zur Konfliktschlichtung werden in 
Zusammenarbeit mit Schulen entwickelt und umge-
setzt. 

•	Eine besonders wichtige Zielgruppe sind hierbei 
Jungen und junge Männer. Kinder und Jugendliche

sollen in den Stadtteilen gemeinsame Verhaltensregeln 
erarbeiten.

•	Der Kommunale Sozialdienst stärkt seine Krisenin-
tervention. 

Interkulturelle Begegnung

•	Freizeitangebote werden auch auf die Sprachför-
derung, die Konfliktschlichtung und interkulturelle 
Begegnung hin neu ausgerichtet.

Plus 4
Hannover schafft familienfreundliches Wohnen

4.1 Integrative Stadtteilentwicklung

Integratives Stadtteilmanagement

Die Potenziale der hannoverschen Stadtteile sollen 
durch eine integrative Stadtteilentwicklung gestärkt 
werden. 

•	Förderung der Kooperation zwischen Einwohnerinnen 
und Einwohnern, örtlicher Wirtschaft sowie Vereinen 
und Initiativen in den Stadtteilen. 

•	Entwicklung gemeinsamer Strategien und nachhal-
tiger Maßnahmen.  

•	Kommunikationsstrukturen sollen ausgebaut werden. 

•	Nachhaltige Nutzung der vorhandenen Ressourcen 
und Qualitäten.

Soziale Stadt

•	Im Rahmen des Bund-Länderprogramms „Die soziale 
Stadt“ werden die Sanierungsgebiete Hainholz (bis ca.

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

2014), Mittelfeld (bis ca. 2008) und Vahrenheide–Ost 
(bis ca. 2009) entwickelt. 

•	Weitere Stadtteile werden zur Aufnahme in das 
Programm vorbereitet.

Stadtplatzprogramm

•	Mit dem Stadtplatzprogramm (Zehn-Jahres-
Programm seit 1999) werden Plätze mit zentraler Funk-
tion zur Stärkung der urbanen Lebensqualität moderni-
siert. Sie sollen Impulse für lokale Zentren geben.

•	Bei der Entwicklung der Projekte spielen Aspekte des 
Gender Mainstreaming, der Barrierefreiheit und der 
Kriminalprävention im Städtebau eine große Rolle.

„Hannover heißt Zuhause“

•	Die Kampagne „Hannover heißt Zuhause“ stellt die 
Lebensqualität der Stadtteile heraus und stärkt die 
Identifikation der Bevölkerung mit ihren Stadtteilen.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Wirtschaft, Fachbereich Bauen, Fachbereich Soziales, Fachbereich Jugend und Familie, 

Fachbereich Umwelt und Stadtgrün, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Kooperation:
Sanierungskommissionen, Stadtteilforen und -initiativen, Gewerbetreibende

Plus 3
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3.3 Sportförderung

Gesundheit und Sport

•	Die städtische Sportförderung wird besonders 
Kinder und Jugendliche berücksichtigen.

•	Gesundheit und Integration von jungen Menschen 
sowie Wertevermittlung für das Zusammenleben wird 
gefördert. Angebote wie beispielsweise der Mitter-
nachtssport werden fortgesetzt. Besondere Zielgruppen 
sind übergewichtige Kinder sowie Mädchen mit Mi-
grationshintergrund.  

•	Die Zusammenarbeit von Sportvereinen, Schulen, 
Kindertagesstätten und anderen Einrichtungen soll 
gefördert werden, um das Sportangebot zu erweitern.

Sportförderung

Eine veränderte Sportentwicklungsplanung soll den 
veränderten Rahmenbedingungen im Vereinssport 
und im vereinsungebundenen Sport Rechnung tragen. 
Dazu werden Angebote mit der Zielrichtung einer 
effizienteren Nutzung analysiert. Zusätzliche öffentliche 
Flächen sollen für sportliche Betätigung, insbesondere 
für den Breitensport, aktiviert werden. Für die Förde-
rung des Breitensports sollen weitere Finanzierungs-
möglichkeiten erschlossen werden.
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Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Büro Oberbürgermeister

Kooperation:
Hannoverscher Sportbund, Vereine

Verantwortlich:
Fachbereich Jugend und Familie, Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Büro Oberbürgermeister

Kooperation:
Hannoverscher Sportbund, Vereine
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4.2 Konstruktiver Dialog mit der Wohnungswirtschaft

Wohnungswirtschaft

Damit der Wohnungsmarkt in Hannover die Heraus-
forderungen der nächsten zehn Jahre bewältigen 
kann, braucht die Stadt den konstruktiven Dialog mit 
der Wohnungswirtschaft. Hierzu wurde eine enge 
Zusammenarbeit auf Stadtteilebene verabredet. Der 
konstruktive Dialog soll ermöglichen, Informationen  
und Strategien sowie geplante Maßnahmen auf ver-
traulicher Basis auszutauschen. Zielsetzung ist die 
Stabilisierung und Weiterentwicklung der Qualitäten 
des Wohnstandortes Hannover. 

•	Fortsetzung des Dialogs mit der ARGEWO.

•	Austausch von Daten und Strategien auf der Stadt-
teilebene.

•	Gemeinsame Fortschreibung des städtischen Wohn-
konzeptes.

•	Gemeinsame Erarbeitung von zielgruppen- und 
nutzungsspezifischen Konzepten zur zukunftsfähigen 
Verwendung und Marktfähigkeit.

•	Einbeziehung der Wohnungswirtschaft in die Pro-
gramme der Stadt zur integrativen Stadtteilentwicklung 
und zum Programm für innovative Wohnformen (siehe 
4.1 und 4.6).

Plus 4
Hannover schafft familienfreundliches Wohnen

4.3 Familienfreundliches Wohnen

Einfamilienhausprogramm

Junge Menschen und Familien mit Kindern sollen 
dauerhaft an den Wohnort Hannover gebunden wer-
den. 

•	Fortsetzung des Einfamilienhausprogramms von 
2005 bis 2010. Elemente des Programms: 1. Flächen-
bereitstellung, 2. Bauland- und Bodenpreise , 3. Wer-
bung, Image, Kommunikation, 4. Förderung besonde-
rer Wohnformen oder besonders ambitionierter 
gemeinschaftlicher Wohnvorhaben. 

•	Förderung eines attraktiven Wohnumfeldes und 
einer angemessenen Versorgung in den Stadtteilen 
mit der notwendigen wohnungsnahen Infrastruktur. 

•	Betreuungsangebote und Aktivitäten für Kinder und 
Jugendliche im Stadtteil.

Verantwortlich: Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Wirtschaft

Hannover-Kinder-Bauland-Bonus

Der Hannover-Kinder-Bauland-Bonus wird fortgesetzt 
und ausgebaut. 

•	Erstkäufer innenstädtischer Grundstücke oder Ei-
gentumswohnungen auf städtischen Baugrundstücken 
erhalten pro Kind eine Kaufpreisermäßigung von zehn 
Prozent pro Kind. 

•	Gefördert wird auch der Ersterwerb bebauter Ob-
jekte aus dem städtischen Grundvermögen. 

•	Private Baugemeinschaften werden begünstigt, 
wenn sie gemeinschaftlich von der Stadt ein Baugrund-
stück erwerben. 

•	Die Stadt bietet jungen Familien außerdem Hilfe-
stellung bei der Entwicklung individueller Wohnwün-
sche an.

Plus 4
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4.4 Schöne Spielplätze

Schöne Spielplätze

Kinder und Jugendliche sollen in Hannover genügend 
schöne, sichere und gut erreichbare Spielplätze haben 
und sich an der Planung, Gestaltung und Pflege aktiv 
beteiligen können.

•	„Spieloasen“. Damit Spielbedürfnisse von Kindern 
und Jugendlichen kostenneutral verändert werden 
können, werden die 500 Spielplätze der Stadt nach 
drei unterschiedlichen Kategorien ausgestattet und 
gepflegt. In jedem Stadtteil soll ein Spielplatz beson-
ders gut ausgestattet sein und viele Funktionen bieten 
(Stufe 1: Stadtteilspielplätze). Die meisten vorhande-
nen Spielplätze bleiben mit mittlerer Ausstattung 
(Stufe 2: Spielplätze). Ein Teil der erneuerungsbedür-
ftigen Spielplätze wird nicht mit Geräten erneuert, 
sondern es werden kostengünstige natürliche Mate-

rialien verwendet, wie z.B. Natursteine und Baumstäm- 
me (Stufe 3: Naturspielplätze).

•	„Heimspiel“. Schaffung eines kinderfreundlichen 
Wohnumfeldes mit privaten Kleinkinderspielplätzen 
direkt an den Wohngebäuden. Auf Privatgrundstücken 
sind Kleinkinderspielplätze anzulegen, wenn auf den 
Baugrundstücken mehr als zwei Wohnungen vorhanden 
sind. Private Kleinkinderspielplätze in Geschosswoh-
nungsanlagen werden gefördert. 

•	„Spiel mit“. Wohnungsunternehmen sollen für eine 
finanzielle Beteiligung im Rahmen von Public-Private-
Partnership gewonnen werden. Einwohnerinnen und 
Einwohner, Kinder und Jugendliche sowie Schulen 
übernehmen mit Patenschaften die Verantwortung 
für die Pflege von Spielplätzen.

Plus 4
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4.5 Saubere Stadt

Sauberkeit

Sichere und saubere öffentliche Räume sollen dazu 
beitragen, dass Menschen zu Hannover eine positive 
Beziehung haben, wenn sie hier wohnen, arbeiten 
oder einkaufen.

•	Ein Netzwerk mit haupt- und ehrenamtlichen Küm-
merern soll aufgebaut werden, damit Grünflächen

und Parks, Stadtteilplätze und Spielplätze sauber 
bleiben. 

•	Künftig soll verstärkt jede/r Einzelne beim verant-
wortungslosen Umgang mit Müll in die Pflicht genom-
men werden.

Kooperation: Bürgerbüro Stadtentwicklung, Arbeitsgemeinschaft der Wohnungsunternehmen  
in der Region Hannover (ARGEWO); HAUS & GRUND Hannover

Verantwortlich: Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Informationsstelle Rat und Sicherheit, Fachbereich Recht und Ordnung, 

Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Bauen, Bereich Öffentliche Grünflächen

Kooperation: Wohnungswirtschaft, Arbeitsgemeinschaft der Wohnungsunternehmen in der 
Region Hannover (ARGEWO)

Verantwortlich:
Fachbereich Umwelt und Stadtgrün

Kooperation:
Wohnungsunternehmen, Stadtteilrunden, Mietervereine und -initiativen

Kooperation:
aha, Polizei, Region Hannover, Unternehmen

Verantwortlich:
Büro Oberbürgermeister, Fachbereich Umwelt und Stadtgrün
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4.6 Sichere Stadt

Sicherheit

In Hannover wird durch öffentliche und freie Träger, 
Vereine, Gruppen, Initiativen und andere Einrichtungen 
bereits seit langem vielseitige und wertvolle Präven-
tionsarbeit geleistet. 

•	Maßnahmen für ein sicheres Hannover werden 
weiterentwickelt und gefördert, wie beispielsweise  
die Kriminalprävention im Städtebau.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Recht und Ordnung, Bereich Öffentliche Grünflächen

•	 Die Arbeit des Kommunalen Kriminalpräventions-
rates (KKP) Hannover wird fortgesetzt. Ziel des Zu-
sammenschlusses von Behörden, Einrichtungen und 
Institutionen ist es, durch entsprechende Maßnahmen 
die Entstehung von Gewalt und Kriminalität bereits  
im Vorfeld zu verhindern und auf aktuelle Entwicklun-
gen schnell zu reagieren.

Plus 5
Hannover handelt weltoffen

5.1 Europa in Hannover

Metropolregion

Der niedersächsische Kernraum Hannover-
Braunschweig-Göttingen wurde als Metropolregion 
von europäischer Bedeutung offiziell anerkannt. Die 
Landeshauptstadt Hannover hat die Initiative zur 
Ausweisung aktiv unterstützt und beteiligt sich an der 
Realisierung der im Rahmen der Metropolregion 
definierten Projekte und Ziele. Die Aktivitäten der 
Metropolregion werden über die im Bereich Regionale  
und Europaangelegenheiten angesiedelte Geschäfts-
stelle koordiniert.

EU-Kooperationsprojekte

Die Landeshauptstadt Hannover wird die Beteiligung 
an von der EU-Kommission im Rahmen von Aktions-
programmen geförderten internationalen Projekten

fortsetzen. Auf diesem Wege sollen der Wissenstransfer 
zwischen verschiedenen europäischen Städten geför- 
dert und die Europafähigkeit der Stadtverwaltung 
gesteigert werden. Zudem sollen lokalen Unternehmen 
Marktchancen im Zuge der Projektrealisierung eröffnet 
und das internationale Profil Hannovers, auch durch 
Einwerbung von EU-orientierten Veranstaltungen, 
geschärft werden.

Veranstaltungsreihe „Hannover in Europa“

In einzelnen Veranstaltungen soll jeweils ein Land 
der EU und die hier lebenden Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger in den Mittelpunkt gestellt werden (Fort-
setzung der begonnenen Reihe). Damit wird der eu-
ropäische Charakter der Stadt gestärkt und die Iden-
tifikation der nicht-deutschen EU-Bürgerinnen und 
–Bürger mit Hannover deutlich verbessert.

Plus 4
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4.7 Impulse für innovative Wohnformen

Innovative Wohnformen

In Hannover werden innovative Wohnformen 
entwickelt und gefördert. 

•	Ein Schwerpunkt ist das generationenübergreifende 
Wohnen. Selbständiges häusliches Wohnen von älte-
ren Menschen im vorpflegerischen Bereich wird un-
terstützt.

•	Das Wohnen in der Innenstadt wird entwickelt 
und gefördert.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Gebäudemanagement

•	Nicht mehr benötigte Gewerbeflächen und -bauten 
sollen als Angebot für individuelles Wohnen genutzt 
werden. 

•	In Kooperation mit Partnern, wie dem Bürgerbüro 
Stadtentwicklung, wird über innovative Wohnformen 
informiert. 

•	Mit Wettbewerben werden innovative Projekte 
ausgezeichnet und öffentlich gemacht.

Plus 5
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Interkulturelle Öffnung

Die Bearbeitung interkultureller Fragestellungen ist 
eine Regelaufgabe der Verwaltung. Im Rahmen der 
Personal- und Organisationsentwicklung wird daher 
überprüft, welche Verbesserungen im Leistungsprofil  
der Verwaltung notwendig sind, um eine interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung zu gewährleisten.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Alle Fachbereiche

 •	Durch Fortbildungsmaßnahmen in den Fachberei-
chen wird die interkulturelle Kompetenz gestärkt, um 
frühzeitig auf kulturelle oder religiöse Konflikte rea-
gieren zu können. 

•	Junge Menschen mit Migrationshintergrund sollen 
verstärkt für eine Ausbildung bei der Stadt Hannover 
gewonnen werden.

Kooperation:
Bürgerbüro Stadtentwicklung, Wohnungswirtschaft

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Wirtschaft

Kooperation:
Kommunaler Kriminalpräventionsrat (KKP) Hannover, Polizei, Region Hannover, 

Wohnungsunternehmen

Verantwortlich:
Büro Oberbürgermeister

Verantwortlich:
Zentrale Steuerung und Verwaltungsentwicklung
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Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Wirtschaft, Fachbereich Museen und Kulturbüro, Fachbereich Bibliothek und Schule, 

Fachbereich Bildung und Qualifizierung, Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

5.2 Interkulturelle Öffnung der Personal- und 
Organisationsentwicklung

Kooperation:
Metropolregion Hannover-Braunschweig-Göttingen, Vereinigungen von nicht-deutschen EU-Bürgerinnen 

und -Bürger, Konsulate, Unternehmen, Region Hannover, Land Niedersachsen

Verantwortlich:
Büro Oberbürgermeister
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6.1 hannoverimpuls

hannoverimpuls

Die Förderung und Zusammenarbeit der Stadt Han- 
nover mit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft han-
noverimpuls ist ein zentrales Element der Wirtschafts-
förderung zur langfristigen Wirtschaftsstruktur-
entwicklung des Standorts. Die Zusammenarbeit mit 
hannoverimpuls soll fortgesetzt werden.

•	hannoverimpuls hat sich auf fünf Schwerpunktbran-
chen konzentriert, die in der Region Hannover über-
proportional wachsen. Dazu zählen die Automobil-,  
IT-, Lasertechnologie-, Life Science- sowie Produkti-
onstechnik. Diese innovativen Branchen werden zu 
Kompetenzzentren / Clustern weiterentwickelt und  
durch Gründungs-, Ansiedlungs- und Wachstumsini-
tiativen gestärkt, um langfristig Arbeitsplätze zu 
schaffen.

•	hannoverimpuls wird in die wirtschaftspolitischen 
Prozesse und Entscheidungen innerhalb der Stadt 
eingebunden.

Beispielhaft werden hier folgende Maßnahmen be-
nannt:

Gründungswettbewerbe:

Lighthouse 2005, Plug & Work und Zukunftsfabrik 
Produktionstechnik: Im Laserzentrum (LZH) Hannover,  
im Expo Park Campus und im Produktionstechnischen 
Zentrum erhalten Gründerinnen und Gründer sowie 
Ansiedlungsinteressierte unterschiedlicher Bereiche

 mit Erfolg versprechenden Geschäftskonzepten für 
ein Jahr mietfreie Bürofläche und finanzielle Unter-
stützung, um in dem innovativen Umfeld des LZH das 
eigene Unternehmen aufzubauen. Strategisches Coa-
ching, ein „Hannover Welcome Package“ und die 
Einbindung in Netzwerke, z.B. über das Forum IuK, 
runden das Angebot ab.

Branchenprojekte:

Kompetenzzentren Life Sciences und Laser Akademie: 
Ziel ist die Bündelung vorhandener Kompetenzen in  
den Segmenten Biomedizinische Technik, Medizintech-
nik, Bio-Photonik und der pharmazeutischen Entwick-
lung (BIOMETI) beziehungsweise die Aus- und Wei-
terbildung von Fachkräften im gesamten Spektrum 
der optischen Technologien.

Branchenübergreifende Projekte:

Personal/ Ausbildung
Bei kurz- und mittelfristigen Personalengpässen bietet 
hannoverimpuls das komplette Spektrum von Perso-
naldienstleistungen an - von der Arbeitnehmerüber-
lassung über die Personalvermittlung bis hin zum 
Outplacement. Dieses Projekt schärft das Profil als 
tatsächliche Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft und 
dient mittlerweile als Vorbild für ähnliche Initiativen 
in Dortmund, Zwickau und Peine. hannoverimpuls 
Ausbildung e.V. unterstützt Unternehmen bei der 
langfristigen Personalentwicklung durch die Förderung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze.

Plus 5
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5.3 Ausbau von Integrationskursen

Integrationskurse

Migrantinnen und Migranten, die schon längere Zeit 
in Hannover wohnen, sollen durch Sprach- und Inte-

Kooperation: Bildungsträger

grationskurse gefördert werden. Dieses Angebot der 
Volkshochschule richtet sich an erwachsene Mirgran-
tinnen und Migranten, die nicht im Rahmen des §43 
AufenthG gefördert werden können.

Plus 6
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Wirtschaftsförderung

Die städtische Wirtschaftsförderung unterstützt Un-
ternehmen und Branchen bei der Beseitigung von 
Entwicklungshemmnissen, bietet gut zugängliche 
Informationen über Serviceangebote, Fördermöglich-
keiten, Fördereinrichtungen sowie städtische und 
überörtliche Planungen und leistet Netzwerkarbeit  
bei der Bildung von Kooperationen - insbesondere 
auch für kleine und mittlere Unternehmen. 

Einzelhandel und Nahversorgung

Die Möglichkeiten, in unmittelbarer Nähe zur eigenen 
Wohnung Dinge des täglichen Bedarfs einkaufen und 
Dienstleistungen erhalten zu können, ist eine beson-
dere Qualität der Stadtteile Hannovers. Gastronomie, 
Wochenmärkte oder einfach die Möglichkeit, andere 
Menschen zu treffen, runden das Angebot ab und 
helfen, sich mit dem Stadtteil zu identifizieren.
Damit diese Qualität erhalten bleibt und im Hinblick 
auf zukünftige Anforderungen und Entwicklungen 
ausgebaut werden kann, steht die Landeshauptstadt 
Hannover mit den führenden Anbietern und Interes-
sensvertretern im konstruktiven Dialog und regelmä-
ßigen Kontakt.

Flächenmanagement

Errichtung eines strategischen Flächenmanagements 
für alle städtischen Flächen mit dem Ziel der städte-
baulichen und fiskalischen Nutzungsoptimierung und 
der Vorhaltung eines sofort verfügbaren und transpa-
renten Bestands an marktgerechten Flächen für Un-
ternehmen.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Umwelt und Stadtgrün u.a.

Projektarbeit

Projekte, die den Wandel in einzelnen Branchen er-
leichtern, werden mit öffentlichen und privaten Part-
nern entwickelt, durchgeführt und gefördert (Öko- 
Profit, Materialeffizienzinitiative). Migrantinnen und 
Migranten werden gezielt und verstärkt als Akteure  
im Wirtschaftsprozess angesprochen.

Messe-, Kongress- und Tourismusstandort

Hannover wird seinen nationalen und internationalen 
Ruf als Messe- und Kongressstandort und als Touris-
musziel weiter stärken und intensiv mit der Deutschen 
Messe AG, dem Flughafen, dem Hannover Tourismus 
Service und der Hannover Marketing Gesellschaft 
zusammenarbeiten.

Wirtschaftsforen

Betriebe und Unternehmen werden bei der Stadtteil-
entwicklung mit einbezogen. Die Selbstorganisation 
und Vielfalt in den Stadtteilen wird durch verschie-
denartige, lokale Wirtschaftsforen gefördert.

Regionales Denken

Die Beispielprojekte für eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit auf regionaler Ebene, wie das Unternehmerbüro, 
werden weiter ausgebaut. 
Das regionale Einzelhandelskonzept wird fortgeschrie-
ben. 
Die Vermarktung der Wirtschaftsregion Hannover auf 
internationaler Ebene (z.B. Messen, Centers of Ex-
cellence) wird fortgeführt und mit weiteren privaten 
Partnern ausgebaut.

6.2 Wirtschaftsförderung

Beteiligt bei der Stadtverwaltung: Büro Oberbürgermeister, Fachbereich Recht und Ordnung

Verantwortlich: Fachbereich Bildung und Qualifizierung

Verantwortlich:
Fachbereich Wirtschaft, Fachbereich Planen und Stadtentwicklung

Kooperation:
Unternehmen und Gewerbetreibende, Wirtschaftsorganisationen und 

Interessensverbände, Region Hannover, Land Niedersachsen, 
Sanierungskommissionen, Stadtteilforen und -initiativen, Hochschulen u.a.
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Kooperation: Unternehmen und Gewerbetreibende, Wirtschaftsorganisationen und 
Interessensverbände, Region Hannover, Land Niedersachsen, Hochschulen

Verantwortlich: Fachbereich Wirtschaft
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6.3 Modernisierung der Innenstadt

Innenstadt

Die Innenstadt von Hannover wird kontinuierlich 
modernisiert und attraktiver gestaltet, damit sich die 
City als überregionaler Einkaufsstandort, als kulturelles 
Zentrum Niedersachsens und als attraktives Touris-
musziel positionieren kann. Darüber hinaus werden  
in Zusammenarbeit mit ansässigen Innenstadt-
Akteuren spezielle Profile für einzelne Einkaufsla-
gen/Cityquartiere entwickelt und gestärkt.

City-Achse Stadtmitte / Kröpcke-Hauptbahnhof-
Raschplatz-Lister Meile

Zahlreiche Bauprojekte in der City führen zu einer 
kommerziellen Stärkung und stadtgestalterisch attrak-
tiveren Innenstadt Hannovers. Insbesondere zwischen 
dem Platz der Weltausstellung und dem nördlichen 
Hauptbahnhof gibt es aktuelle Bauvorhaben und Pla-
nungen. 

•	Zusammen mit einer geplanten Umgestaltung des 
Kröpcke-Centers müssen die öffentlichen Räume der 
Stadtmitte modernisiert werden. Mittel- bis langfristig 
ist auch die Modernisierung der angrenzenden öffent-
lichen Räume der 70er Jahre erforderlich, beispiels-
weise Platz der Weltausstellung, Karmarschstraße.

•	Mit den aktuellen Projekten rund um den Haupt-
bahnhof, wie dem Bau des ECE, entstehen neue kom-
merzielle Impulse. Der Neubau eines CityBusTerminal 
schafft Platz für das Projekt Lister Dreiecke, die öffent-
lichen Räume vor dem Justizgebäude und an den 
nördlichen Ausgängen des Bahnhofs werden durch  
die Umgestaltung gestalterisch und funktional aufge-
wertet.

•	Der Bereich Raschplatz am Übergang zur Lister 
Meile wird aufgrund hochbaulicher Modernisierungen 
auch im öffentlichen Raum überarbeitet.

Altstadt/Südliche Innenstadt

•	In Zusammenarbeit mit ansässigen Innenstadt-
Akteuren werden spezielle Profile für einzelne Ein-
kaufslagen/Cityquartiere entwickelt und gestärkt. 

•	Die Einmaligkeit der Altstadt wird durch neue 
Projekte am Hohen Ufer gesteigert. 

Öffentliche Räume

•	Die klassizistischen Achsen, die vom Ernst-August-
Platz ausstrahlen, wie die Kurt-Schumacher-Straße,  
die Joachimstraße und Lavesstraße, sollen aufgewertet 
werden. 

•	Die Umgebung der Innenstadt soll besser angebun-
den und gestärkt werden, dazu zählen Goseriede, 
Nikolaifriedhof und Nikolaistraße.

•	Der kleine Platz an der Einmündung zum Warm-
büchenviertel soll als Ergebnis des „Forums 
Warmbüchenviertel“ umgestaltet werden.

Grün- und Aufenthaltsqualitäten

Die Aufenthaltsqualität in der Innenstadt wird durch 
Ruhe-, Spiel- und grüne Erlebnisbereiche sowie Licht-
installationen verbessert (Rathenauplatz, Georgsplatz, 
Goseriede).

Plus 6
Hannover stärkt die Wirtschaft

6.4 Beschäftigungsförderung

Städtische Beschäftigungsförderung 

Die städtische Beschäftigungsförderung bietet der 
ARGE Region Hannover und der Agentur für Arbeit 
durch den Stützpunkt Hölderlinstraße eine breite  
Palette von Beschäftigungsangeboten zur Wiederein-
gliederung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger in den 
regulären Arbeitsmarkt. Dabei sind alle Maßnahmen 
begleitet von einem Qualifizierungsangebot, sozialer 
Betreuung und Integrationsberatung. Besondere An-
gebote werden auch für andere städtische Fachberei-

Kooperation:
Beschäftigungs- und Qualifizierungsträger in der Region Hannover

che koordiniert und der Nachfrage entsprechend 
werden andere regionale Qualifizierungsträger betei-
ligt, um zielorientiert zu arbeiten.
Zugleich werden Initiativen anderer Träger im Jugend-
bereich (bis zum 25. Lebensjahr) und auch bei den  
anderen Altersgruppen mit Spitzenfinanzierungsantei-
len abgesichert, wenn sonst die Durchführung der 
Projekte oder Maßnahmen nicht sicher gestellt werden 
kann. Der besondere Fokus soll im mittelfristigen 
Zeitraum auf dem Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 
liegen. Konzeptionelle Vorschläge sind in der Planung.

Verantwortlich:
Fachbereich Soziales

Plus 7
Hannover verbindet Wissenschaft und Stadt

7.1 Kooperation

Wissenschaftsstadt

Die Profilierung als Wissenschaftsstadt soll durch 
eine gezielte Förderung der Kooperation der wissen-
schaftlichen Einrichtungen und Hochschulen in Han-
nover und in der Metropolregion Hannover-

Kooperation:
Wissenschaftliche Einrichtungen in der Region Hannover und in der 

Metropolregion, Unternehmen und Verbände, hannoverimpuls, Region Hannover

Braunschweig-Göttingen erreicht werden. Dazu gehört  
die regelmäßige Ausrichtung des Festes der Wissen-
schaften. Darüber hinaus beabsichtigt die Stadt Han-
nover, sich am Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ 
zu beteiligen.

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Wirtschaft, Büro Oberbürgermeister

Verantwortlich:
Kultur- und SchuldezernatPl
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Kooperation:
City-Gemeinschaft, Unternehmen, Wirtschaftsverbände, Kultureinrichtungen, Immobilieneigentümer

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Museen und Kulturbüro

Verantwortlich:
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Wirtschaft
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Plus 7
Hannover verbindet Wissenschaft und Stadt

7.2 Wissenstransfer

Wissenstransfer

Auf der lokalen und regionalen Ebene muss ein systematisch angelegter Wissenstransfer zwischen Hochschulen  
und Wirtschaft und Stadtgesellschaft unterstützt werden.

Plus 7
Hannover verbindet Wissenschaft und Stadt

7.3 Projekt L3 - Leibniz in Hannover

Leibniz - Lessing - Lichtenberg

Unter dem Titel „L3 “ wird eine Kooperation populärer,  
aber hochwertiger Projekte entwickelt, in deren Mit-
telpunkt die epochalen Denker Leibniz (Hannover), 
Lessing (Braunschweig-Wolfenbüttel) und Lichtenberg 
(Göttingen) stehen, die mit der kulturgeschichtlichen 
Identität der Region untrennbar verbunden sind. Für 
Hannover sind vorgesehen:

•	Eine überregional wirksame Großausstellung zu

G.W. Leibniz, die das Werk des Gelehrten in angemes-
sener Breite vorstellt und daher an einem außerge-
wöhnlichen Ort (Galeriegebäude) gezeigt werden soll. 

•	Als nachhaltige Folgeeinrichtung gibt es eine fünf-
jährige Erlebnis-Ausstellung zu den technisch-
physikalischen Entwicklungen von Leibniz.

•	Einrichtung eines jährlich wiederkehrenden Bil-
dungsangebotes (Summer School) für Studierende 
aus EU-Ländern zu technisch-physikalischen Themen.

Plus 8
Hannover l(i)ebt Stadtkultur

Erneuerung der Kulturförderung

Die strukturellen Stärken der hannoverschen Kultur-
landschaft – Vielfalt der Institute und Angebote, 
Autonomie der Häuser, innovative Programm- und 
Vermittlungskonzepte – sollen nachhaltig durch eine 
Weiterentwicklung und Erneuerung der Kulturförde-
rung gestärkt werden. Systematische Förderung der 
jungen Kunst und Kultur.
Maßnahmen im Einzelnen:

•	Stärkung der qualitativen Aspekte der Förderung, 
u.a. durch Jurys und Beiräte, neue Schwerpunktset-
zungen („Priorisierung“).

Beteiligt bei der Stadtverwaltung: Fachbereich Bildung und Qualifizierung

•	Betriebswirtschaftliche Beratung und „Anleitung“  
im Zuwendungsverfahren.

•	Neuordnung, Neustrukturierung der Freien Theater 
und ihrer Förderung.

•	Beteiligung eines gesamtstädtischen Kulturrates 
als unabhängiges Beratungsgremium des Rates in 
Fragen der Kulturförderung.

•	Unterstützung junger Künstlerinnen und Künstler  
und Musikerinnen und Musiker, Theatercamps, Lese-
karawanen, Schreibwerkstätten.

Plus 8
Hannover l(i)ebt Stadtkultur

8.2 Herrenhausen und Sprengel Museum Hannover

Kulturelle Highlights

Die Herrenhäuser Gärten und das Sprengel Museum 
Hannover sind überregional herausragende Kulturorte 
in der Stadt, die erheblich zur Attraktivitätssteigerung 
der Kulturstadt Hannover beitragen.

Herrenhausen (Großer Garten, Berggarten, Georgen-
garten und Regenwaldhaus) soll durch Restaurierung 
und Erneuerung der Anlagen, durch Schaffung zusätz-
licher Attraktionen und einer Verbesserung des Mar-
ketings weiter aufgewertet und insgesamt intensiver 
vermarktet werden.

Maßnahmen im Einzelnen:

•	Restaurierung und Erneuerung der Gartenanlagen, 
Bauwerke, Wege und technischen Anlagen.

•	Verbesserung des gesamten Informationssystems 
in den Gärten sowie über die Gärten und Veranstal-
tungen.

Verantwortlich: Kultur- und Schuldezernat

•	Ausweitung der Veranstaltungen und Entwicklung 
neuer Attraktionen ( z.B. Winter-Festwochen, Lichtin-
stallationen wie beispielsweise Lumina Botanica, 
Teilnahme an der „Gartenregion 2008“). 

Die hannoverschen Museen werden ausgebaut und 
um Ausstellungsräume erweitert, um die herausra-
genden und kulturhistorisch bedeutsamen Sammlun-
gen angemessen und verbessert präsentieren zu 
können. Dies betrifft insbesondere das Sprengel Mu-
seum Hannover, in dem die der Stadt übereignete 
Sammlung von Werken Niki de Saint Phalles verstärkt 
präsentiert werden soll. Voraussetzung dafür ist, dass 
die Finanzierung in gemeinsamer Anstrengung mit 
der Stadtgesellschaft gewährleistet werden kann. Dies 
gilt auch für die anderen Museen und Ausstellungs-
häuser, deren Kooperationen verstärkt und deren 
Arbeit unterstützt werden soll, wie beispielhaft im 
Bereich der zeitgenössischen Kunst mit dem Kunst-
verein und der kestnergesellschaft.

8.1 Erneuerung der Kulturförderung

Verantwortlich: Fachbereich Museen und Kulturbüro

Kooperation: Kulturinstitutionen

Beteiligt bei der Stadtverwaltung: Fachbereich Museen und Kulturbüro, Herrenhäuser Gärten

Kooperation: Verschiedene Kulturinstitutionen und Unternehmen
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Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Büro Oberbürgermeister, Fachbereich Museen und Kulturbüro, Fachbereich Bibliothek und Schule

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Bildung und Qualifizierung, Büro Oberbürgermeister, Herrenhausen Gesellschaft

Kooperation:
Wissenschaftliche Einrichtungen in der Region Hannover und in de r Metropolregion, 

Unternehmen und Verbände, hannoverimpuls, Region Hannover

Verantwortlich:
Fachbereich Bibliothek und Schule, Fachbereich Wirtschaft

Verantwortlich:
Fachbereich Museen und Kulturbüro

Kooperation:
u.a. kommunale und wissenschaftliche Einrichtungen in der Metropolregion Hannover-Braunschweig-

Göttingen, Unternehmen, Hannover Marketing Gesellschaft, Hannover Tourismus Service
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Plus 8
Hannover l(i)ebt Stadtkultur

8.3 Großveranstaltungen

Großveranstaltungen

Hannover profiliert sich weiterhin als Standort für 
überregionale Kulturevents, Sportveranstaltungen 
und Kongresse. Die Aktivitäten zur Einwerbung von

Verantwortlich:
Büro Oberbürgermeister

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Bibliothek und Schule, Fachbereich Jugend und Familie, 

Fachbereich Umwelt und Stadtgrün

Kooperation:
Stadtsportbund, Hannover Marketing Gesellschaft, Hannover Congress Centrum

Eventveranstaltungen sowie das Kultur- und Veran-
staltungsangebot werden weiter gestärkt. Die Hanno- 
ver Marketing Gesellschaft wirbt international für 
Hannover als Austragungsort für (Sport-)Events.

Plus 9
Hannover schützt Klima und Umwelt

9.2 Klimaschutzregion Hannover

Klimaschutzregion Hannover

Hannover setzt sein Engagement bei den regionalen 
Klimaschutzprogrammen fort und entwickelt gemein-
sam mit Partnern aus der Privatwirtschaft neue Pro-
gramme für eine nachhaltige Energiezukunft, mit dem 
Ziel „60% CO2-Minderung bis 2050“ in der Region 
Hannover zu erreichen. Das Projekt Klimaschutzregion 
Hannover wird fortgesetzt.
Schwerpunkte sind nachhaltige energetische Moder-
nisierung der Wohngebäude, Neubau besonders ener-
gieeffizienter Gebäude, Ausbau der Solarthermie, 
Biogas- und Biomassennutzung, Stromeinsparung, 
Umweltverträgliche Mobilität, Förderprogramme, 
Qualifizierungsmaßnahmen und Veranstaltungen für 
den Klimaschutz. 

Mehrere Einzelprojekte befinden sich in der Startphase:

•	Nullemissionssiedlung „In der Rehre“ am Rande 
von Wettbergen in Hannover.

•	EU-Projekt CONCERTO – Hannover hat gemein-
sam mit dem europäischen Projektpartner Nan-
tes/Frankreich einen EU-Antrag gestellt. Wenn es 
zum erfolgreichen Vertragsabschluss kommt, wird 
allein Hannover fünf Jahre lang insgesamt drei Millio-
nen Euro (Stand Mai 2005) für die energetische Sa-
nierung von rund 330 Altbauwohnungen und den 
Einsatz erneuerbarer Energien in den Stadtteilen 
Vinnhorst/Vahrenwald und Ahlem erhalten. 

•	Einrichtung eines Kompetenzzentrums für Energe-
tische Modernisierung und Klimaschutz an der Fach-
hochschule Hannover. Gemeinsam mit der Fachhoch-
schule Hannover sind als Projektpartner die Universität 
Hannover, die Region Hannover, enercity, die Klima-
schutzagentur, proKlima und die Landeshauptstadt 
Hannover vorgesehen.

Plus 9
Hannover schützt Klima und Umwelt

Internationale Gartenbauausstellung 2017 / 
Bundesgartenschau 2019

Hannover bewirbt sich für die Internationale Garten-
bauausstellung 2017 im Stadtteil Misburg. Die IGA 
2017 ist ein wichtiger Motor für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung, da sie zur modellhaften Sanierung 
und Revitalisierung eines Raffinerie-Altstandorts 
beiträgt.  Die IGA 2017 soll das Motto „Die Welt im

Verantwortlich:
Wirtschafts- und Umweltdezernat

Garten“ tragen. Mit der IGA 2017 bietet sich die 
Chance, das seit langem brachliegende und erheblich 
belastete Gelände der Deurag-Nerag GmbH zu sanieren  
und städtebaulich sinnvoll zu integrieren. Das poten-
zielle IGA-Ausstellungsgelände besteht aus dem ein-
gezäunten IGA-Kernbereich und den offenen IGA-
Erweiterungsbereichen mit einer Gesamtfläche von 
ca. 144,6 Hektar.

9.1 Internationale Gartenbauausstellung 2017 / 
Bundesgartenschau 2019
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Verantwortlich:
Wirtschafts- und Umweltdezernat

Beteiligt bei der Stadtverwaltung:
Fachbereich Gebäudemanagement, Fachbereich Wirtschaft

Fachbereich Planen und Stadtentwicklung, Fachbereich Umwelt und Stadtgrün 
(Leitstelle Energie und Klimaschutz), Fachbereich Tiefbau

Kooperation:
Stadtwerke Hannover AG, Region Hannover, enercity-Fonds proKlima , Klimaschutzagentur, 

Wirtschafts- und Umweltverbände, Handwerkskammer Hannover , Industrie- und Handelskammer, 
Fachhochschule Hannover, Wohnungsgesellschaften, Verbraucherzentrale Niedersachsen
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Plus 9
Hannover schützt Klima und Umwelt

9.3 Differenzierte Planung und Pflege von Grünflächen

Planung und Pflege von Grünflächen

Mit einem Entwicklungskonzept für Grünflächen und 
Landschaftsräume soll die Planung und Pflege diffe-
renziert werden. Ohne zusätzliche Pflegekosten soll 
so eine Vielfalt und ökologische Aufwertung der 
Flächen ermöglicht werden. Die Pflegeintensität reicht 
von intensiver Pflege, beispielsweise von historischen 
Gärten und Stadtplätzen, bis zur Verbuschung und 
Aufwaldung von städtischen Grünflächen. Grünflächen 
werden entsprechend flächendeckend eingeordnet.
Landwirte können Landschaftsräume nutzen. Flächen 
können an Naturschutzverbände übergeben werden. 
Die Öffentlichkeit wird bei der Veränderung des 
Stadtgrünbildes beteiligt.

Nutzung temporärer Brachen

„Zwischendurch schön“. Mit einem strategischen 
Flächenmanagement werden temporäre Brachen op-
tisch und ökologisch aufgewertet. Einwohnerinnen 
und Einwohner oder Gewerbetreibende können diese 
Flächen für eine Zwischennutzung pachten. Dies führt 
zur Imageverbesserung von Quartieren mit Brachen 
und zur Müllvermeidung.

Freiraumplanung

„Neugrün“. Die bisherige Freiraumplanung in Hannover 
wird um neue Elemente ergänzt, die flexibler auf die 
Bedürfnisse der Einwohnerinnen und Einwohner ein-
gehen und Pflegekosten reduzieren. Dazu gehören: 
Gemeinschaftswiesen für beispielsweise Obstanbau, 
hundefreies Spielen, ökologische Projekte, Nachbar-
schaftsparks und Waldparks.

Plus 9
Hannover schützt Klima und Umwelt

9.4 Gartenregion Hannover 2008

Gartenregion Hannover 2008

Die Region Hannover will sich von einer ihrer schön-
sten Seiten zeigen und sich mit ihrem Gartengesicht 
präsentieren. Ziel ist, eine regionale Identifikation zu 
schaffen und gleichzeitig die regionale Wirtschaft zu 
fördern. Zielgruppen sind sowohl die Einwohnerinnen 
und Einwohner der Region als auch Touristen aus

ganz Deutschland, die Kurzurlaube in der Region 
verbringen sollen. Dazu werden unterschiedliche 
„buchbare“ Angebotspakete geschnürt. 2008 ist als 
Aktionsjahr von Frühjahr bis Herbst vorgesehen. 
Gedacht ist jedoch, die dann entwickelten Potenziale 
und Netzwerke dauerhaft zu etablieren, so dass das 
„Gartengesicht“ ein bleibender Faktor sowohl der 
Naherholung bleibt als auch in den Tourismus einfließt.

Plus 9
Hannover schützt Klima und Umwelt

9.5 Artenvielfalt in der Stadt

Artenvielfalt in der Stadt

Hannover ist Lebensraum für eine Vielzahl auch sehr 
seltener Tier- und Pflanzenarten. Diese „Biodiversität“ 
kann mit oft nur geringen Mitteln geschützt und 
entwickelt werden (gute Beispiele sind hier z.B. die 
Aktion „Nistmöglichkeiten für Mauersegler“ oder die 
Fledermausvoliere in der Waldstation). Über eine 
gezielte Umweltbildungsarbeit kann das Verständnis  
für ökologische Zusammenhänge an konkreten Bei-
spielen in der Stadt deutlich gemacht werden – frei

Verantwortlich:
Bereich Landschaftsräume und Naturschutz

nach dem Motto: „Was ich kenne, werd’ ich schützen!“ 
Hannover als grüne Stadt und Stadt der Gärten kann 
auch hier ein besonderes zusätzliches Profil entwickeln.

Schwerpunkte können sein:
•	Artenvielfalt entdecken

•	Neue Lebensräume schaffen

•	Konkrete Artenhilfsprogramme für gefährdete Pflan-
zenarten z.B. in Naturwaldparzellen.

Verantwortlich:
Wirtschafts- und Umweltdezernat

Kooperation:
Private, Deutsche Bahn, ECE, Verbände, Hannover Tourismus Service, Hannover Marketing Gesellschaft, 

Fachverlage, Nord/LB, Kommunen der Region

Verantwortlich:
Region Hannover, Fachbereich Umwelt und Stadtgrün

Kooperation:
Region Hannover, Natur- und Umweltverbände
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UNSERE GEMEINSAME VISION 
Wir, Europäische Kommunalbehörden, vereint in der Europäischen 
Kampagne Zukunftsbeständiger Städte & Gemeinden, versammelt anläss-
lich der Aalborg+10 Konferenz, bekräftigen unsere gemeinsame Vision 
einer zukunftsbeständigen Entwicklung unserer Städte und Gemeinden. 
Wir haben die Vision integrativer, prosperierender, kreativer und zukunfts-
beständiger Städte und Gemeinden, die allen Einwohnerinnen und 
Einwohnern hohe Lebensqualität bieten und ihnen die Möglichkeit 
verschaffen, aktiv an allen Aspekten urbanen Lebens mitzuwirken. Seit 
der Rio-Konferenz 1992 und der Verabschiedung der Nachhaltigkeitsprin-
zipien der „Charta der Europäschen Städte und Gemeinden auf dem Weg 
zur Zukunftsbeständigkeit“(Aalborg Charta) 1994, hat sich unsere Vision 
mit dem Lissabonner Aktionsplan „Von der Charta zum Handeln“ (1996),  
dem „Hannover Aufruf der europäischen Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister an der Schwelle zum 21.Jahrhundert“ (2000) sowie dem 
„Aufruf von Johannesburg (Johannesburg Call)“ (2002) stetig erweitert. 
Wir erachten die „Inspiring Futures – Aalborg+10“ Konferenz 2004 als 
einen Meilenstein dieses anhaltenden Prozesses. 

1 GOVERNANCE  
Wir verpflichten uns, unseren Entscheidungsfindungsprozessen durch 
mehr direkt-demokratische Mitwirkung neuen Schwung zu verleihen. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. eine gemeinsame langfristige Vision für eine zukunftsbeständige Stadt 
oder Gemeinde weiterzuentwickeln,  
2. in den Kommunalbehörden und Gemeindeverwaltungen Kapazitäten 
für Mitwirkung und zukunftsbeständige Entwicklung zu schaffen, 
3. alle Sektoren der lokalen Gesellschaft einzuladen, sich effektiv am 
Entscheidungsfindungsprozess zu beteiligen, 
4. unsere Entscheidungen offen, berechenbar und transparent zu machen, 
5. effektiv und partnerschaftlich mit anderen Städten und Gemeinden 
sowie anderen staatlichen Bereichen zu kooperieren. 

2 URBANES MANAGEMENT  
FÜR ZUKUNFTSBESTÄNDIGKEIT 
Wir verpflichten uns, effektive Managementabläufe zu implementieren, 
angefangen bei der Formulierung über die Umsetzung bis hin zur Evalu-
ierung. 
Wir werden daran arbeiten,  
1. die Lokale Agenda 21 oder andere kommunale Zukunftsbeständigkeits-
prozesse zu stärken und sie im Zentrum kommunaler Verwaltung zu 
verankern, 
2. integriertes Management auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit zu 
erbringen, das auf dem Vorsorgeprinzip beruht und mit der thematischen 
Strategie „Städtische Umwelt“ der EU übereinstimmt, 
3. Ziele und Zeithorizonte im Rahmen der Aalborg Commitments festzu-
legen und das Aalborg Commitments Monitoring Review zu befolgen,  
4. sicherzustellen, dass Fragen der Zukunftsbeständigkeit zentral für den 
urbanen Entscheidungsfindungsprozess sind und dass die Mittelzuordnung 
auf starken und breit angelegten Kriterien der Zukunftsbeständigkeit 
basiert und  
5. mit der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und 
Gemeinden und ihren Netzwerken zu kooperieren und den Fortschritt zu 
evaluieren, den wir im Hinblick auf das Erreichen der Zukunftsbeständig-
keitsziele machen. 

3 GEMEINSCHAFTLICHE NATURGÜTER 
Wir verpflichten uns, die volle Verantwortung für den Schutz und die 
Erhaltung der natürlichen Gemeinschaftsgüter zu übernehmen. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. den Verbrauch der Primärenergie zu verringern und den Anteil an 
regenerativen und sauberen Energien zu erhöhen,  
2. die Wasserqualität zu verbessern und den Wasserverbrauch effizienter 
zu gestalten, 
3. die Artenvielfalt zu fördern und zu erhöhen und uns um Naturschutz-
gebiete und Grünflächen zu kümmern, 
4. die Bodenqualität zu verbessern und ökologisch produktives Land zu 
bewahren und 
5. die Luftqualität zu verbessern. 

4 VERANTWORTUNGSBEWUSSTER 
KONSUM UND LEBENSWEISE 
Wir verpflichten uns, den umsichtigen Gebrauch von Ressourcen massiv  
zu fördern und zukunftsbeständigen Konsum und Produktion zu unter-
stützen. 
Wir werden daran arbeiten,  
1. Abfälle zu vermeiden und zu reduzieren und Wiederverwendung und 
Recycling zu erhöhen,

2. Abfälle in Übereinstimmung mit dem Stand der Technik zu behandeln 
und zu bewältigen, 
3. unnötigen Energieverbrauch zu vermeiden und die Energieeffizienz 
des Endverbrauchs zu verbessern,  
4. dem Beschaffungswesen die Kriterien der Zukunftsbeständigkeit 
zugrunde zu legen und  
5. zukunftsbeständige Produktion und zukunftsbeständigen Konsum aktiv 
zu fördern. 

5 STADTPLANUNG UND STADTENTWICKLUNG 
Wir verpflichten uns, eine strategische Rolle bei der Städteplanung und 
–entwicklung im Hinblick auf ökologische, soziale, wirtschaftliche, 
gesundheitsspezifische und kulturelle Fragen zu übernehmen. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. heruntergekommene oder benachteiligte Gegenden neu zu nutzen 
und umzugestalten,  
2. eine Zersiedelung zu vermeiden, eine angemessene städtische Ver-
dichtung zu erreichen und der Umnutzung von Industriebrachen gegenüber 
Entwicklungen auf der grünen Wiese den Vorzug zu geben, 
3. einen gesunden Mix aus Gebäuden und Entwicklungen sicherzustellen, 
mit einem ausgewogenen Verhältnis an Arbeitsplätzen, Wohnungen und 
Dienstleistungen, wobei Wohnvierteln in Stadtzentren Priorität eingeräumt 
wird, 
4. angemessene Erhaltung, Renovierung und Nutzung/Wiedernutzung 
unseres urbanen kulturellen Erbes zu gewährleisten und 
5. Kriterien der Zukunftsbeständigkeit für Entwurf und Konstruktion 
festzusetzen und qualitativ hochwertige Architektur und Bautechnologien 
zu fördern. 

6 VERBESSERTE MOBILITÄT, 
WENIGER VERKEHR 
Wir anerkennen die Wechselbeziehungen zwischen Verkehr, Gesundheit 
und Umwelt und verpflichten uns, zukunftsbeständige Mobilitätsalterna-
tiven zu fördern. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. die Notwendigkeit für privaten motorisierten Verkehr zu verringern, 
2. den Anteil der Wege, die mit öffentlichem Nahverkehrs, zu Fuß oder 
per Fahrrad zurückgelegt werden, zu erhöhen, 
3. attraktive Alternativen zur Nutzung privater Kraftfahrzeuge zu fördern,
4. einen integrierten und zukunftsbeständigen urbanen Mobilitätsplan 
zu entwickeln und 
5. den Einfluss von Verkehr auf die Umwelt und die Gesundheit der 
Bevölkerung zu verringern. 

7 KOMMUNALE 
GESUNDHEITSFÖRDERNDE MAßNAHMEN 
Wir verpflichten uns zum Schutz und zur Förderung von Gesundheit und 
Wohlbefinden unserer Bürgerinnen und Bürger. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. ein Bewusstsein für die breiteren, meist außerhalb des eigentlichen 
Gesundheitssektors zu findenden Gesundheitsfaktoren zu schaffen und 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, 
2. Gesundheitsprogramme der Städte zu fördern, die unseren Städten ein 
Instrument an die Hand geben, strategische Partnerschaften zur Förderung 
der Gesundheit einzugehen und zu pflegen, 
3. Benachteiligungen im Gesundheitsbereich und Armut entgegenzuwirken, 
und regelmäßig über die Fortschritte, die bei der Verringerung bestehender 
Diskrepanzen gemacht werden, zu berichten, 
4. Gesundheitsvertäglichkeitsprüfungen als Instrument für alle Bereiche zu 
fördern, um die Arbeit auf Fragen der Gesundheit und Lebensqualität zu 
lenken und  
5. Stadtplaner zu mobilisieren, gesundheitliche Fragestellungen in ihre 
Planungsstrategien und Initiativen einzubeziehen. 

8 DYNAMISCHE UND 
ZUKUNFTSBESTÄNDIGE LOKALE WIRTSCHAFT 
Wir verpflichten uns zur Entwicklung und Sicherung einer dynamischen 
lokalen Wirtschaft, die Arbeitsplätze schafft ohne dabei die Umwelt zu 
beeinträchtigen. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. Maßnahmen zu verabschieden, die Arbeitsplätze und Existenzgründungen 
vor Ort anregen und unterstützen, 
2. mit Unternehmen vor Ort zu kooperieren, um Good Corporate Practice  
zu fördern und umzusetzen, 
3. Zukunftsbeständigkeitsgrundsätze für die Ansiedlung von Unternehmen  
zu entwickeln und umzusetzen, 
4. die Märkte darin zu bestärken, lokal und regional zu produzieren und
5. zukunftsbeständigen Tourismus vor Ort zu fördern.

9 SOZIALE GERECHTIGKEIT  
Wir verpflichten uns zur Sicherung eines integrativen und unterstützend 
wirkenden Gemeinwesens. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. Maßnahmen zu ergreifen, die Armut bekämpfen, 
2. gerechten Zugang zu öffentlichen Diensten, Bildung, Arbeitsplätzen, 
Schulungen und Informationen zu gewährleisten, 
3. soziale Integration und Gleichberechtigung von Gender Gleichstellung zu 
fördern, 
4. Schutz und Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern und 
5. gute Wohn- und Lebensbedingungen zu sichern.

10 VON LOKAL ZU GLOBAL 
Wir verpflichten uns zu lokalen Maßnahmen zum Wohle des globalen 
Friedens, der globalen Gerechtigkeit und der globalen zukunftsbeständigen 
Entwicklung. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. die internationale Zusammenarbeit zu stärken und lokale Antworten auf 
globale Fragen zu entwickeln, 
2. unseren Einfluss auf die globale Umwelt, insbesondere im Hinblick auf 
das Klima zu verringern, 
3. die Verfügbarkeit und den Konsum von Produkten aus dem Fairen Handel 
zu fördern, 
4. die Grundsätze umweltpolitischer Gerechtigkeit zu fördern und 
5. das lokale Verständnis und das Bewusstsein für globale Zukunftsbestän-
digkeit zu verbessern.

Anlässlich des Europäischen Kongresses „Die Stadt und die Behinderten“ 
in Barcelona, Spanien am 23. und 24. März 1995, haben die unterzeich-
nenden Städte folgende Erklärung aufgenommen: 

1. Dass die Würde und der Wert eines Menschen Bedingungen sind, die 
allen Menschen eigen sind, unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer 
Weltanschauung, ihrem Alter und ihren Fähigkeiten.

2. Behinderung ist ein dynamischer Begriff, der sich aus der Interaktion 
zwischen individuellen Begabungen und den Lebensbedingungen der 
Umgebung ergibt, in der sich diese Begabungen manifestieren. Es gehört 
daher zur Verantwortung der Gemeinschaft und ihrer gesellschaftlichen 
Organisation, günstigere Bedingungen für die Entwicklung der betroffenen 
Menschen zu fördern und dabei alle Umstände zu vermeiden oder zu 
beseitigen, die einer solchen Entwicklung im Wege stehen oder sie 
verhindern.

3. Dass die Stadt als eine gemeinschaftliche Form der gesellschaftlichen 
Organisation, die in all den verschiedenen Kulturen überall auf unserem 
Planeten zu finden ist, sich der notwendigen Mittel und Ressourcen 
versichern muss, um gleiche Chancen, gleiche Lebensqualität und gleiche 
Beteiligung all ihrer Einwohner am städtischen Leben zu fördern. 

4. Dass der Unterschied zwischen „Normalität“ und Behinderung falsch 
definiert ist und es daher notwendig erscheint, die Unterschiede zwischen 
Bürgern als Teil der Vielfalt zu betrachten, die die Gesellschaft ausmacht  
und dementsprechend Dienstleistungen als Strukturen zu konzipieren, 
damit sie von jedermann genutzt werden können und zugleich in den 
meisten Fällen die Existenz von spezifischen Einrichtungen für Behinderte 
überflüssig zu machen.

Deshalb nehmen die unterzeichnenden Städte die Übereinkünfte an, die  
im folgenden als Erklärung „Die Stadt und die Behinderten“ bezeichnet 
werden. Sie stimmen hiermit überein: 

a) sich auf unterschiedlichen nationalen und internationalen Foren für die 
Erklärung „Die Stadt und die Behinderten“ einzusetzen, um auf diese 
Weise ihren Grundsätzen und Prämissen die größtmögliche Zustimmung 
zu verschaffen.

b) Prozesse der Zusammenarbeit in Gang zu setzen, die eine vollständige 
Anwendung der Übereinkünfte ermöglichen, die in der Erklärung „Die 
Stadt und die Behinderten“ niedergelegt sind, indem sie von den überge-
ordneten Territorialeinheiten die notwendige Zusammenarbeit einfordern.

c) Kommunikationskanäle zwischen den verschiedenen Städten einzurich-
ten, um Fortschritte bei der Förderung gleicher Chancen für ihre  behin-
derten Bürger anzuregen und zu unterstützen, um die Stetigkeit der 
Information zu sichern, insbesondere im Hinblick auf Zeichen und Symbole 
und um allgemein die Harmonisierung der kommunalen Politik für diese 
Bürgerinnen und Bürger zu fördern.

Präambel

Dass die Behinderten vollwertige Mitglieder der Gemeinschaften sind, in 
denen sie leben und ihre Stellung in verschiedenen internationalen 
Konventionen anerkannt ist, besonders in der Internationalen Menschen-
rechtsdeklaration, dem Internationalen Abkommen über Bürger und 
Politische Rechte, der Konvention über die Rechte der Kinder, der Erklärung 
über die Rechte der Behinderten und der Erklärung über die Rechte von 
geistig Behinderten.

Dass Behinderte das Recht haben, im Kontext der für die gesamte 
Bevölkerung getroffenen Vorkehrungen Aufmerksamkeit für ihr e indivi-
duellen und sozialen Bedürfnisse und ebenso eine Förderung ihrer 
Entwicklung als Menschen zu erhalten, um ihnen den Kontakt mit der 
übrigen Bevölkerung unter Berücksichtigung ihrer persönlichen Lebens-
umstände zu ermöglichen.

Die Behinderten haben das Recht auf technische und soziale Unterstützung, 
die die Folgen ihrer jeweiligen Behinderung möglichst minimiert, sowie 
darauf, die Nutznießer einer auf Chancengleichheit ausgerichteten Politik 
zu sein, ein Recht, das die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
der Resolution 48/69 vom 4. März 1994 zu „Vereinheitlichten Regeln 
über gleiche Chancen für Behinderte“ festgelegt hat.

Dass die Behinderten das Recht auf gleiche Chance haben, als anerkannte 
Bürger einer Gesellschaft, die pluralistisch ist und Achtung vor der 
Verschiedenheit und Vielfalt der individuellen Personen hat. Sie haben 
auch das Recht, an den gesellschaftlichen Angelegenheiten ihrer Gemein-
schaft teilzuhaben, ohne Einschränkung des Genusses des Wohlstandes,  
den die Entwicklung dieser Gesellschaft hervorbringen mag.

DIE AALBORG COMMITMENTS:

Die Stadt und die behinderten Menschen

Auszug aus der Erklärung von Barcelona, 1995:




